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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
16. Jahrgang 1968 3. Heft/Juli 

WOLFRAM BAUER 

WERTRELATIVISMUS UND WERTBESTIMMTHEIT 

IM KAMPF UM DIE WEIMARER DEMOKRATIE 

Zum Methodenstreit der Staatsrechtslehrer und seiner Bedeutung für die Politologie1 

I 

D as Bekenntnis der Bundesrepublik Deutschland zur gemeinsamen Tradition der 

westlichen Demokratien und die Wiedereinführung der Wissenschaft von der 

Politik als Lehrgebiet an deutschen Universitäten nach dem zweiten Weltkrieg 

stehen nicht zufällig in einem inneren Zusammenhang. Vor allem anderen sind 

es spezifische Wertvorstellungen, welche jenes Demokratiemodell kennzeichnen 

und dieser Wissenschaft zugrunde liegen. Denn sowohl für die politische Ordnung 

unseres Gemeinwesens als auch für dessen politologische Durchdringung bedeutet 

das Wertproblem ein konstitutives Element. 

Anhand der Sicherstellung dieser Wissenschaftslage bemüht sich der Politologe 

um die kritische Analyse aller „Faktoren der politischen Entscheidung".2 Dieser 

Titel der Festgabe für Ernst Fraenkel stößt auf die Kernfrage der Politologie, 

welche davon ausgeht, daß die Entscheidung in der Politik auf einer Komplexion 

vielfältiger Einflüsse beruht. Denn „nur, wenn wir integralwissenschaftlich zu 

denken vermögen, nur aus einer Verknüpfung empirischer und normativer For­

schungsmethoden eröffnet sich uns ein umfassender Zugang zum Verständnis der 

Theorie und der Praxis der Politik".3 

Arnold Bergsträsser resümiert: „wer entscheidet, und wie entschieden wird, 

diese Frage nach Willensbildung, Willensausüburig und Willensfolgen bildet eines 

der analytischen Zentralprobleme des wissenschaftlichen Denkens über Politik" 

als „von dem, was ist, von dem, was möglich ist, und von dem, was sein soll".4 

Die Universitäten der Weimarer Republik besaßen keine Lehrstühle für diese 

1 Dieser Aufsatz stellt die gekürzte Fassung des Einleitungs- sowie des Schlußkapitels der 
phil. Dissertation (FU Berlin) des Verfassers dar, die unter dem gleichen Titel bei Duncker 
& Humblot, Berlin, in der Reihe „Beiträge zur Politischen Wissenschaft" erscheinen wird. 

2 Faktoren der politischen Entscheidung, Festgabe für Ernst Fraenkel zum 65. Geburtstag, 
hrsg. von Gerhard A. Ritter und Gilbert Ziebura, Berlin 1963. 

3 Fraenkel, Die Wissenschaft von der Politik und die Gesellschaft, in: Die Wissenschaften 
und die Gesellschaft, Abendvorträge der Freien Universität Berlin im Winter 1962/63, Ber­
lin 1963, S. 89ff., 104. 

4 Arnold Bergsträsser, Die Stellung der Politik unter den Wissenschaften, in: Politik in 
Wissenschaft und Bildung, Freiburger Studien zur Politik und Soziologie. 2. erw. Aufl., 
Freiburg 1966, S. 17ff., 23f. 
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Integralwissenschaft, im Gegensatz zu den Staaten der westlichen Demokratien. 

Und in der Literatur jener Zeit findet man nu r vereinzelt Bemerkungen wie die 

von Paul Tillich: „Politik ist eine komplexe Wissenschaft, sie vereinigt ein sozial­

technisches und ein normatives Element in sich."5 Vielmehr drückte das Erbe 

einer relativistischen Wissenschaftstheorie dem Staatsdenken in der ersten deut­

schen Demokratie von Anfang an seinen unverkennbaren Stempel auf. Zutreffend 

kritisiert Hermann Brill rückblickend, daß es, wie „die Ereignisse genügend auf­

weisen, nicht zuviel, sondern zu wenig Theorie in Deutschland" gegeben habe.6 

U m ein bekanntes Wort von Hegel zu modifizieren, beginnt die moderne 

deutsche Politologie wie die Eule der Minerva ihren Flug in der Dämmerung der 

wertfreien Sozial- und Staatsrechtswissenschaft, deren Morgenrot mi t der Aus­

merzung des Naturrechts anzusetzen ist. Will man das akzeptieren, dann arbeitet 

die Politologie in der Diktion von Carl Joachim Friedrich „mit der Hypothese, 

daß es in der Tat allgemeingültige Werte gibt".7 

I I 

Die zahlreichen während der Weimarer Republik erschienenen Schriften deut­

scher Staatsrechtslehrer nehmen in der politologischen Quellenliteratur einen 

nicht mehr zu übersehenden Platz ein. Diese Untersuchungen sind eine noch längst 

nicht ausgeschöpfte Fundgrube moderner Demokratieforschung. Franz L . Neu­

mann hebt dazu hervor, es sei richtig, daß „die Staatsrechtswissenschaft der 

Weimarer Demokratie Leistungen aufzuweisen hat, wie vielleicht kein anderes 

Land der Welt" , aber, fährt er einschränkend fort, im Grunde habe das damalige 

Staatsrecht „sowohl das Problem der Demokratie als auch das Problem der Staats­

wissenschaft verkannt".8 

Der infolge des „Sonderweges"9 der deutschen Philosophie seit Kant aufge­

brochene Gegensatz von Sein und Sollen hat nicht nur das „Schicksal deutschen 

Geistes"10 einem verhängnisvollen Relativismus überlassen und damit die Bahn 

für die „Zerstörung der Vernunft"1 1 vorbereitet, sondern geradezu die irrationale 

5 Paul Tillich, Das System der Wissenschaften, Göttingen 1923, S. 144. - Es sei aber 
an die Gründung der „Deutschen Hochschule für Politik" in Berlin im Jahre 1920 erinnert. 

6 Hermann L. Brill, Die Problematik der modernen Staatstheorie, Schriftenreihe der 
Deutschen Hochschule für Politik, Berlin 1950, Seite 7. 

7 Carl Joachim Friedrich, Die politische Wissenschaft, München 1961, S. 12. 
8 Franz L. Neumann, Die Wissenschaft der Politik in der Demokratie, Schriftenreihe 

der Deutschen Hochschule für Politik Berlin, Heft 1, Berlin 1950, S. 7 unter Erwähnung von 
Carl Schmitt, Hermann Heller, Hans Reisen, Gerhard Anschütz, Heinrich Triepel, Richard 
Thoma und Rudolf Smend, ganz „gleichgültig, wie man zu der Politik der verschiedenen 
Gelehrten steht". 

9 Formulierung von Hans Maier, Zur Lage der politischen Wissenschaft in Deutschland, 
in dieser Zeitschrift 10 (1962), S. 225ff., 242. 

10 Helmuth Plessner, Das Schicksal deutschen Geistes im Ausgang seiner bürgerlichen 
Epoche, Zürich und Leipzig 1935. 

11 Georg Lukacs, Die Zerstörung der Vernunft, 2. Aufl., Neuwied-Berlin 1962. 



Wertrelativismus und Wertbestimmtheit im Kampf um die Weimarer Demokratie 211 

Endlösung im „Mythos vom Dritten Reich"12 gefördert. D e m Niedergang des 

Naturrechts und der alten deutschen Politiken folgte die Denaturierung der mate­

riellen Rechtsstaatsidee zur rechtspositivistischen Methodenlehre. Diese Entwick­

lung entspricht dem Dualismus von Staat und Gesellschaft, von Politik und Ethik 

als dem symptomatischen Analogon deutscher Obrigkeitsideologie im 19. Jahr­

hundert . Die Weimarer Reichsverfassung war eine Spätgeburt dieser wissenschaft­

lichen Epoche formalistischen Denkens. 

Es gehört zu den erregenden Ereignissen der neueren Wissenschafts- und 

Geistesgeschichte, wie sich innerhalb von kurzen vierzehn Jahren der gleiche 

Vorgang einer Ablösung des Rationalismus durch den Irrationalismus wie zur 

Zeit der Romantik als Gegensatz zwischen unüberbrückbaren Denkhaltungen 

vollzog, durch den die agnostische Verfassungsidee schließlich in das Getriebe eines 

weltanschaulichen Chaos gerät. Zutreffenderweise nennt man den 30. Januar 1933 

das „letzte Menetekel der positivistisch-formalistischen Staatsrechtslehre" und ihrer 

hilflosen, selbstverschuldeten Ohnmacht.13 

Die historischen Folgen der abermaligen Trennung Deutschlands vom „Wert-

system des politischen Humanismus westlicher Prägung"1* führten nach dem 

zweiten Weltkrieg zu Überlegungen darüber, das Lehrgebiet der traditionellen 

Allgemeinen Staatslehre in eine Staatsrechtslehre und eine Wissenschaft von der 

Politik zu unterteilen. Darin liegt ein großer Vorwärtsschritt in Richtung auf ein 

naturrechtlich fundiertes Demokratiedenken. 

Obwohl der Niedergang des deutschen Parlamentarismus seit Jahren ein bevor­

zugter Forschungsgegenstand der Historiker ist, könnte eine politologische Frage­

stellung nach der „Auflösung der Weimarer Republik"15 nicht ohne Heranziehung 

anderer Disziplinen, die uns Zugang und Material für die Spaltung der Staats­

anschauung liefern, mi t Befriedigung beantwortet werden. D e m Verfall der 

Demokratie entspricht vor allem der adäquate Zerfall der deutschen Staatsrechts­

lehre. Kurt Sontheimer widmet mit großem Recht in seinem Buch über „Anti­

demokratisches Denken in der Weimarer Republik" diesem Gebiet ein besonderes 

Kapitel und macht darauf aufmerksam, daß dieses Phänomen in seiner Gesamtheit 

„bislang noch nicht die Beachtung gefunden" habe, die es verdiene.16 

Zwar ist die wechselseitige Verflechtung zwischen Politologie und Staatsrecht 

grundsätzlich unbestritten, nichtsdestoweniger bedarf sie einer vertieften Erörte­

rung. Harold J. Laskis Bemerkung behält ihre bleibende Gültigkeit: „What the 

Absolute is to metaphysics, that is the State to political theory."1 7 Denn der Polito­

loge hat die Aufgabe, unter „Verwertung der Forschungsergebnisse der Verfas­

sungsrechtswissenschaft den politischen Gehalt, die politische Relevanz und den 
12 Jean P. Neurohr, Der Mythos vom Dritten Reich, Stuttgart 1957. 
13 Kurt Sontheimer, Politische Wissenschaft und Staatsrechtslehre, Freiburg' 1963, S. 8. 
14 Plessner, Das Schicksal, S. 21 . 
15 Karl-Dietrich Bracher, Die Auflösung der Weimarer Republik, 1. Aufl., Stuttgart 1955. 
16 Kurt Sontheimer, Antidemokratisches Denken in der Weimarer Republik, München 

1962, S. 20 und 4. Kapitel, S. 79ff. 
17 Harold J. Laski, Studies in the problem of sovereignty, London 1924, S. 6. 
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politischen Effekt der Verfassungsordnung und der einzelnen Verfassungsnormen 

klarzustellen ".18 

Darüber hinaus vermitteln uns die Aussagen hervorragender Staatsrechtslehrer 

zu einer geltenden Verfassung wesentliche Einblicke in die Staatsauffassungen 

ihrer Epoche. Diese Interpretationsergebnisse enthalten im Kern Staatstheorien, 

welche kritisch geprüft und miteinander verglichen werden müssen. Damit nehmen 

wir eine Anregung Dahrendorfs auf, daß „experimentelle Wissenschaft" den 

Versuch fordere, solche „Themen der Forschung anzupacken, die andere zuvor 

bearbeitet haben, u m deren Theorien nach Möglichkeit zu widerlegen"!19 

Der vielschichtige Gegensatz zwischen demokratischem und antidemokratischem 

Denken als Kriterium der Weimarer Epoche spiegelt sich im Staats- und Ver­

fassungsrecht als Gegensatz zwischen relativistischer und politisierter Wissenschafts­

lehre wider, bevor über die Rückwendung zu einer materiell und soziologisch 

konzipierten Staatslehre gleichzeitig die Neuschaffung der Politologie unter Be­

jahung der pluralistischen Demokratie gelingt. 

Auf den ersten Blick scheint dieses doppelte Umschlagen der Staatsvorstellung 

lediglich eine methodologische Frage zum Geltungsproblem des Rechts aufzu­

werfen, die allein den Juristen betrifft.20 Dazu kommen die Probleme des empirisch 

vorgehenden Soziologen, der nach funktionellen Machtverstrickungen innerhalb 

eines Herrschaftsmodells fragt, u m es deuten zu können. Aber erst die Hinzunahme 

der normativen Sehweise gestattet es dem Politologen, im Wandel der juristischen 

Methode nicht nur eine interpretationsanalytische Diskussion über Institutionen, 

oder soziologisch gesprochen, über die Verschiebung der Funktionsweisen zu sehen, 

sondern vielmehr darin den Versuch einer Rechtfertigung konkreter Werthaltungen 

für die gesamte politische Ordnung und der Struktur ihrer Entscheidungsfällung 

zu erkennen. Der Streit u m die Verfassungsauslegung jener Zeit gipfelte in der 

Gretchenfrage danach, was das Gemeinwohl sei, und wie man es realisieren könne. 

Die Unversöhnlichkeit von Weltanschauungen und Staatsideen, die auf unter­

schiedlichen Sozialordnungen als Verfassungssubstrat beruhen, bildete den Hinter­

grund des großen publizistischen Methodenkampfes. 

Während in der Vergangenheit des kaiserlichen Deutschlands eine nahezu un­

umstrittene Einhelligkeit über die Legitimitätsgrundlage und die Organisation 

der politischen Gewalt herrschte, wurde mit der Revolution von 1918 „das Be­

wußtsein der Problematik der Methode in der Rechts- und Staatswissenschaft in 

einem bisher wohl nie gekannten Maße geweckt. Die Meinungsverschiedenheiten 

über die Methode sind aber zugleich Meinungsverschiedenheiten über den Gegen­

stand. Denn der Gegenstand bestimmt die Methode und die Methode den wissen-

18 Fraenkel, Die Wissenschaft von der Politik und die Gesellschaft, S. 94. 
19 Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 1965, S. 184. 
20 Dazu die Untersuchungen von Werner Kägi, Die Verfassung als rechtliche Grundordnung 

des Staates, Zürich 1945; Peter Badura, Die Methoden der neueren allgemeinen Staatslehre, 
Erlangen 1959; eventuell noch Ernst-Wolfgang Böckenförde, Gesetz u. gesetzgebende Ge­
walt, Berlin 1958. 



Wertrelativismus und Wertbestimmtheit im Kampf um die Weimarer Demokratie 213 

schaftlich erfaßbaren Gegenstand."21 In der Tat war der Gegenstand Staat seit der 

neuen Verfassungsordnung ein erheblich anderer geworden, über den sich kein 

allgemeiner Konsensus durchsetzte. So blieb der ewige Widerstreit zwischen Nomos 

und Kratos, Recht und Politik, nicht auf die gesellschaftliche Sphäre beschränkt, 

sondern er erstreckte sich auf die Staatsauffassung selber. Die Wahl der Methode 

bedeutet hierbei die vorweggenommene weltanschauliche Einordnung des Ver­

suches, über das Formelle hinaus auch politisch und materiell des Gegenstandes 

wieder habhaft zu werden. 

Der Legitimitätszweifel an der relativistischen Staatsidee der Weimarer Demo­

kratie war der auslösende Faktor dafür, nach konkreten Legitimitätsbildern zu 

suchen, die ihrerseits ein deutliches Licht auf die politischen Standorte der erken­

nenden Subjekte werfen. „Das Subjekt spiegelt sich gewissermaßen in dem Bild, 

das es sich von seinem Gegenstand macht", schreibt Ernst Topitsch.22 „Es gibt 

einen Imperialismus der Methoden", warnte Paul Tillich zu Beginn der zwanziger 

Jahre.23 Denn die Auseinandersetzung zwischen den einen, welche die wissen­

schaftliche Substantiierung der Staatsauffassung verlangen, und den anderen, 

welche die Modifizierung der wertfreien Methode ablehnen, war das Abbild eines 

politischen dissensus, der den klassischen Schulfall des Zusammenwirkens von 

„Zerstörung und Selbstzerstörung der Demokratie"24 darstellt. 

Insoweit ist die Weimarer Republik wissenschaftstheoretisch gesehen „epochal­

typisch"25 für das Nebeneinander von Wertrelativismus und Wertbestimmtheit. Die 

Diskrepanz zwischen Legalität und Legitimität als Folge des Fehlens einer allge­

meingültigen Wertgrundlage führte zur gegenseitigen Bezichtigung der Illegitimität 

unter den Parteien und Gruppen als einer Selbstverständlichkeit der politischen Tages­

ordnung.26 Die Gleichsetzung von pluralistischem und neutralem Staat sollte sich 

bitter rächen. „Wir haben es in der Weimarer Zeit mit einer Epoche zu tun, in 

der gerade der absolutistische Anspruch der Weltanschauungen den nicht mehr 

abzuwehrenden Relativismus des kulturellen Lebens, der in den sozialen und 

ökonomischen Schichtungen der Gesellschaft seine Entsprechung hat, auf die Spitze 

trieb und so die Positionen unversöhnlich gegeneinander stellte."27 Unser Problem 

hat „die offene Gesellschaft und ihre Feinde"2 8 zum Thema. 
21 Dietrich. Schindler, "Verfassungsrecht und soziale Struktur, 3. unv. Auflage Zürich 1950, 

S. 3. - Ders., Recht Staat Völkergemeinschaft, Zürich 1948, bes. Der Kampf ums Recht 
in der neueren Staatsrechtslehre (1927), S. 5 ff. 

22 Ernst Topitsch, Sozialtheorie und Gesellschaftsgestaltung, in: Theorie und Realität, 
hrsg. von Hans Albert, Tübingen 1964, S. 307ff., 310. 

23 Paul Tillich, Das System der Wissenschaften, S. 26. 
24 Karl J. Newman, Zerstörung und Selbstzerstörung der Demokratie, Europa 1918-1933, 

Köln und Berlin 1965. 
25 In der neueren Literatur versucht vor allem Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner 

Epoche, München 1963, diese Untersuchungsmethode. 
26 Carl Schmitts Schrift, Legalität und Legitimität, Berlin u. Leipzig 1932, bes. S. 38, 

liegt dieses Problem zugrunde. 
27 Sontheimer, Antidemokratisches Denken, S. 59. 
28 Karl R. Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, 2 Bde., Bern 1957/58. 
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Unter der jüngeren Literatur ist vor allem das große Werk von Arnold Brecht 

über „Politische Theorie"2 9 als die bedeutsamste Auseinandersetzung mi t dem 

wissenschaftlichen Wertrelativismus zu erwähnen. Während sich Brecht aber auf 

das politische Denken beschränkt, muß das Phänomen des Wertrelativismus und 

seine Überwindung auch als Problem der Demokratielehre und ihres Regierungs­

systems analysiert werden. Es geht uns u m die vielseitige Verknüpfung zwischen 

wissenschaftlicher Methode, politischer Theorie und gesellschaftlicher Entschei­

dungsordnung. 

I m weiteren Zusammenhang ist zu beachten, daß Deutschland wie alle Staaten, 

die von Frankreich und dem Denken Rousseaus inspiriert wurden, der „rationalen" 

oder „klassischen" Demokratietheorie nähersteht als der von England geprägten 

„empirischen" oder „Konkurrenztheorie" der Demokratie.30 Parallel zu diesen 

Unterscheidungen hat Fraenkel seine Lehre von der „plebiszitären" und „reprä­

sentativen" Komponente im demokratischen Verfassungsstaat entwickelt.31 Die 

Haltung der Parteien während der Weimarer Republik entspricht unverkennbar 

jenem Typ, welcher dem plebiszitären den Vorrang vor dem repräsentativen 

Entscheidungsbereich einräumt, was auf die deutsche Tradition demokratischer 

Vorstellungen im Kampf gegen die Monarchie zurückzuführen ist. 

Yaakov Leib Talmon schildert in seinem Buch über „Die Ursprünge der totali­

tären Demokratie"32 die Herausbildung des liberal-demokratischen und des mes-

sianisch-totalitären Herrschaftssystems aus ihrer gemeinsamen Wurzel in der 

Französischen Revolution. Während der linke Totalitarismus über den Weg des 

Vulgärdemokratismus entsteht und daher im Ergebnis ein pervertierter Liberalis­

mus ist, entstammt der rechte Totalitarismus einer anderen Geisteswelt. Talmon 

deckt die prinzipielle Bedeutung dieses Gegensatzes auf: „die totalitären Systeme 

der Rechten hingegen nehmen als Ausgangspunkt ein Kollektiv: den Staat, die 

Nation oder die Rasse" und „operieren ausschließlich mit historischen, rassischen 

und organischen Kategorien, — Begriffe, die dem Individualismus und Rationalis­

mus völlig fremd sind". Der Mensch solle „den kollektiven Elan" durch Massen­

emotionen erleben. Auf dieses System sei Demokratie als „Begriff nicht anwendbar. "33 

Anhand dieser Differenzierung drängt sich die Frage nach einem dem rechten 
29 Arnold Brecht, Politische Theorie, Die Grundlagen politischen Denkens im 20. Jahr­

hundert, Deutsche Ausgabe, Tübingen 1961. 
30 Für die Unterscheidung rational und empirisch vgl. Giovanni Sartori, Democratic 

Theory, Praeger Edition 1965, S. 43, die Fraenkels Unterteilung zwischen klassischer und 
Konkurrenztheorie entspricht, vgl. Strukturdefekte der Demokratie und deren Überwindung 
in : Deutschland und die westlichen Demokratien, Stuttgart 1964, S. 48ff., 58, 62f. im An­
schluß an Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 2. Aufl. Bern 
1950, S. 397ff., 427ff. 

3 1 Fraenkel, Die repräsentative und die plebiszitäre Komponente im demokratischen Ver­
fassungsstaat in: Deutschland... , S. 71 f; ähnlich Werner Kägi, Rechtsstaat und Demokratie, 
in: Demokratie und Rechtsstaat, Festgabe zum 60. Geburtstag von Zaccaria Giacometti, 
Zürich 1953, S. 107ff., 108. 

32 Yaakov Leib Talmon, Die Ursprünge der totalitären Demokratie, Köln u. Opladen 1961. 
33 Ebenda, S. 6f. 
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Totalitarismus vorgelagerten Zwischentypus auf. Solche Kreuzungs- oder Schein­

formen entwickeln sich nach Karl Löwenstein „häufig in. den Übergangsstadien 

von einem politischen System zum anderen".34 Der Übergangstypus ist hier ein 

national-vulgärer Antidemokratismus, sein konkreter Name heißt „die konservative 

Revolution".35 Ist der linke Totalitarismus demnach das Resultat einer pervertierten 

Fortschrittsidee, so ist der rechte Totalitarismus das Resultat einer pervertierten 

Entwicklungsidee. Wilhelm Weischedel bezeichnet das abendländische Denken 

als eine Verschlingung von ratio und intuitio, aber immer dann „gerät es auf 

den Irrweg, wenn eines der beiden Momente sich verabsolutiert, wenn das Denken 

in die bloße Aufklärung des Verstandes abgleitet oder in die Nacht der reinen 

Mystik versinkt".36 

Die in der Trennung von Sein und Sollen angelegte Zwiespältigkeit des deut­

schen Geistes in seinem Verhältnis zu Macht und Moral war die tiefste Ursache 

nicht nu r des multivalenten Geschichts-, sondern ebenso des gespaltenen Staats­

bewußtseins während der Weimarer Republik. Die Überwindung der wertfreien 

Staats- und Demokratielehre seitens der konservativen Gruppe erfolgte auf einem 

antiparlamentarischen und antipluralistischen Weg, der schließlich als Irrweg in 

den Totalitarismus einmündete. So ging die geistige Saat des 19. Jahrhunderts 

bald nach der Revolution zu einem Wildwuchs auf, der alle Gemeinsamkeiten 

sprengte. I m Kern stellt das Schicksal des Weimarer Verfassungsstaates einen un­

erbittlichen Kampf zwischen Aufklärung und Gegenaufklärung, zwischen Neu­

kantianismus einerseits und Neuhegelianismus andererseits dar, gegen den es keine 

Hilfe gab. Vielmehr enthüllt diese wissenschaftliche Polarität die weltanschaulichen 

Horizonte jener Zeit. 

Gesellschaftliche Aktion und geschichtliche Reflexion rangen gegeneinander u m 

die Beute der agnostischen Staatsanschauung und u m eine neue Ordnung. Der 

Widerspruch zwischen einem politischen System, das „die Demokratie gestattete, 

und einer sozialen Struktur, die sie verbot", führte nicht zu Annäherung und 

Einschmelzung, sondern rief den militanten Protest gegen die politische Form 

hervor37, wie überhaupt das damalige Denken gekennzeichnet war vom Gegensatz 

zwischen Fortschritt und Reaktion.38 Der Weimarer Verfassungsstaat hat u m den 

Preis seiner Auflösung für unsere Gegenwart die Wendung der politischen Theorie 

und Praxis vom Wertrelativismus zur allgemein legitimierten Wertgrundlage der 

Demokratie bezahlt. 

34 Karl Löwenstein, Verfassungslehre, Tübingen 1955, S. 28, vgl. S. 11 über die Um­
wandlung der liberal-egalitären Demokratie zum elitistischen Faschismus, auch S. 52ff. 

35 Arnim Mohler, Die konservative Revolution in Deutschland, 1918-32, Grundriß ihrer 
Weltanschauung, Stuttgart 1950, dort u. bei Sontheimer, Antidemokratisches Denken, 
weitere Literaturangaben. 

36 Wilhelm Weischedel, Weg und Irrweg im abendländischen Denken, in : Zeitschrift 
für philos. Forschung, 7. Bd. (1953) S. 15 ff. 

37 Dahrendorf, Gesellschaft u. Demokratie, S. 429. 
38 Otto Heinrich v. d. Gablentz, Reaktion und Restauration, in : Der Kampf u m die 

rechte Ordnung, Beiträge zur polit. Wissenschaft, Köln und Opladen, 1964, S. 283ff., 296. 

Wert~bestijranthe.it
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Man muß Günther Holstein darin beipflichten, daß es in Deutschland kaum ein 

zweites Gesetzesinstrument gegeben hat, welches „so stark die wissenschaftliche 

Arbeit befruchtet hat, aber auch umgekehrt so sehr von ihr befruchtet worden 

ist, wie die Weimarer Verfassung".39 Der Anreiz zu dieser Befruchtung entzündete 

sich an dem skizzierten Methodenstreit, dessen weltanschauliche Impulse durch 

den Verfassungskompromiß nicht eliminierbar waren. Nun fügte die Theorie 

„der Wirklichkeit das hinzu, was ihr fehlt"40, oder präziser gesagt, was ihr nach 

Ansicht der einzelnen Staatsrechtslehrer vermeintlich fehlte. 

Für diejenigen unter ihnen, welche auch nach der Ablösung der alten Staatsform 

Anhänger der bis dahin herrschenden Richtung blieben und am normativistischen 

Rechtspositivismus festhielten, war die loyale Einstellung zur Republik und zur 

verfassungsmäßigen Ordnung über jeden Zweifel erhaben, trotz oder besser wegen 

ihrer Bejahung des Relativismus.41 Indem andere unter ihnen sich als Vertreter 

der neuen Richtung für eine geistesgeschichtlich gesättigte und insoweit anti­

normative Theorie einsetzten, wurde ihre skeptische Haltung zur neuen Staatsform 

aus Gründen einer wertbestimmten nationalen Geschlossenheit evident. Während 

die liberale Schule glaubte, daß der traditionelle Positivismus eine unerläßliche 

Prämisse des Staatsrechts in einer parlamentarischen Demokratie sei, sah die neo­

konservative Schule darin gerade ein Hindernis gegen die autoritäre Umbildung 

des Verfassungssystems. Infolge dieser Spaltung wurde der relativistische Positivis­

mus zu einem Politikum ersten Ranges hypostasiert. Das gilt nicht nur für die 

Organisationsform der politischen Entscheidung, sondern ebenso für die Interpreta­

tion des Grundrechtskatalogs. 

Eine dritte, soziologische Richtung oder demokratische Schule trat unter Ableh­

nung der beiden vorausgegangenen Positionen für eine Materialisierung des Rechts­

staatsbegriffes ein. Zwar lehnt diese einerseits den normativistischen Positivismus 

gemeinsam mit den Konservativen ab, aber andererseits bejaht sie gegen jene in 

Übereinstimmung mit den Liberalen das parlamentarische System, allerdings unter 

bewußter Einbeziehung der sozialökonomischen Faktoren in das Staatsrecht. Weil 

sie erkennt, daß die Gesellschaft auf dialektischem Wege innerhalb einer rechtlich­

institutionellen Sphäre ihre Verfassungswirklichkeit selbst bestimmt und das Ge­

meinwohl ideell-normativ aktualisiert, entwickelt sie Ansätze zur Theorie der plu­

ralistischen Demokratie. Gerade durch die Prävalenz einer wertbezogenen Norm­

vorstellung rückt sie zur Überwindung des Wertrelativismus unvermeidlich in die 

Nähe des naturrechtlichen Denkens. 

Über die Problematik des Regierungssystems hinaus schieden sich die Geister am 

Ideal der bürgerlich-individualistischen Rechtsordnung, indem das Postulat der 
39 Günther Holstein, Reichsverfassung und Staatsrechtswissenschaft, Greifswalder Univer­

sitätsreden, Heft 22, Greifswald 1922, S. 14. 
40 Schindler, Verfassungsrecht, S. 92. 
41 Statt anderer vor allem: Gerhard Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reiches, 

ein Kommentar für Wissenschaft und Praxis, 14. Aufl. Berlin 1933, ferner Richard Thoma 
in versch. Beiträgen des mit Anschütz gemeinsam herausgegebenen Handbuches des Deutschen 
Staatsrechts, 2 Bde., Tübingen 1930/32. 
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sozialen Gleichberechtigung als notwendige Ergänzung der politischen Gleichheit 

ein besonderes Gewicht in der neuen Staatslehre erhält. Die Konservativen hinge­

gen vollzogen in der juristischen Methode eine Wendung von der intensiven 

Systembildung zur extensiven Wertbildung, die einem Disziplinwechsel von der 

formalen Staatsrechtslehre zu einer politischen Verfassungstheorie gleichkam. Die 

subjektive Gesellschaftsbestimmung der Konservativen verbot jede objektive 

Wirklichkeitsbestimmung, vielmehr verlangte ihr nationales Denken als moralische 

Ersatzvorstellung nach einem anderen Staat in einer neuen Zeit. 

Die Weimarer Republik brach zusammen, weil allgemein verkannt wurde, daß 

ein jedes Normensystem ohne allgemein legitimierte Wertgrundlage sich im 

Konflikt zwischen heterogenen Wertvorstellungen, die den Normen jeweils sub­

sumiert werden, auflösen muß.4 2 

Wenn wir uns auf vier Repräsentanten der großen Galerie deutscher Staatsrechts­

lehrer während der Weimarer Republik beschränken, so hat deren Auswahl ihren 

besonderen Grund. Denn diese vier sind die einzigen, welche über den engeren 

Fachbereich hinaus ihre Staatsauffassungen aus der Reflexion philosophischer und 

soziologischer Studien entfalten. 

Hans Kelsen, Erich Kaufmann, Rudolf Smend und Hermann Heller haben mit 

einer Leidenschaft, die aller Bewunderung würdig ist, den Kampf u m das Ver­

hältnis zwischen Sein und Sollen, Gesellschaft und Staat, sozialem und nationalem 

Ideal in der vom weltanschaulichen Relativismus am meisten gekennzeichneten 

Periode deutscher Geschichte in sich ausgerungen, freilich mit dem Ergebnis der 

Unvereinbarkeit ihrer Standpunkte. 

Aber gerade darum sind die wissenschaftlichen Positionen dieser vier idealtypisch 

für die Stationen der geistesgeschichtlichen Wendung, die sich wie ein roter Faden 

in Theorie und Praxis der Politik von 1918 bis 1933 verfolgen läßt. Der Weg 

vom positivistischen Neukantianismus Kelsens über den institutionalistischen 

Hegelianismus Kaufmanns zur nationalen Lebensphilosophie Smends und im An­

schluß daran die Abkehr von allem Bisherigen durch Hellers Rückkehr zur Politik­

wissenschaft43 zeigt stellvertretend die Auflösungsstrecke der relativistischen Demo­

kratie und die hieraus resultierende Erkenntnis auf, daß „Deutschland und die 

westlichen Demokratien" (Fraenkel) zu einer neuen Gemeinsamkeit kommen 

müssen, nachdem dieser Versuch bald nach der Revolution von 1918 infolge der 

Fortsetzung des besonderen deutschen Weges gescheitert war. Hellers Werk ist mit 

dem großen Verdienst verbunden, am Ende der Weimarer Epoche den Brücken­

schlag zum Verfassungsverständnis unserer jüngsten Zeit durch den Wiederan­

schluß der deutschen Staatslehre als Politologie an die naturrechtlich orientierte 

Philosophie der westlichen Völkergemeinschaft mit vorbereitet zu haben. 

42 Heller, Die politischen Ideenkreise der Gegenwart, Breslau 1926, hat die Verflochten­
heit der Wertvorstellungen dargestellt. 

43 Methodologisch gesprochen geht Kelsen denk-, Kaufmann seins-, Smend geistes- und 
Heller wirklichkeitswissenschaftlich vor, vgl. dazu Tillich, Das System der Wissenschaften, 
a. a. O. 
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Es ist symptomatisch für den historischen Schlußpunkt jener Periode, daß 

Kelsen und Heller bereits 1933 zur Emigration gezwungen waren und Hellers 

Hauptwerk nur im Ausland veröffentlicht werden konnte. Sie beide sind die Ver­

folgten eines Herrschaftssystems, das sich unter dem Schutzdach der konservativen 

Revolution und ihres Sieges über Neukantianismus und Sozialwissenschaft ein­

richtete. 

Gleichwohl ist eine Reihe anderer Staatsrechtslehrer mit bemerkenswerten 

Schriften hervorgetreten, unter denen Gerhard Anschütz, Richard Thoma, Walter 

Jellinek, Fritz v. Calker, u m nur einige zu nennen, zu den Repräsentanten des 

normativistischen Rechtspositivismus zählen. Heinrich Triepel, Günther Holstein, 

Albert Hensel, Carl Bilfinger, Hermann Isay, Gerhard Leibholz neigen mi t einer 

immer größer werdenden Gruppe mehr der konservativen oder nationalen Rich­

tung zu. Carl Schmitt stellt in vielfacher Hinsicht einen Sonderfall dar, er steht 

jenseits von Smend und gehört nicht zum Kreis der eigentlichen Konservativen, 

die von 1933 an resigniert schwiegen, sondern er hat bereitwillig für den National­

sozialismus optiert. I m übrigen vertritt er einen existentialistischen Dezisionismus 

und lehnt jede „Tyrannei der Wer te" ab.44 

Wie tief der Graben zwischen den drei wissenschaftlichen Lagern war, kann 

gar nicht deutlich genug hervorgehoben werden. Mit Erstaunen stellt man fest, 

daß Publizisten wie Triepel, Kaufmann und Smend, aber auch Heller, nicht einen 

einzigen Beitrag für die grundlegenden Sammelwerke des Weimarer Verfassungs­

staates geschrieben haben, wovon das „Handbuch des Deutschen Staatsrechts", 

„Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichsverfassung", das „Handwörter­

buch der Staatswissenschaften", „Recht und Staat im Neuen Deutschland" und 

das „Staatslexikon" nur einige sind. Wie zwei magische Dreiecke zogen die Jahres­

zahlen 1789-1848-1918 und 1813-1871-1914 nicht nur die öffentliche Meinung, 

sondern auch die wissenschaftliche Auffassung über Staat und Gesellschaft in 

ihren Bann, wodurch die Unversöhnlichkeit der politischen Gruppen nur gesteigert 

wurde. 

Wie wir eingangs ausführten, beruht die politologische Forschung wegen ihrer 

synoptischen Methode außer der systemimmanenten auf einer systemtranszenden­

ten Erhellung ihres Gegenstandes. U m Probleme der Staatsvorstellung auf dieses 

Ziel hin untersuchen zu können, ist es erforderlich, daß als Grundlagenwissen­

schaft der Politologie neben der Geschichtswissenschaft die Philosophie ihren 

Platz erhält. Gustav E. Kafka nennt die Politologie eine „Synthese des Vergleichs 

von Institutionen und philosophischer Reflexion".46 Und nach Alexander Schwan 

„ereignet sich die Politik zugleich in der philosophischen Rückbesinnung auf das 
44 Carl Schmitt, Die Tyrannei der Werte, Privatdruck, Stgt. 1960. Die Literatur über 

Carl Schmitt wächst ständig an. Dazu vor allem: Christian Graf v. Krockow, Die Entschei­
dung, Stgt. 1958; Jürgen Fijalkowski, Die Wendung zum Führerstaat, Köln und Opladen, 
1958; Hasso Hofmann, Legitimität gegen Legalität, Neuwied u. Berlin, 1964; Matthias 
Schmitz, Die Freund-Feindtheorie Carl Schmitts, Köln u. Opladen, 1965. 

45 Gustav E. Kafka, in: Civitas, Jahrbuch für christl. Gesellschaftsordnung, Band I (1962), 
S. 219. 



Wertrelativismus und Wertbestimmtheit im Kampf um die Weimarer Demokratie 219 

Vorgegebene und Aufgegebene und im wissenschaftlichen Wissen u m das faktisch 

Geschehende sowie drittens im daran orientierten Bedenken des Möglichen".46 

Staatsphilosophie und mögliche Entscheidung befinden sich jedoch in einem be­

sonderen Spannungsverhältnis, wenn die Verfassungsurkunde unter dem politischen 

Druck einer differenzierten Rückbesinnung steht. 

Für Rudolf Laun hat die Staatsrechtslehre dort ihren Ort, wo die Wissenschaft, 

nämlich die Philosophie, die Staatslehre und die Rechtswissenschaft, in die prak­

tische Politik unmittelbar eingreift und von diesem Ringen unmittelbar beeinflußt 

wird. Daher müsse nach dem Einfluß der politischen Werturteile des Forschers 

auf dessen Theorie und nach dem Einfluß der Theorie auf die politischen Wert­

urteile der Mit- und Nachwelt gefragt werden.47 

Der Kampf zwischen den Gegnern des wertfreien Denkens spielte sich vor der 

Kulisse der durch den Weimarer Kompromiß abgebrochenen Revolution von 1918 

ab. Dieses Ereignis historisch einzuordnen und weltanschaulich zu werten, war 

das eigentliche Problem der methodologischen Auseinandersetzung. Die je ver­

schiedenen Interpretationen deutscher Staatsrechtslehrer zur Weimarer Reichs­

verfassung können nur unter dem Gesichtspunkt der Revolutionsdeutung begriffen 

werden, die es mit der späteren Zeitlage zu vergleichen gilt. Annullierung oder 

Profilierung der Revolutionsfolgen lautete das Generalthema. So war die Ablösung 

der „improvisierten Demokratie"48 , die in Wahrheit eine relativistische Improvi­

sation bedeutete, entweder durch konservative Gegenrevolution oder durch soziale 

Reform auch die Ursache der staatsrechtlichen Krise. 

Der Sieg in diesem wissenschaftlichen Streit u m die Weimarer Verfassung, dessen 

waren sich alle Beteiligten bewußt, rechtfertigte den nachträglichen Sieg in der 

Deutung der Revolution. Dieser geistesgeschichtliche Versuch, mittels Verfassungs­

interpretation rückwirkend Geschichtskorrektur treiben zu wollen, sei es durch 

Verleugnung, sei es durch Anerkennung des Revolutionsergebnisses, ist wahrlich 

ein bemerkenswertes Problem. 

I I I 

Die Unsicherheit der methodologischen Entscheidung verweist auf die Ungeklärt­

heit des Staats- und Volksbegriffs sowie der Art des menschlichen Einbezogenseins 

in die politische Ordnung. Zumal bei den Neuhegelianern und Nationalisten bleibt 

über den Begriffen Staat, Nation, Vaterland, aber auch Bürgertum und Volksgemein­

schaft als moralischen Substituten kein Raum für die Zuordnung der Gesellschaft. 

Indem Kelsen die relativistische Philosophie seiner logischen Rechtserkenntnis-

46 Alexander Schwan, Die Staatsphilosophie im Verhältnis zur Politik als Wissenschaft, 
in : Wissenschaftliche Politik, Eine Einführung in Grundfragen ihrer Tradition und Theorie, 
Hrsg. von Dieter Oberndörfer, Freiburg 1962, S. 153ff., 193. 

47Rudolf Laun, Der Staatsrechtslehrer und die Politik in: AÖR N.F. Band 4 (1922), 
S. 145 ff. 

48 Theodor Eschenburg, Die improvisierte Demokratie der Weimarer Republik, Laup-
heim 1954. 
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lehre auf die Demokratie transponiert, legt er die Basis dafür, was man den sank­

tionierten Selbstmord dieser Gemeinordnung nennen kann. Aber als Demokrat 

und "Verteidiger des Parlamentarismus erblickt er in seiner Methode die geeignete 

Garantie gegen autoritäre Staatsmodelle jeder Provenienz in der nur allzu leicht­

fertigen Hoffnung auf die Durchsetzungskraft einer aufklärerischen Vernunft. 

Kaufmann als Konservativer lehrt die Wiedergewinnung der Einheit von Onto-

logie und Ethik für das Recht, aber gleichzeitig hält er getreu nach Hegels Philo­

sophie am Vorrang der Staatsidee gegenüber der Gesellschaft fest und räumt den 

unwandelbaren bürgerlichen Rechtsinstituten die alleinige Bedeutung innerhalb 

der Gemeinschaftsordnung ein. Darüber hinaus ist er von einer deutlichen Parla­

mentsskepsis durchtränkt, weil das demokratische Repräsentativorgan die Staats­

gewalt beeinträchtigt. 

Der national gesinnte Smend stellt seine Lehre ganz auf die immer gleich­

bleibende und vorgegebene Volksgemeinschaft ab, die allein die Kontinuität der 

Staatseinheit zu erhalten imstande ist. Solcher historischen Ordnung als Ausfluß 

der Entwicklungsidee gegenüber erscheinen Pluralismus und Parlamentarismus 

wie Einbruchs- und Störungsfaktoren. Die integrierte Gemeinschaft ist der einzige 

und auch nur formale Wert, den Smend kennt. Darum tritt an die Stelle gesell­

schaftlicher Veränderung durch den Einfluß von Sozialfaktoren die Vorstellung, 

daß die homogene Einheit in der Verfassungswirklichkeit nötigenfalls des Wandels 

der verfassungsrechtlichen Herrschaftsordnung bedarf. Die Verfassung als Ver­

fahrensgarantie ist nicht Instrument autonomer Selbstentfaltung, vielmehr erfor­

dert das Postulat der ewigen Volksgemeinschaft im Zeitalter des Massenstaates 

neue Herrschaftsprinzipien auch u m den Preis der repräsentativen Ordnung. Der 

Kerngedanke der Integration ist die dem jeweiligen Einheitsbedürfnis anzupassende 

Auswechselbarkeit institutioneller Macht- und Entscheidungsinstrumente. 

Trotz vieler Gemeinsamkeiten ergeben sich zwischen Kaufmann und Smend 

nicht zu übersehende Unterscheidungen. Zunächst lehnt Kaufmann das antireprä­

sentative Denken Rousseaus ab, während Smend gerade den Zusammenfall von 

Gemeinwohl und Gemeinwillen in der Staatsgemeinschaft bejaht. Während jener 

auf transzendente Einsichten zurückgreift, verharrt dieser in der Immanenz einer 

Lebenstotalität. Aber beide sind Irrationalisten der neuhegelianischen Schule, 

freilich geschieden durch das Bemühen u m die Wiederaufrichtung einer Staats­

philosophie auf der einen und das Abgleiten in metaphysikfreie Weltanschauung 

auf der anderen Seite. So repräsentieren Kaufmann und Smend verschiedene 

Richtungen der konservativen Revolution. 

Heller endlich geht von der gesellschaftlichen Sozialstruktur, von ihrer Wirk-

lichkeitsbezogenheit und dem notwendigen Wandel aus, der mit dem Staatswillen 

korrespondiert. Die Verfassungswirklichkeit ergibt sich aus der Respektierung des 

rechtsstaatlichen Verfassungsbestandes, an dessen Grenzen die pluralistische Wert­

entfaltung gebunden ist. Das Bekenntnis zur parlamentarischen Demokratie 

schließt unausgesprochen die Anerkennung eines Mindestgehalts naturrechtlicher 

Sätze ein. Indem Heller die Epoche der allgemeinen und wertfreien Staatslehre 
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beendet, t rennt er Staatsrechtslehre von Politologie. Letztere ist Gestaltungswissen­

schaft im Sinne einer praktischen Wissenschaft, so daß Heller die wertbezogene 

pluralistische Demokratie als Herrschaftsordnung akzeptiert. 

Kaufmann, Smend und Heller wenden sich auf verschiedenen Wegen gegen 

den wertrelativistischen Rationalismus, der in Kelsens Werk seine extreme Aus­

prägung erfährt. Die Konservativen wollen das rationale Staatsdenken durch Wert-

bestiramtheit der Staatsgemeinschaft, sei es als Wesensbegriff oder als Integrations­

prinzip, ersetzen. Mit der Überwindung des Relativismus lehren sie im Ergebnis 

die Überwindung der Demokratie, die Ablehnung des parlamentarischen Regie-

rungssystems und damit die Aushöhlung der normativen Verfassung. So bedeutet 

die Ausmerzung des rechtswissenschaftlichen Positivismus nicht dessen Materiali­

sierung im sozialökonomischen Substrat, sondern die Politisierung des Rechts gegen 

den Weimarer Verfassungsstaat. Die Verschmelzung autoritärer Ideen mit der 

Massengesellschaft endet in der totalitären Demokratie. Niemals aber darf für den 

Staatsrechtslehrer das Methodenproblem mit der geltenden Verfassung kollidie­

ren, und der Kampf u m Wertbestimmtheit gegen Wertrelativismus mit der 

Waffe des Weltanschauungsbekenntnisses gegen die Verfassungsnorm entschieden 

werden. 

Die Unterscheidung zwischen Verfassungswandel und Gesellschaftswandel reflek­

tiert den Gegensatz zwischen Revolutionsverleugnung und Revolutionsbejahung 

und deshalb zwischen Staatsverwirklichung und Gesellschaftsverwirklichung jener 

Zeit. Daß es nicht gelang, diese Antithese in der politischen Praxis zu versöhnen, 

machte die Auflösung der Weimarer Republik aus. Das gespaltene Geschichtsbe­

wußtsein verhärtete die feindlichen Lager in der Auseinandersetzung u m das 

Wertproblem, nachdem der im 19. Jahrhundert entbrannte Streit zwischen dem 

irrationalen Glauben an das Walten geschichtlicher Entwicklungen und der ratio­

nalen Überzeugung von der Eigengestaltung gesellschaftlichen Fortschritts nicht 

beigelegt werden konnte, so daß sich Deutschland abermals von den westlichen 

Demokratien entfernte. Politische Entscheidungen sind aber nicht der Ohnmacht 

ihrer Geschichtlichkeit im Sinne Diltheys ausgeliefert, sondern resultieren aus 

der Macht autonomer Gesellschaftlichkeit. 

Damit kommen wir auf den Ausgangspunkt unserer Problemstellung zurück, 

wie es gelingen kann, den Bruch zwischen theoretischer und praktischer Philo­

sophie oder Moral und Macht in der Politik zu heilen, der für das deutsche Staats­

denken so verhängnisvolle Folgen auslöste. Markierte die Abtrennung des sozialen 

Substrats von der geglaubten Naturrechtsordnung den Weg in das Inferno des 

politischen Irrationalismus, dann ist die Befreiung aus diesem Irrweg nur durch 

die Wiedereinsetzung einer allgemeingültigen Wertordnung möglich. Der Neu­

ansatz muß damit Neukantianismus und Neuhegelianismus zusammen überwin­

den. 

Außer Heller haben nur wenige wie Dietrich Schindler während der Weimarer 

Republik darauf hingewiesen: „bezieht sich aber der Relativismus auch auf poli­

tische Fundamentalfragen, so bedeutet er politische Gleichgültigkeit des Volkes, 
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also das Ende jedes demokratischen Willens. Fehlt es aber in einem politisch regen 

Volk gänzlich an der Gemeinsamkeit der Grundüberzeugungen, die die Demokratie 

zusammenhalten können, so führt das, wenn nicht zum Bürgerkrieg, so doch 

wiederum zu einer Lähmung der Demokratie, die das Volk für die Diktatur oder 

diktaturähnliche Erscheinungen empfänglich macht. Die Demokratie kann nur 

bestehen, wenn die Differenzen auf dem Fundament gemeinsamer Überzeugungen 

oder eines gemeinsamen Staatswillens ausgetragen werden können. Der Relativis­

mus kann nicht ihre Weltanschauung sein, weil er gerade vor dem Wesentlichen — 

was die eigentliche Weltanschauung und nicht bloß die Oberflächen m einung 

ausmacht — Halt machen muß." 4 9 Die demokratische Gesellschaft hat nur Bestand, 

wenn die ethischen Überzeugungen, die ihre Glieder beseelen, eine bestimmte 

Einheit bilden, weil „die zentrifugalen Kräfte die zentripetalen niemals übertreffen 

dürfen".50 Jeder Rechtsstaat muß sich am Menschen bewähren und unter dieser 

Prämisse ist die Demokratie eine moralische Veranstaltung des Zusammenlebens. 

Das Gesellschaftsbild der freiheitlichen Welt beruht auf jener „Auffassung des 

Menschen, wie sie in den Gedanken der Naturrechtslehre und der Humanitätsidee 

ausgesprochen worden sind. "5 1 Die Übereinstimmung in den Grundanschauungen 

über „Wesen und Würde des Menschen"52 hat sich nach dem zweiten Weltkrieg 

in allen Sozialwissenschaften durchgesetzt. Zwar weiß niemand etwas Gewisses 

über das Naturrecht, aber „jeder fühlt mit Gewißheit, daß es da ist".53 Es wirkt 

wie ein „Regulativ der Humanität".5* Allerdings ist ein Wandel in der Auffassung 

über den Zusammenhang von Naturrecht und Menschenbild eingetreten. Über 

den abstrakten Idealismus der Aufklärungszeit und den abstrakten Empirismus 

der positivistischen Epoche hinaus dringt die Gegenwart zu einer konkreten 

Anthropologie vor.65 Während früher eine Identität von Ethik und Ordnung unter-

49 Schindler, Verfassungsrecht, S. 141. 
50 Hans Barth, Fluten und Dämme, Zürich 1943, S. 174. 
51 Bergsträsser, Gesellschaftspolitik in der heutigen Weltkonstellation, in : Politik in 

Wissenschaft und Bildung, S. 158ff., 159; ders. Geschichtliches Bewußtsein und politische 
Entscheidung, S. 17 über das anthropologische Zeitalter. Ebenso Scheuner, Das repräsen­
tative Prinzip in der modernen Demokratie, in : Verfassungsrecht und Verfassungswirklich­
keit, Festschrift für Hans Huber, Bern 1961, S. 222ff., 223; Roman Herzog, Der Mensch 
des technischen Zeitalters in Recht und Theologie, Erster Abschnitt, Der Mensch des 
technischen Zeitalters als Problem der Staatslehre, in: Evangelisches Staatslexikon, S. XXIff. 
W. Abendroth, Zum Begriff des demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Geschichte und Politik, Festschrift zum 70. Ge­
burtstag von Ludwig Bergsträsser, hrsg. von Alfred Hermann, Düsseldorf 1954, S. 279ff. 

52 v. d. Gablentz, Einführung in die Politische Wissenschaft, Köln und Opladen 1965, 
S. 119, eine „soziale Ausgeglichenheit" ist erforderlich. Vgl. auch die nachgelassenen 
Schriften von Schindler, Recht Staat Völkergemeinschaft, Zürich 1948, vor allem „Alles 
ist relativ", S. 60ff., Zum Wiederaufbau der Rechtsordnung, S. 72ff. 

53 Erik Wolf, Das Problem der Naturrechtslehre, Versuch einer Orientierung, 3. erw. 
Aufl., Karlsruhe 1964, S. 1. 

54 Helmut Rumpf, Naturrecht und Politik, in: Forschungen und Berichte aus dem öffent­
lichen Recht, Gedächtnisschrift für Walter Jellinek, München 1955, S. 34ff., 66. 

55 Sigfried Marck, Der Neuhumanismus als politische Philosophie, Zürich 1938, S. 142, 
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stellt wurde, weshalb dem Naturrecht neben seiner konstitutiven Bedeutung für 

die menschliche Freiheit auch eine solche für den Fortbestand der statischen Sozial­

ordnung zukam, rückt dieses Moment heute in den Hintergrund. Allzuviele 

Naturrechtsnormen erwiesen sich als Leerformeln, die mit den verschiedensten 

Inhalten ausgefüllt wurden. 

Entgegen dem Vertragsdenken der liberalen Staatstheorie gilt heute die soziale 

Seinsbindung des Menschen nicht mehr als absolut, vielmehr ha t er „in der Unbe­

stimmtheit seiner sozialen Lage die Möglichkeit, aus dieser Bindung herauszu­

treten". Alle menschliche Gesellschaftsform ist ein Provisorium sozialer Metaphysik, 

wobei bestimmte Sozialgebilde mehr die Gebundenheit, andere mehr die geistige 

Freiheit des Menschen ausdrücken. Steht mit Müller-Armack der Mensch auf diese 

Weise im „Prozeß der Gestaltung seiner Sozialordnung", so folgt daraus die 

Notwendigkeit einer „synoptischen Wissenschaft" und einer „zusammenfassenden 

Anthropologie".56 Nicht die Konservierung bestimmter Sozialinstitutionen, sondern 

das philosophisch-anthropologische Verständnis als Typus ist dem modernen Natur­

rechtsdenken inhärent. Transzendente Wertvorstellung und immanente Sozial­

ideologien befinden sich in einem Kernbereich in Deckung. 

Das Grundgesetz zieht die Konsequenz aus der früheren Staatslehre. Neben der 

Wahrung liberaler Grundrechtsgarantien wurden zusätzlich die der Weimarer 

Verfassung fehlende Unantastbarkeit der „Würde des Menschen", aber auch das 

Sozialstaatsprinzip als Ausdruck der gesellschaftlichen Dynamik im Sinne eines 

Verfassungsauftrags kodifiziert. Mit diesem Prinzip wird das gestaltende Element 

sozialer Kräfte im demokratischen Rechtsstaat institutionalisiert. So bedeutet der 

Gleichheitssatz eine sozialstaatliche Kollektivgarantie unabhängig vom früheren 

Kampf u m seine formelle oder materielle Interpretation.67 Die Verfassung steht 

nicht mehr im Streit zwischen atomistischem, historischem und amorphem Volks­

begriff, sondern sie öffnet den Weg zum pluralistisch entfalteten und demokratisch 

gestalteten Gemeinwesen. 

In der Demokratie wird die Frage evident, wer nach welchem Maßstab inner­

halb welcher Grenzen entscheidet. War der Individualismus das soziale Konnex­

institut des klassischen Naturrechts, so folgt ihm der Pluralismus als die normativ­

ideelle und die heterogene Gesellschaft als die sozial-offene Konnexstruktur der 

heutigen naturrechtlich legitimierten Demokratie. Das von ihr ständig neu zu 

schaffende und deshalb nicht mehr statische, sondern dynamische Ordnungsbild 

wird am Gemeinwohl als der Zielvorstellung der pluralistischen Demokratie ge­

messen. Anthropologisch ist das Naturrecht Grenze, konkretisiert ist es Inhalts­

bestimmung der politischen Entscheidung, denn seine regulativen Ideen „tragen 

„Die Anthropologie als Gestaltwissenschaft macht den Faktor der Persönlichkeit von neuem 
zur anthropologischen Grundkategorie", S. 141. 

56 Alfred Müller-Armack, Gedanken zu einer sozialwissenschaftlichen Anthropologie, in: 
Sozialwissenschaft und Gesellschaftsgestaltung, Festschrift für Gerhard Weisser, hrsg. von 
Friedrich Karrenberg und Hans Albert, Berlin 1963, S. 3ff., bes. S. 12ff., 14ff. 

67 Dazu R. Herzog, Artikel Gleichheitssatz, Evangelisches Staatslexikon, Sp. 696 ff. 
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einen modifizierenden und korrigierenden Charakter und stellen kein unmittelbar 

realisierbares Aktionsprogramm dar".5 8 Pluralismus bedeutet Naturrechtsüberzeugt-

heit auf der Basis variabler Sozialfaktoren zum Ziele regulativer Wertentscheidung. 

Der Zusammenhang zwischen Mensch und Gemeinwohl wird durch die Einheit 

der Sozialwissenschaften im allgemeinen und der Politologie im besonderen rekon­

struiert. 

In seinem Buch „Europäische Gesittung" versteht Wilhelm Flitner unter 

Pluralismus „den Zustand einer Gesellschaft, in der ganz verschieden denkende 

und wertende Lebenskreise aufeinander angewiesen sind und nicht nur koexistieren, 

sondern sich in der Basis des Sittlichen und der Rechtsordnung integrieren müssen. 

Der Konsensus der Geister und Gemüter, welcher Recht und politische Ordnung 

schafft, geselligen Verkehr und geistige Tätigkeit ermöglichen soll, ergibt sich nicht 

aus einer vorgegebenen Glaubensposition, sondern aus mehreren, die untereinander 

gegensätzlich oder fremd sind. Dieser Zustand ist im großen gesehen neu in der 

Welt, und er ist die Folge der Libertäten, die in Europa erstritten worden und das 

Signum der Sitten weit des Westens sind."59 

Die politische Entscheidung in der Demokratie ist demnach eine pluralistisch 

bewirkte Entscheidung. Die moderne Gesellschaft spaltet das Dasein in vielfache 

Bezüge mit erhöhter Anforderung an Einsicht und Zusammenschluß, u m „die 

Eigenständigkeit und die transzendente Offenheit der Person zu vollziehen".60 

Pluralistisch mitentscheiden ist immer eine mehr oder weniger partielle Partizi­

pation an der Politik und bedeutet einen guten Teil „Verantwortungspluralismus "6 1 

oder anders ausgedrückt: Gesinnungsmoral ist Verantwortungsmoral auf lange 

Sicht.«2 

Je mehr Gruppen den demokratischen Staat sowie seine pluralistische Ordnung 

verstehen und akzeptieren, desto eher wird ein Zustand erreicht, daß alle Betei­

ligten sich ihrer staatstragenden Bedeutung bewußt werden. Es genügt nicht, die 

„eigene Sache aktiv zu vertreten, sondern es m u ß jeder auch die wichtigsten 

Interessen der anderen Gruppen kennen. Je mehr Menschen wissen, daß die 

Gesamtordnung ohne die positive Mitwirkung auch der anderen Gruppen nicht 

bestehen kann, und daß auch diese anderen Gruppen berechtigte Interessen haben, 

desto eher wird es dahin kommen, daß jeder bestrebt ist, auch die anderen Inter­

essengruppen so zu behandeln, daß sie dem Ganzen nicht entfremdet werden."6 3 

58 Fraenkel, Möglichkeiten und Grenzen, S. 12, entspr. v. d. Gablentz, Politische Gesit­
tung, in: Der Kampf, S. 347. 

59 Wilhelm Flitner, Europäische Gesittung, Ursprung und Aufbau abendländischer Lebens­
formen, Stuttgart 1961, S. 515. 

60 Bergsträsser, Mensch und Gesellschaft im Atomzeitalter, in: Politik in Wissenschaft 
und Bildung, S. 125ff., 136. 

61 J. Messner, Das Gemeinwohl, Osnabrück 1962, S. 90. 
62 Hans Reif, Politik und Moral, Schriftenreihe d. Deutschen Hochschule für Politik 

Berlin, Berlin 1957, S. 15. 
63 Hugo Staudinger, Politische Bildung in einem pluralistischen Staat, in: Beilage zum 

Parlament, Nr. 47 (1963), S. 3ff., 18. 
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Nicht Solidarität der Übereinstirnmung, sondern Solidarität der Kooperation zwecks 
Interessenausgleichs bei gegenseitiger Respektierung der Autonomie präzisiert die 
demokratische Rolle der pluralistischen Gruppengesellschaft. Unter Beachtung 
dieser Regeln wird aus der "Verfassungskodifikation die Wirklichkeit einer „leben­
den Verfassung".64 

Repräsentiert die Gesellschaft als soziales Substrat eine Vielzahl von Wertvor­
stellungen, dann ist die parlamentarische Herrschaftsordnung eine systemadäquate 
Form der Konfliktsregulierung für die pluralistische Demokratie. Das Ziel muß 
sein, „Staatsgestaltung und Gesellschaftswandel in täglichen Einklang zu bringen"65 

durch immer neues Äquilibrium der Sozialideologien. Demokratisch regieren heißt, 
unter Beachtung der Wechselwirkung von interessenbedingter Labilität und inter­
essenausgleichender Stabilität die politische Entscheidung abzuwägen, zu fallen und 
durchzuführen. Insoweit charakterisiert die repräsentative Entscheidung eine 
gruppenreflektierte Sanktion des Gemeinwillens. Der demokratische Willenspro­
zeß zeigt das Bild einer Gegenläufigkeit zwischen Machtkompression und Gestal­
tungskonkretion bis zur Entscheidung über das Gemeinwohl einerseits sowie Macht-
dekomposition und Meinungsexpansion zur Kontrolle getroffener Entscheidungen 
mit dem Argument eines alternierenden Regulativs andererseits. 

Je größer der Grad der Pluralisierung ist, desto umfassender erscheint nicht 
nur die Chance des allgemeinen Fortschritts, weil auch der Grenzwert der kleinsten 
Gruppe am Gesamtprozeß teilnimmt, sondern um so wahrscheinlicher gelingt die 
Abwehr des Konformismus in der Massendemokratie. Der amerikanische Politologe 
Robert A. Dahl sieht in der Demokratie eine „Polyarchie" von Minderheiten, 
welche durch wechselnde Konsensualisierungsgruppierungen ihre Entscheidungen 
trifft.66 Zutreffend nennt man das parlamentarisch zustande gekommene Gesetz ein 
„Regulativ der Sozialabläufe" und deshalb Ausdruck einer verbindlich gemeinten 
öffentlichen Ordnung67, denn Majoritätszusammenschlüsse sind ein „spezifisches 
Komplementärprodukt der rechtlichen Freiheit".68 

Die Gesellschaft in ihrer gegenwärtigen Ordnung befindet darüber, was voraus­
gedacht als noch gerecht oder als ungerecht im Sinne einer politisch-sozialen Hypo­
these zu gelten habe. Richtig verstanden rekurriert jede Ideologiekritik auf eine 
Fehldeutung dessen, was unter der Hülle des Gemeinwohls weiterhin als gültig 
hingestellt wird. So fordert Dahrendorf die Schaffung einer „Konfliktssoziologie".69 

Wir fassen zusammen: die pluralistische Demokratie stellt ein die Menschenwürde 

64 Dolf Sternberger, Die lebende Verfassung, Studien über Koalition und Opposition, 
Meisenheim a. Glan, 1956. 

65 Sigmund Neumann, Der demokratische Dekalog, Staatsgestaltung im Gesellschafts­
wandel, in: Die Demokratie im Wandel der Gesellschaft, hrsg. von Richard Löwenthal, 
Berlin 1963, S. Uff., 22. 

66 Robert A. Dahl, A Preface to Democratic Theory, Phoenix Books, Chikago, 1963, 
S. 82ff. 

67 Peter Lerche, Übermaß und Verfassungsrecht, Köln 1961, S. 60. 
68 Schindler, Verfassungsrecht, S. 150. 
69 Dahrendorf, Gesellschaft und Freiheit, München, 1963, S. 197. 
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achtendes Interdependenzsystem von gesellschaftsintendierten Wertskalen dar zur 

Intensivierung des Zukunftsaspektes durch Aktivierung gegenwärtiger politischer 

Entscheidungen. Ihr Gemeinwohl ist die naturrechtlich orientierte und pluralistisch 

entfaltete Fortschrittsidee der offenen Gesellschaft. 

Nur nach diesem Verständnis kann glaubhaft gemacht werden, daß der Kampf 

darum, welche der kontroversen Gerechtigkeits- oder Wertforderungen als allge­

mein verbindlich legalisiert werden soll, auch ein moralischer ist. Der pluralistische 

Staat ist mi t Fraenkel „ein moralisches Experiment, das jeden Tag von neuem 

gewagt werden muß . Nur wer die Geltung eines jeden Naturrechts verneint, nur 

wer die motivierende Kraft naturrechtlicher "Vorstellungen radikal bezweifelt, ist 

durch den Hinweis, daß wir in einer pluralistischen Gesellschaft leben, verängstigt 

und durch das Bekenntnis zum pluralistischen Staat schockiert".70 Gerecht ist 

somit stets, was pluralistisch als sozial richtig reflektiert wird. „Gerechtigkeit muß 

imstande sein, den Begegnungen von Seienden mit Seienden eine Form zu geben", 

lehrt Tillich.71 

Neben den materiellen Fundamentalfragen haben die formellen Verfahrens­

probleme ihre eigenständige Bedeutung. Wie im ordentlichen Rechtsstreit gilt 

auch für die rechtsstaatliche Demokratie: Verfahrensgarantien sind Tatsachen­

garantien der politischen Entscheidung. Das Förmichkeitsprinzip ist ein Wert­

begriff sui generis. I m „Geist des englischen Rechts"7 2 wird auf Grund einer 

vielhundertjährigen Tradition die Einheit von formellem und materiellem Recht 

im Common Law bewahrt und auf das politische Denken zur Findung des Gemein­

wohls transferiert. In den angelsächsischen Staaten besteht eine wahre System-

adäquanz zwischen juristischer und demokratischer Verfahrensweise, zwischen fair 

play und politischem Verhalten als Ordnungsprinzipien, weil der consensus in 

principiis unbestritten ist. 

Verfahrens- und Verhaltensregeln determinieren den politischen Stil einer 

Herrschaftsordnung, über die Wirklichkeit der staatlichen Institutionen des poli­

tischen Systems entscheidet Stil als „Verhaltenspostulat".73 Ohne einen festen 

Bestand an solchen vorgeprägten, selbstverständlichen Sozialnormen wäre ein 

Chaos unvermeidlich, das Gemeinwesen ermangelte jeder Stabilität und Kontinui­

tät. Amts-, Institutionen- und Regierungsstil einerseits sowie Sozialstil der Gruppen-

70 Fraenkel, Deutschland, S. 46; ähnlich, v. d. Gablentz, Politik als Wissenschaft, in: 
Der Kampf, S. 34. 

71 Tillich, Die Philosophie der Macht, Zwei Vorträge, Schriftenreihe der Hochschule f. 
Politik Berlin, Berlin 1956, S. 16. 

72 Radbruch, Der Geist des englischen Rechts, Heidelberg 1946. — Für den amerikanischen 
Bereich vgl. R. M. Mclver, The Web of Government, New York 1947, 10. Abdruck 1953, 
S. 325: „Law is the delimination, morality is the evaluation of interests." 

73 A. Bergsträsser, Zum Begriff des politischen Stils, in: Faktoren der politischen Ent­
scheidung, S. 39ff., 48. B. fordert Achtung vor dem Recht, Ausgleich der Gegnerschaft 
zwischen den Parteien und Rangordnung der Zielvorstellungen, S. 44. Ebenso Fraenkel, 
Deutschland, S. 63, Möglichkeiten und Grenzen, S. 7. Aus historischer Sicht Th.Heuss, 
Formkräfte einer politischen Stilbildung, Berlin 1952. 
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gesellschaft andererseits bilden gemeinsam den Stil der Politik.74Öffentliche Tugen­

den75 gehören zur Konfliktsregulierung der pluralistischen Demokratie. Weil der 

normale Mensch sich ohne seiner Persönlichkeitsstruktur entsprechenden Formen 

nicht entwickeln, „ohne ein gewisses kulturelles belongig nicht bestehen" kann76, 

sind Geistes- und Verhaltenskultur korrespondierende Bestandteile zur Formung 

der politischen Stilbildung. Als rechtsstaatliche ist die Verfassung eine Prozedur-, 

als repräsentative ist sie eine Verhaltensanweisung zur Realisierung des Gemein­

wohls in der Demokratie. Wir fügen hinzu, Stil und Verhalten stellen geradezu 

anthropologische Garantien dar. 

Obwohl es noch sehr in Frage steht, wann das politische Denken in Deutschland 

soweit fortgeschritten sein wird, u m die beiden Begriffe „Konstitution und Demo­

kratie" wie in den USA als „halbreligiöse Begriffe" anzusehen77, weshalb man die 

Neue Welt zutreffend die „angewandte Aufklärung"78 nennt, darf eine auf den 

Menschen bezogene Wissenschaft wie die Politologie an dieser Aufgabe nicht 

verzweifeln. Dazu kommt ein weiteres. Zwar ist das Problem der „soziologischen 

Induktion"7 9 trotz aller Demoskopie noch ungelöst, selbst in Ländern mit langer 

demokratischer Tradition, aber für Deutschland wäre viel gewonnen, gelänge es, 

das frühere Weltanschauungsdenken sowie die daraus resultierenden Gefahren und 

Ungewißheiten einzudämmen und abzubauen, dafür aber das Verständnis für die 

pluralistische Ordnung anzuregen und zu fördern. Hier liegt eine der wesentlichen 

Aufgaben der heutigen deutschen Politologie. 

Die Überwindung des Wertrelativismus kann nur durch die Aufhebung des 

Gegensatzes von Wirklichkeit und Wert im Denken sowie die richtige Einordnung 

des geschichtlichen Elements erreicht werden. Mit Arnold Brecht ha t der Zusam­

menhang zwischen Wahrheit und Gerechtigkeit mit nichts Geringerem als einem 

„unzerbrechlichen Verbindungsglied zwischen Sein und Sollen" zu tun. Daraus 

zieht er den Schluß: „Aufdeckung möglicher Alternativen des Handelns und der 

mit der Wahl verknüpften voraussehbaren Folgen und Risiken — das ist das weite 

Gebiet, in dem die politische Wissenschaft die größten Dienste leisten kann." 8 0 

H. J. Lieber ergänzt zur Kohärenz von Philosophie und Politik: „vielmehr ist 

Philosophie gerade gehalten, aus der kritischen Konfrontation des Sein-Sollenden, 

des Schon-Wirklichen, des Erst-noch-Möglichen und darin Notwendigen ihre 

74 Arnd Morkel, Über den politischen Stil, Eine Skizze, in: PVS, Jg. 7 (1966) S. 119ff., 
bes. S. 129f., 134. 

75 Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie, S. 327 ff.; ferner v. d. Gablentz, Politische 
Gesittung, in: Der Kampf, S. 338ff. 

76 Friedrich G. Friedmann, Auswanderung und Rückkehr, Beitrag im Sammelheft „Die 
Deutsche Universität im Dritten Reich", Beilage zum Parlament, Nr. 38 (1966), S. 35ff., 
42f. 

77 Tillich, Die Philosophie der Macht, S. 33. 
78 Dahrendorf, Gesellschaft und Soziologie in Amerika, Die angewandte Aufklärung, 

München 1963. 
79 E. Topitsch, Sozialtheorie und Gesellschaftsgestaltung, S. 322. 
80 A. Brecht, Politische Theorie, S. 591ff. 
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Impulse zu ziehen, u m in der Dialektik von Distanz und Engagement, von Kritik 

und Apologie ihrer eigenen gesellschaftlichen Verbindlichkeit in einem unmittelbar-

praktischen und historisch konkreten Sinne mächtig zu werden oder zu bleiben. " 8 1 

Mit Recht hat Heller Staatsrechtslehre und Politologie voneinander getrennt, u m 

die empirische Methode der allgemeinen Staatslehre, die eine verkümmerte, weil 

ebenfalls nur empirisch betriebene Lehre von der Politik enthielt, grundsätzlich 

zu überwinden. Eine klare Scheidung der beiden Disziplinen wird jetzt möglich. 

Die Jurisprudenz kann sich auf Normenanalyse und Gesetzesanwendung beschrän­

ken, während die Politologie nach den Faktoren und der Legitimität der politischen 

Entscheidung fragt. Diese Problemstellung deutet wegen der Einbeziehung erfah-

rungs- und wertwissenschaftlicher Horizonte auf die Verbindung des Vergangenen 

mit dem Gegenwärtigen und dem Kommenden innerhalb einer praktischen Wissen­

schaft als Demokratieforschung hin. Weder die abstrakte Leerformel noch das 

utopische Modell, sondern das Mögliche ist Objekt dieser Wissenschaft. 

Auch dieser Aspekt ist eine Lehre der Weimarer Epoche. Je mehr der damalige 

Wähler an der Rechtmäßigkeit des Herrschaftssystems zweifelte, desto größer 

wurde die Neigung, eine Entscheidungsverlagerung vom repräsentativen auf den 

plebiszitären Bereich, vom Pluralismus zum Weltanschauungsdogma, vom abend­

ländischen Menschenbild bis zum verzweifelten Menschheitspessimismus, als unab­

wendbar mi t dem Ergebnis absoluter Machtgläubigkeit hinzunehmen. 

So entspringt, wie Bergsträsser sagt, das wissenschaftliche Denken von Politik 

„aus dem aufeinander Verwiesensein der Menschen in der Daseinsführung über­

haupt, weil eben dem Menschen statt der Durchführung einer vorgegebenen 

Ordnung die Konzeption und Verwirklichung einer zu denkenden Ordnung zuge­

wiesen ist". Zur Methode fährt er fort: „ihre Spezialisierung vollzieht sich in der 

Arbeit an einem ihrer Fragestellung entsprechenden Verfahren der Synopsis, 

welches Einzelanalyse und Synthese in ein eigenes Gleichgewichtsverhältnis 

bringt. Aber da sie auf die res gerendae gerichtet ist, geraten vor ihrem Blick die 

res gestae, das heißt aber die geschichtlichen Vorgänge als solche gleichsam in 

einen anderen Aggregatzustand. Ihr Versuch, der Staatskunst selbst durch Vor­

denken zu dienen, besteht eben in dieser Synopsis der möglichen Wirkungsfaktoren, 

welche in einer Konstellation potentiell zum Tragen kommen, die politische Ent­

scheidung verlangt."82 Die Legitimität der Politik müsse „auf einer den Ge­

schichtsprozeß deutenden und die Stelle der Metaphysik einnehmenden Theorie 

der Gesellschaft beruhen. Die Legitimitätsgründe der Politik gehören also zum 

Bereich des Gesollten", der in geschichtlicher Spannung zum gesellschaftlich 

Möglichen stehe.83 

Integrierende Fragestellung und synoptische Problemdurchdringung begründen 

81 H. J. Lieber, Philosophie und Geschichte, in : Die Wissenschaften und die Gesellschaft, 
S. 4ff., 8. 

82 A. Bergsträsser, Die Stellung d. Politik unter d. Wissenschaften, in : Politik in Wissen­
schaft u. Bildung, S. 17«., 20, 29. 

83 Ders., Artikel Politik, in: Staatslexikon, Bd. VII, Freiburg 1961, S. 357. 
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die Eigenständigkeit der Politologie, wodurch mit Fraenkel jeder Rückfall in eine 
Vielzahl von „politischen Wissenschaften", denen das „geistige Band" fehlt, 
ausgeschlossen wird.84 So ist auch Staatsphilosophie lediglich „Regionalphilosophie" 
der philosophischen Anthropologie und Moralphilosophie, um die Hinordnung des 
Gemeinwesens auf das Wesen des Menschen zu bestimmen.86 

Die heutige Politologie ist aus den Erfahrungen und Folgen einer falschen 
Konfrontation von Wertrelativismus und Wertbestimmtheit, die die Agonie der 
Weimarer Republik beschleunigte, hervorgegangen. Hatte der mit Kant einge­
leitete Irrweg deutschen Denkens zum Sieg des Positivismus über das Naturrecht 
und von hier über den Relativismus zum Irrationalismus geführt, so kann eine 
neue Einheit des Denkens allein durch Zusammenfügung von Ethik, Sozialökono­
mik und Recht gelingen. Die synoptische Sehweise erscheint in unserer Zeit als 
eine methodologische Rekonstruktion des zerstörten Naturrechts, indem sie die 
Einheit des Gegenstandes am konkreten Fall substituiert. Gleichzeitig ist damit 
jeder vorkritische Glaube an die Unveränderbarkeit sozialer Ordnungsbilder über­
wunden. Aber alle Politologie darf als der geglückte Versuch solcher Anstrengung 
einen aristotelischen Kern86 nicht verleugnen. 

Zahlreiche Definitionen spiegeln das Bemühen wider, die Politologie ihrem 
Gegenstand und ihrer Methode gemäß zu klassifizieren: Prima scienta (Berg-
strässer), Mutterwissenschaft (Burdeau), Integralwissenschaft (Fraenkel), Wissen­
schaft vom Menschen und Gemeinwesen (v. d. Gablentz), Demokratiewissenschaft 
(v. Krockow), Wissenschaft von der Freiheit (F. Neumann), Grundlagenwissen­
schaft (Sontheimer). Darauf kommt es im einzelnen nicht an. 

Wer Staat und Demokratie ernst nimmt, muß auch die Politologie wollen.87 

Weil in der offenen Gesellschaft das Machtelement nicht isoliert akzentuiert, 
sondern letztlich durch das Gewissen reflektiert wird, bedarf die Analyse ihrer 
Entscheidungen der Legitimitätsbezogenheit. Wir sagen: nur als ideelle Gemein­
wohllehre kann Politologie die Entscheidungswissenschaft einer pluralistischen 
Demokratie sein. Stimmt man dem zu, dann gehören Deutschlands Wiederanschluß 
an die westlichen Demokratien, Bejahung des Naturrechts und Politologie als 
Lehrgebiet der Universität untrennbar zusammen. 

84 Fraenkel, Die Wissenschaft von der Politik und die Gesellschaft, S. 97; ders., Öffentliche 
Meinung u. internationale Politik, S. 8. — Abweichend Bracher, Wissenschafts- u. zeit-
geschichtl. Probleme der Polit. Wissenschaft in Deutschland, in : Politologie u. Soziologie, 
Otto Stammer zum 65. Geburtstag, Köln-Opladen 1965, S. 43 ff. 

85 A. Schwan, Die Staatsphilosophie im Verhältnis zur Politik als Wissenschaft, S. 175, 
189. Dazu v. d. Gablentz, Politische Wissenschaft u. Philosophie, in : Der Kampf, S. 71 ff., 
der politische Anthropologie, politische Methodenlehre u. politische Ethik als wissenschaft­
liche Ansätze betrachtet. 

86 C. J. Friedrich, Die politische Wissenschaft, S. 29, bezeichnet Aristoteles als den „Ur­
vater der Wissenschaft von der Politik". 

87 Wilhelm Sacher, Die Eigenständigkeit der Politikwissenschaft als Staatsführungslehre, 
Linz 1965, S. 165. 



OSWALD HAUSER 

DAS BRITISCHE COMMONWEALTH ZWISCHEN NATIONALER 

SOUVERÄNITÄT UND IMPERIALER INTEGRATION 1917-1931* 

D as britische Weltreich, das in unserer immer noch stark europazentrisch ausge­
richteten Geschichtsbetrachtung auch heute noch relativ wenig Beachtung findet1, 

enthält mi t der dort in besonderer Weise ausgeprägten Form der Auseinander­

setzung zwischen der Nationalstaatsbewegung und dem Streben nach Schaffung 

einer übernationalen Lebens- und Friedensordnung auch für den europäischen 

Historiker Elemente von bedeutendem Erkenntniswert. Betrachtet man den Aus­

gangspunkt der Bewegung, so scheint sie allerdings auf den ersten Bück kein be­

sonderes Phänomen darzustellen, da sie in der Reihe der nationalen Bewegungen 

typologisch etwa eingeordnet werden kann in eine auch sonst durchaus bekannte 

Gruppe, wo einzelne Völker nach Mündigwerden aus einem größeren Reichsver­

band herausstreben, in den sie in längerem geschichtlichen Wachstumsprozeß oder 

durch imperialisitischen Zwang hineingeraten sind. Die Tschechen in Österreich-

Ungarn oder die Polen im Zarenreich waren solche Fälle. Von diesen aber unter­

scheidet sich die Bewegung im Commonwealth dadurch - und sie erhält erst damit 

ihren eigenen historischen Erkenntniswert —, daß hier das Souveränitätsstreben 

nicht radikal durchgeführt, sondern sozusagen mi t begrenzter Zielsetzung ver­

treten wurde: Hinter dem Ideal des konsequenten Nationalstaats blieb bei den 

meisten doch die Idee des daneben weiter andauernden übernationalen Common­

wealth verpflichtend. Unter den Akteuren in dieser Auseinandersetzung ist nicht, 

wie der einseitig englische Aspekt unserer bisherigen Darstellungen uns suggeriert 

hat, das britische Mutterland die eigentliche Triebkraft, sondern es sind die Do­

minien. Deshalb wird die Forschung mit der Untersuchung der Nationalstaatsidee 

zugleich vor die Aufgabe gestellt, den bisher dominierenden englischen Blickpunkt 

durch die Sicht auch von den Dominien her, den eigentlichen Trägern der Initia­

tive, zu erweitern. 

Großbritanniens Haltung andrerseits ist durch eine betont konservierende und 

eher retardierende Tendenz gekennzeichnet. Dabei ergibt sich wiederum die Pro­

blematik, wieweit sie noch Ausdruck eines alten, das Mutterland als ausschließ­

liches Machtzentrum betrachtenden Imperialismus oder der uneigennützigen Sorge 

u m die Erhaltung eines den Weltfrieden fördernden übergreifenden Zusammen­

hanges ist - eine Frage, die bei der engen Verflechtung von realistischen und ideali-

stisch-messianischen Motiven in der englischen Politik kaum je klar zu beantworten 

* Erweiterte Fassung eines Vortrags vor der Ranke-Gesellschaft, der im Rahmen eines 
Sammelwerkes im Verlag Musterschmidt, Göttingen, erscheinen wird. 

1 In Deutschland vgl. vor allem: Karl Dietrich Erdmann, Wandlungen des britischen 
Reichsbewußtseins vom 19. zum 20. Jahrhundert, in: Saeculum 2 (1951), S. 595-617; Paul 
Kluke, Wandlungen der britischen Reichsidee, in: Historische Zeitschrift 187 (1959), S. 540 
bis 567. 
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sein wird. Drei politische Ideen also waren in dieser Auseinandersetzung im Spiel: 

alter Imperialismus, Nationalstaatsstreben und der Gedanke, nationale Souveränität 

und übernationale Ordnung miteinander zu versöhnen. Dabei erschien gerade unter 

dem Wunsch nach einer neuen Weltordnung die letztere Idee als die höchste. 

Daß dem Experiment, die desintegrierende Kraft des nationalen Gedankens im 

Commonwealth durch die Ideen und Institutionen von Liberalismus und Demo­

kratie zu neutralisieren und darüber hinaus nationale Unabhängigkeit und über­

nationale Einheit, „liberty and uni ty" , miteinander zur Versöhnung zu bringen, 

überregionale, exemplarische Bedeutung zukam, war schon den Männern, die 

diesen Versuch am Ende des Ersten Weltkrieges wagten, durchaus bewußt. Der 

Burengeneral Smuts, nun einer der stärksten Verfechter der Commonwealthidee, 

sah sie in engem Zusammenhang mi t dem von ihm ebenfalls lebhaft unterstützten 

Völkerbundsgedanken. Das britische Commonwealth of Nations, so erklärte er 1917, 

sei zur Zeit der einzige Ansatz zu einer League of Nations, weil es wirklich auf den 

Grundsätzen von nationaler Freiheit und politischer Dezentralisation beruhe. Alle 

anderen großen Reiche der Erde seien bloß durch das Übergewicht und den Zwang 

einer Führungsmacht zusammengehalten worden und daran zusammengebrochen2. 

So sollte die erstrebte Neuordnung der britischen Völkerfamilie zugleich für die 

ganze Welt Vorbild sein bei dem Bemühen, dem Blutvergießen des großen Krieges 

durch Sicherung friedlicher Zusammenarbeit einen Sinn zu geben. Die Common­

wealthidee erhielt damit missionarischen Charakter. 

Diese säkulare Bedeutung des großen Versuchs hatte der südafrikanische Ge­

neral bereits auf der Imperial War Conference in London am 16. April 1917 in 

feierlichen Worten betont: „Das britische Empire ist das interessanteste und faszi­

nierendste Problem im Gebiet der Politik und Verfassung, das die Welt gesehen 

hat, . . . das einzige erfolgreiche Experiment internationaler Regierung, das je 

gemacht ist, gegründet auf Prinzipien, die zu den höchsten politischen Idealen der 

Menschheit gehören: Freiheit und Gleichheit. " 3 

Aber Smuts hatte in einer Zeit, als der nationale Gedanke einen neuen starken 

Impuls bekam, in derselben Rede ebenso nachdrücklich auf die nationale Kompo­

nente innerhalb der Völkerfamilie hingewiesen: 

„Wir sind nicht eine Nation oder ein Staat oder Empire, sondern wir sind allein 

eine ganze Welt, die aus vielen Nationen und Staaten und allen Arten von Ge­

meinschaften unter einer Flagge besteht. Wir sind ein System von Staaten, ein 

dynamisches System, das ständig neuen Aufgaben entgegenwächst. . . Wir sind 

eine Gruppe von Nationen, die verschiedene Sprachen sprechen, zu verschiedenen 

Rassen gehören . . . Die jungen Nationen entwickeln sich in ihrer eigenen Weise, 

die jungen Nationen wachsen zu Großmächten, und es wird in Zukunft unmöglich 

sein zu versuchen, sie durch eine gemeinsame Legislative und Exekutive zu re­

gieren. " 

2 W. K. Hancock, Smuts, Vol. I : The Sanguine Years 1870-1919, Cambridge Univ. Press 
1962, S. 500. 

3 Robert C. Borden, His memoire, London 1938, Vol. 2, S. 667. 
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Damit hatte er das Problem des Empire für die Zukunft aufgezeigt: die Not­

wendigkeit, bei allem Festhalten an der übergreifenden Commonwealthidee doch 

den nationalen Individualitäten größere Selbständigkeit zu gewähren, dem natio­

nalen Streben Ventile zu öffnen, u m eine Sprengung des Ganzen zu vermeiden. 

Bereits auf derselben Kriegskonferenz von 1917 wurde ein erster überaus wich­

tiger Schritt zur grundsätzlichen Anerkennung der „equal nationhood", der 

Gleichberechtigung der Gliedstaaten, getan. Unter dem Druck der Verhältnisse 

des Krieges, für den die Dominien allein 1,5 Millionen Mann und Indien weitere 

1,6 Millionen gestellt hatten, wurde die „Resolution DI" des kanadischen Premier­

ministers Borden einstimmig angenommen. Darin wurde zunächst als selbstver­

ständlich nur im Nebensatz erwähnt, daß die Selbstverwaltung der inneren Ange­

legenheiten, wie sie in Kanada bereits seit 1867 bestand, uneingeschränkt erhalten 

werden solle. Von weiterreichender Bedeutung aber waren die Zugeständnisse in 

dem spezifischen Bereich nationaler Souveränität, der Außenpolitik, auf die sich 

jetzt die Forderungen der Gliedstaaten konzentrierten. Die Dominien wurden als 

„autonome Nationen eines Imperial Commonwealth", Indien als „ein wichtiger 

Teil desselben" anerkannt; ihnen wurde das Recht auf „angemessene Stimme in 

der Außenpolitik" zugestanden; für „ständige Konsultation in allen wichtigen An­

gelegenheiten von gemeinsamem Empireinteresse" sollten wirkungsvolle Einrich­

tungen geschaffen werden. 

Es war kein Zufall, daß dieser höchst bedeutungsvolle Vorstoß von Kanada und 

Südafrika kam, zwei Dominien, in deren Grenzen mehrere scharf profilierte Na­

tionalitäten lebten, die nichts von ihren Eigenarten verlieren wollten und die doch 

immer auf Versöhnung und Ausgleich von Gegensätzen angewiesen waren. Wie in 

Südafrika die burische Nationalpartei unter General Hertzog, so waren es in Kanada 

die Französisch-Kanadier, die die eigentlichen Wortführer nationaler Unabhängig­

keit waren. Die in beiden Ländern immer wieder erhobene Forderung extrem 

nationalistischer Kreise nach völliger Trennung von der englischen Majorität wies 

ständig auf die Notwendigkeit hin, sowohl die nationale Komponente zu berück­

sichtigen als auch einen übernationalen Ausgleich zu finden. Für die gemäßigten 

Führer dieser Nationalitäten lag es deshalb durchaus in der Logik ihrer Zielsetzung, 

daß sie zugleich die beredtesten Anwälte britischer Ideen und Institutionen waren. 

So erklärte der Burenführer Botha, der nicht lange vorher den erbitterten Krieg 

gegen die Briten geführt hat te : „Ich bin ein starker Verfechter des Commonwealth. 

In Südafrika genießen wir alle dieselben Freiheiten, die wir als unabhängige Nation 

haben könnten, daneben aber weit größere Sicherheit gegen Angriffe von außen. 

Wir haben völlige Selbstverwaltung, wir kontrollieren die Entwicklung unseres 

Landes."* Ähnlich äußerte der französisch-kanadische Premierminister Sir Wilfrid 

Laurier die Überzeugung, sein Geburtsland habe „unter den britischen Institu'-

tionen ein Maß an Sicherheit und Freiheit gefunden, das es unter keinem anderen 

Regime hätte finden können", und Henri Bourassa, der Führer der Nationalisten 

4 Zitiert in der Times, 11 . 9. 1925. 
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von Quebec, betonte: „Die Sprache der Französisch-Kanadier ist die beste Garantie 

der kanadischen Autonomie und der britischen Institutionen."5 Gerade die Ver­

treter der Minderheit hatten erkannt, daß allein die britischen Ideen von Toleranz 

und Gleichberechtigung einen Schutz vor Majorisierung boten und dadurch das 

Zusammenleben im Innern und die Unabhängigkeit nach außen ermöglichten. 

Vor allem Kanada als das volkreichste und älteste Dominium, das bereits 1867 mit 

der British North America Act eigene Staatlichkeit und eine der britischen ähn­

liche Verfassung erhalten hatte, fühlte sich schon frühzeitig auch als Pionier der 

Selbständigkeitsbestrebungen auf außenpolitischem Gebiet. Wie bei allen Ameri­

kanern war auch hier durch die geographische Trennung von Europa latent schon 

ein starker isolationistischer Zug in der Politik vorhanden. Kanada sei — so erklärte 

einer seiner Sprecher vor englischen Politikern6 — im Gegensatz zu Großbritannien 

ganz auf das Land, nicht auf die See eingestellt, es habe nur eine einzige friedliche 

Grenze, sein Denken kreise daher ganz u m den Frieden, kurz, es sei ganz ein ameri­

kanischer Staat. Diese isolationistische Tendenz wurde durch das starke Element 

der Frankokanadier, die alle innere Verbindung zu Europa verloren hatten und 

schärfste Vertreter eines kanadischen Nationalbewußtseins waren, noch erheblich 

verstärkt. 

Die Reserve gegenüber europäischen Verwicklungen war bei allen Dominien aber 

auch weltanschaulich begründet, indem sie einen tiefen Unterschied zwischen dem 

englischen noch immer wesentlich aristokratisch-oligarchischen, zugleich imperiali­

stischen System und ihrer eigenen stärker demokratischen Einstellung empfanden. 

Diese gegensätzliche Auffassung in der politischen Idee und gesellschaftlichen Hal­

tung spitzten sie auf die Formel zu, in Europa herrsche noch immer „aristocracy, 

aggression, wrong", in den Dominien dagegen „people, peace, justice". Alle diplo­

matischen Engagements auf dem alten Kontinent wurden mi t tiefem Mißtrauen 

betrachtet, die Kriege vielfach als Ergebnisse einer unzeitgemäßen feudalen Inter­

essenpolitik betrachtet und für ungerecht gehalten. Die Forderung nach Aus­

dehnung der Selbstverwaltung auf Außenpolitik und Verteidigung erschien deshalb 

nicht nu r als eine Existenzfrage, sondern auch als konsequentes Festhalten an den 

eigenen Prinzipien. Schon 1885 hatte der konservative englisch-kanadische Pre­

mierminister Sir John A. Macdonald auf das Hilfsersuchen der Engländer in der 

Sudankrise mi t deutlicher Kritik an der Politik des Imperialismus brüsk erklärt: 

„Der Suez-Kanal bedeutet uns nichts. Warum sollten wir an diesem elenden Ge­

schäft Geld und Menschen vergeuden?" Auf der Kolonialkonferenz von 1897 hatte 

Premierminister Laurier sehr entschieden gefordert: „If you want our aid, call us 

to your Councils."7 

Weitblickende englische, insbesondere liberale Politiker hatten schon frühzeitig 

erkannt, daß den zur Mündigkeit heranwachsenden großen Kolonien nicht nu r in 

5 Oswald Hauser, Kanada als nationales Problem, in: Saeculum 15 (1964), S. 90. 
6 George M. Wrong, Nationalism in Canada, in: Journal of the Royal Institute of Inter­

national Affairs, July 1926. 
' R. Borden, Memoirs, a. a. O., S. 664ff. 
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ihren inneren Angelegenheiten, sondern auch in Fragen des ganzen Empire Ge­

legenheit zur Mitbestimmung gegeben werden müsse. Bereits 1855 hatte Gladstone 

seine Landsleute gemahnt: „Wenn Ihr die Verbindung zwischen den Kolonien und 

der Heimat stärken wollt, wenn Ihr britische Institutionen in den Kolonien verehrt 

sehen wollt, so bringt sie niemals mit dem verhaßten Begriff der Gewalt und des 

Zwanges in Verbindung." Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurde der Versuch 

gemacht, anstelle der zentral gesteuerten Herrschaft des Imperialismus eine neue 

Konzeption mit dem sogenannten „Federalism" zu schaffen, der dann jahrzehnte­

lang die politische Diskussion beherrschte. Schon John Seeley hatte in seinem großen 

Werk „Expansion of England" von 1883 eine Ausdehnung des englischen Staates 

durch Föderation mit den großen britischen Siedlerkolonien gefordert8. Den Do­

minien aber war jede „Imperial Federation" als eine verkappte weitere Beherr­

schung durch Großbritannien verdächtig, und sie lehnten sie entschieden ab. 

Als Joseph Chamberlain 1902 den Vorschlag eines „Advisory Imperial Council" 

als ersten Schritt für eine gemeinsame Exekutive und vielleicht auch Legislative 

machte, wandte sich Laurier und Botha, der letztere, obwohl Südafrika vom Do­

minienstatus noch weit entfernt war, entschieden dagegen. Schon 1900 anläßlich 

des Burenkrieges, für den Kanada nur sehr widerstrebend ein kleines Kontingent 

entsandt hatte, hatte der kanadische Premier für sein Land gefordert, daß es in 

Zukunft allein darüber entscheiden könne, ob es handeln wolle oder nicht. Auch 

Chamberlains Gedanken eines imperialen Zollvereins mit Freihandel im Innern 

und Schutzzoll nach außen wiesen die Dominien als einen Angriff auf ihre wirt­

schaftliche Selbstverwaltung zurück und schlugen statt dessen ein System von Prä­

ferenzen vor, bei dem Methode und Grenzen von jedem Dominium selbst zu be­

stimmen sein sollten, ein Gedanke, der sich 1918 durchsetzte. Schließlich war auch 

auf dem empfindlichen Gebiet der Verteidigung bereits frühzeitig eine auf größere 

Unabhängigkeit abzielende Initiative entfaltet worden. Schon 1887 hatte Australien 

gefordert, daß Flotteneinheiten, zu deren Ausrüstung es beitrug, nur mit seiner 

Zustimmung aus seinen Gewässern abgezogen werden sollten.9 I m Jahre 1904 war 

ein „Committee of Imperial Defence" gegründet worden, zu dem außer den eng­

lischen Ministern auch die Premiers der Dominien herangezogen wurden. Aus 

dieser Institution entwickelte sich 1916 das „Imperial War Cabinet" mit bedeu­

tendem Mitspracherecht der Staatsmänner aus den überseeischen Gebieten, durch 

dessen Methode der Verhandlungen „on equal terms" England, wie Borden be­

tonte, n u n nicht mehr als der primus inter pares war10. 

Trotz dieser Fehlschläge der vorwiegend pragmatisch-politisch vertretenen Fö­

derationspläne bekamen sie noch einmal einen neuen starken Impuls, nunmehr mit 

einer faszinierenden philosophischen Begründung, durch den Kreis u m Lord Milner. 

Seine prominenten Mitglieder waren, wie Klaus Dockhorn deutlich gemacht hat11, 

8 Vgl. Erdmann, a. a. O., S. 604. 
9 W. K. Hancock, Survey of British Commonwealth Affairs, London 1937. 
10 Borden, Memoire, a. a. O., S. 664ff. 
11 Klaus Dockhorn, Die englische Reichsidee der Gegenwart, Bochum 1939. Vgl. auch 
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zugleich Vertreter der in England in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts rezipierten 

Hegeischen Staatsidee, die ihre Hauptverkünder in Francis Bradley und vor allem 

in Bernard Bosanquet (1848-1923) gefunden hat. Bosanquet modifizierte den Ge­

danken von dem Aufgehen des einzelnen in der höheren Sittengemeinschaft des 

Staates in der Weise, daß er die gleichzeitige Erhaltung der individuellen Einzig­

artigkeit als eine entscheidende Bereicherung ansah. Er formulierte folgender­

maßen : „Eine Welt oder ein Kosmos ist ein System von Gliedern derart, daß jedes 

Glied, von vornherein verschieden von jedem anderen, nichstdestoweniger zu der 

Einheit seinen Beitrag liefert infolge der Eigenart, die seine Verschiedenheit aus­

macht . . . Gerade weil der diensthafte Beitrag im Prinzip etwas Besonderes, Ein­

zigartiges, Unvertretbares ist, fühlt sich der einzelne im Dienst als Glied einer 

Ganzheit, die durch Verschiedenheit zusammengehalten wird." Von dieser Idee 

waren die führenden britischen Staatsmänner der Jahrhundertwende wie Milner 

mit seinem „Kindergarten" in Südafrika, Grey, Curzon, Haidane und der Kreis 

u m Lionel Curtis, der das große Werk „Commonwealth of Nations" (1916) ver­

faßte, und seine Zeitschrift „Round Table" tief beeinflußt. Es schien, als ob sich 

hier liberales und idealistisches Gedankengut in der gleichen politischen Ziel­

setzung der Verbindung von nationaler Individualität und übergreifender Einheit 

begegneten. Das Weltreich erhielt eine neue ideelle Begründung, die tiefe Wir­

kungen hinterließ. 

Und doch ergab sich ein scharfer Gegensatz zu den Anwälten nationaler Souve­

ränität in den Dominien insofern, als die Vertreter der von Hegel kommenden 

Staatsidee durch das Konzept der Föderation eine sehr viel innigere Verschmelzung 

erstrebten als die liberalen Sprecher der Gliedstaaten, die zunächst und vor allem 

die nationale Unabhängigkeit forderten und erst darauf die Kooperation in einem 

Klub von Gleichberechtigten aufbauen wollten. So wurde der Föderalismus von 

ihnen trotz seiner unleugbaren Bereitschaft zu liberalisierender Auflockerung des 

Systems des Empire keineswegs begrüßt, sondern im Gegenteil jahrzehntelang er­

bittert bekämpft und zum Scheitern gebracht. Smuts war einer der großen Gegner 

Lord Milners. 

Wenn sich so schon vor Kriegsende aus dem Widerstand gegen den Föderalismus 

auch auf dem Gebiet der auswärtigen Beziehungen Ansätze für eine größere Libe­

ralisierung entwickelt hatten, so verstärkten doch die schweren Erfahrungen des 

Krieges mi t den verlustreichen Kämpfen der Kanadier, Australier und Neeseeländer 

in den Dominien wieder die Überzeugung, daß eine wirkliche Gleichstellung nicht 

erreicht sei und daß sie vor allem in der lebenswichtigen Frage von Krieg und Frie­

den ihr Schicksal noch immer nicht selbst bestimmen könnten. In Quebec kam es 

wegen der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 1917 drei Monate lang zu 

Massendemonstrationen mit Zahlen bis zu 15000 Mann, bei denen ständig der Ruf 

„Vive la révolution" und die Forderung nach Sezession erscholl. Schon 1916 hatte 

sogar auch der konservative Englisch-Kanadier Borden erklärt: „Es kann kaum 

Adam von Trott zu Solz, Hegels Staatsphilosophie und das internationale Recht, hrsg. von 
Hans Rothfels, Göttingen 1968. 
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erwartet werden, daß wir 400-500000 Mann ins Feld führen und gleichzeitig damit 

zufrieden sind, nicht mehr Stimme zu haben als Spielzeugautomaten."12 Noch 

immer übte Großbritannien für das ganze Empire Funktionen aus, ohne die Zu­

stimmung der Gliedstaaten zu haben; Fragen von höchster Bedeutung blieben unter 

ausschließlicher Kontrolle des britischen Kabinetts. Noch kurz vor dem Kriege hatte 

der liberale Premierminister Asquith kategorisch betont, die Verantwortung könne 

nicht geteilt werden. 

Aus all diesen Erfahrungen sah sich Smuts auf der denkwürdigen Konferenz von 

1917 veranlaßt zu erklären: „Obwohl in der Praxis große Freiheit besteht, zeigt der 

Status der Dominien in der geltenden Theorie noch immer den Charakter der 

Unterordnung."1 3 Damit wies er auf die Inkongruenz zwischen konstitutioneller 

Praxis und Theorie hin, die trotz gewisser Zugeständnisse noch bestand. Dieses 

Problem ließ ihn nicht wieder los. Er sah darin den Angelpunkt der Umgestaltung 

des Verhältnisses vom Mutterland zu den Dominien. Der südafrikanische Premier­

minister verdankte dazu wichtige Anregungen dem Buch „The British Common­

wealth of Nations" des jungen Australiers Duncan Hall, der den Vorschlag gemacht 

hatte, die konstitutionellen Rechte in einer schriftlichen Erklärung unbezweifelbar 

niederzulegen und dadurch zu zeigen, wie weit sich der Dominienstatus in der 

Praxis von den gesetzlichen „Archaismen" entfernt habe. Einer der wichtigsten 

Punkte sollte die Feststellung sein, daß das britische Parlament in bezug auf die 

Dominien keine gesetzgebende Macht mehr besitze14. 

In einem ausführlichen Memorandum legte Smuts im Juni 1921 für die Empire-

Konferenz Grundgedanken nieder, die in entscheidenden Punkten bereits die Bal-

four-Deklaration von 1926 vorwegnahmen. Darin forderte er grundsätzliche Gleich­

heit der Staatlichkeit der Dominien mi t Großbritannien („equality of statehood") 

und Anwendung der Konferenz- und Konsultationsmethode für gemeinsame Ange­

legenheiten und Politik. Hinsichtlich der Legislative verlangte er das Recht der 

selbständigen Verfassungsänderung, die Ausdehnung der Jurisdiktion über die 

territorialen Grenzen hinaus sowie die Aufhebung der Colonial Laws Validity Act 

von 1865, die festsetzte, daß Kolonialgesetze, die im Widerspruch zu denen des 

Mutterlandes standen, ungültig seien15. In einer förmlichen Declaration of Rights 

sollte festgestellt werden, daß das britische Parlament kein verfassungsmäßiges 

Recht bezüglich Dominien-Gesetzgebung besitze, daß die Dominien zum König 

direkten Zugang ohne Intervention irgendeines britischen Ministers hätten und daß 

ihr internationaler Status und das Recht diplomatischer Vertretung nicht in Frage 

gestellt werde. Weiter sollten die Dominienangelegenheiten aus der Zuständigkeit 

des Kolonialministers herausgenommen und einer Dominien-Kommission unter­

stellt werden, die aus den Premierministern des Commonwealth bestehen und 

12 Donald Creighton, Dominion of the North, London 1958, S. 442. 
13 Hancock, Survey, a. a. O., S. 26. 
14 W. K. Hancock, Smuts, Vol. n : The Fields of Force 1919-1950, Cambridge 1968, S. 44. 
15 Vgl. A. B. Keith, Speeches and Documents on the British Dominions 1918-1931, Lon­

don 1932, S. 183ff. 
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ebenfalls direkten Zugang zum Souverän haben sollte; der Generalgouverneur sollte 

nur noch Vertreter des Königs sein und keine Regierungsbefugnisse haben. Zur 

Sicherung der Praxis von Konferenz und Konsultation sollte alle 4 Jahre ein Com­

monwealth-Kongreß, alle 2 Jahre eine Konferenz der Premierminister zusammen­

treten und außerdem eine ständige Dominien-Kommission eingerichtet werden. 

Schließlich sollte, u m den fundamentalen Wandel zu unterstreichen, der Name 

Empire in British Commonwealth of Nations geändert und für jedes Dominium, 

neben der gemeinsamen eine eigene Nationalflagge eingeführt werden16. 

Offensichtlich war die Zeit für die Verwirklichung von Smuts' weitreichenden 

Plänen noch nicht reif. Auf der Empire-Konferenz vom Sommer 1921 stand er 

damit allein. Noch fand er keinen Bundesgenossen in Kanada, da Mackenzie King 

erst im Dezember die Leitung der dortigen Politik übernahm. Unter Führung des 

australischen Premierministers Hughes hielt die Mehrheit an dem Prinzip fest, daß 

die Außenpolitik zwar in periodischen Konferenzen behandelt werden sollte, aber 

für das ganze Empire einheitlich sei und durch die Maschinerie des Foreign Office 

in London durchgeführt werden sollte17. Nicht einmal der Vorschlag des kanadi­

schen Premierminister Meighen setzte sich durch, die regionalen Interessen der 

einzelnen Dominien besonders zu berücksichtigen, wobei er an das enge Verhältnis 

seines Landes zu den Vereinigten Staaten dachte. Immerhin erreichten die kanadi­

schen Vorstellungen, daß der englisch-japanische Vertrag aus Rücksicht auf den 

südlichen Nachbarn nicht erneuert wurde18 . 

So bestand nach der Empire-Konferenz von 1921 noch immer der Eindruck, daß 

sich letztlich doch die alte sogenannte „single Empire policy", die einheitliche, von 

London geführte Außenpolitik, durchsetzen werde. Es war verständlich, daß sich 

die vorwärtsdrängenden nationalen Kräfte, besonders in Kanada und Südafrika, 

mi t dieser Stellung nicht abfanden. Mehr und mehr sahen auch die gemäßigtsten 

der Dominien als Aufgabe vor sich, einmal die volle Gleichberechtigung mi t Eng­

land zu erreichen, sodann aber diesen Status auch rechtlich fixiert zu sehen, damit 

er völkerrechtlich wirksam würde. Erst nachdem so weit die nationalen Wünsche 

erfüllt waren, konnte nach ihrer Ansicht die Commonwealthidee wieder tragfähig 

werden. Das Mutterland dagegen, das an sich schon allen juristischen Festlegungen 

abgeneigt war, war wohl zu Konzessionen in der Praxis bereit, wollte einen neuen 

Status jedoch nicht schriftlich fixieren, u m wenigstens in der konstitutionellen 

Theorie nach außen hin allein das Ganze als völkerrechtlichen Faktor erscheinen zu 

lassen und die Einheit zu demonstrieren. So spielte sich in den Jahren bis zum 

Westminster-Statut das Ringen u m die nationale Souveränität vorwiegend in 

Differenzen u m die Verfassung ab. 

Die ersten Jahre nach dem Kriege zeigten deshalb noch immer die Neigung der 

Londoner Regierung, zugestandene Rechte in der Praxis stillschweigend zu igno­

rieren. Die als augenfälliger Fortschritt laut gepriesene Zulassung von Vertretern 

16 Hancock, Smuts II, S. 47 f. 
17 Hancock, Smuts II, S. 49. 
18 MacGregor Dawson, William Lyon Mackenzie King, Vol. I, Toronto 1958, S. 406f. 
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der Dominien zur Pariser Friedenskonferenz und als Einzelmitglieder zum Völker­

bund, übrigens auf ausdrückliches Verlangen von Kanada, Südafrika und Austra­

lien, hatte einen wichtigen Schritt, aber noch keine entscheidende Wende zur 

außenpolitischen Selbständigkeit bedeutet. Zwar hatte damit der Föderalismus, der 

gerade jetzt unter Curtis den Sieg greifbar nahe glaubte19, eine empfindliche Nieder­

lage erlitten, aber es war durchaus übertriebener Zweckoptimismus zur Beruhigung 

der Gliedstaaten, wenn Lloyd George im Jahre 1921 erklärte: „Die Stellung der 

Dominien hinsichtlich der auswärtigen Angelegenheiten ist im Laufe der letzten 

vier Jahre gänzlich revolutioniert worden"20 , und: „Es gab eine Zeit, wo Downing 

Street das Empire kontrollierte; heute bestimmt das Empire in Downing Street 

[is in charge of Downing Street]". Denn gleichzeitig erklärte er im Unterhaus, 

das Instrument der Außenpolitik des Empire sei nach wie vor das britische Foreign 

Office. Kurz zuvor hatte auch die Times gemeldet, die Zeit für die „Behandlung 

des konstitutionellen Systems des Empire" sei noch nicht gekommen21. Bereits am 

10. Mai 1920 war sowohl im kanadischen wie im britischen Parlament angekündigt 

worden, daß Kanada zur Wahrnehmung seiner speziellen Interessen einen bevoll­

mächtigten Minister nach Washington entsenden wolle. Aber diese Bekanntmachung 

blieb rein akademisch, und der Gesandte wurde erst sieben Jahre später, im Februar 

1927, ernannt22 . 

Mißvergnügt erklärte deshalb der neue liberale Premierminister Mackenzie King 

1922 in Ottawa, die Position der Dominien im Empire sei noch immer unklar. Er 

sprach von einer halben Selbständigkeit, einer „semi-independence". Diese Halb­

heit war bereits auf der Friedenskonferenz zum Ausdruck gekommen, wo die Unter­

zeichnung der Verträge zu der Anomalie doppelter Unterschriften geführt hatte, 

da einmal die Dominien für sich, sodann aber die britischen Bevollmächtigten noch 

einmal für Großbritannien und das Empire als Ganzes signiert hatten. Auch die 

USA hatten bei der Einladung zur Washingtoner Konferenz von 1921 einfach 

ignoriert, daß den Dominien im Völkerbund bereits völkerrechtliche Selbständig­

keit zugestanden worden war, denn sie hatten ihnen keine gesonderte Einladung 

geschickt. Die Gliedstaaten hatten das mit Empörung registriert, waren aber trotz­

dem zur Konferenz erschienen. Noch im Mai 1923 behauptete im Institute of 

International Affairs in London, jener zentralen Stelle für die Meinungsbildung 

über Empirefragen, ein Vortragender, es lasse sich in keiner Weise deduzieren, daß 

im internationalen Recht das Dominium eine separate Einheit darstelle23. Gegen­

über dieser retardierenden Tendenz des Mutterlandes ließen die Dominien keine 

Gelegenheit vorübergehen, in London und vor der Weltöffentlichkeit ihre Gleich­

berechtigung zu demonstrieren. Dabei bot ihnen sehr bald schon ein Rechtsinstru-

19 W. K. Hancock, Smuts II, S. 4. 
20 A. B. Keith, Speeches and Documents, S. 85. 
21 Times, 13. 11. 1920. 
22 Hancock, Smuts II, S. 40. 
23 Edward Mousley, The Empire and Foreign Policy, in: Journal of the British Institute of 

International Affairs, May 1923. 
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ment, die neue Verfassung des Irischen Freistaats von 1922, eine Handhabe von 

großem Wert. Wieder war es Smuts gewesen, der in ausführlichen Geheimgesprä­

chen in London und Dublin als Vermittler aufgetreten war und der versucht hatte, 

unter Hinweis auf das Schicksal seines eigenen Landes De Valera für den Gedanken 

des Dominienstatus zu gewinnen. Schließlich war es ihm gelungen, die irischen 

Forderungen nach Errichtung einer unabhängigen Republik unter Einschluß 

Ulsters wenigstens vorläufig zu bremsen24. 

In der irischen Verfassung war ausdrücklich niedergelegt, daß das neue Dominium 

ein „co-equal member" , ein gleichberechtigtes Mitglied, sein solle. In zwei anderen 

Punkten ging die Konstitution Irlands sogar weit über den Status der älteren Teil­

staaten hinaus und wurde für sie bahnbrechend: in Artikel 17 forderte die Eides­

formel nicht mehr an erster Stelle die „Ergebenheit gegen den König" („allegiance 

to the King"), sondern zunächst Treue und Ergebenheit gegen die Verfassung des 

neuen Staates („faith and allegiance to the Constitution of the Irish Free State") und 

erst danach Treue gegen den König. Damit hatte die Souveränität des irischen Vol­

kes Priorität vor den durch den englischen König vertretenen monarchischen For­

men gewonnen. Das wurde in Artikel 2 noch deutlicher, wo es h ieß : „Alle Rechte 

der Regierung und alle Autorität, legislativ, exekutiv und judikativ, in Irland ent­

stammen dem Volk von Irland." 

Nach dieser ersten legalen Bestätigung der „equal nationhood" benutzte die 

kanadische Regierung sofort die Gelegenheit der sogenannten Tschanak-Krise, u m 

auch an einem konkreten Fall zu demonstrieren, daß alleinige außenpolitische Ent­

scheidungen Londons ohne Konsultation für die Dominien hinfort nicht mehr 

bindend waren. I m September 1922 war England, das in Kleinasien die Griechen 

unterstützt hatte, durch die siegreichen Truppen Kemal Paschas in solche Bedräng­

nis geraten, daß Lloyd George die Dominien u m militärischen Beistand ersuchte. 

Premierminister Mackenzie King, der über die Situation in keiner Weise informiert 

worden war, lehnte, im Unterschied zu Australien und Neuseeland, jeden Beistand 

rundweg ab und erklärte, als Voraussetzung für die Entsendung von Truppen in die 

Türkei verlange die öffentliche Meinung seines Landes die Zustimmung des Parla­

ments in Ottawa25. I n einer Flugschrift mi t dem Titel „Canada and British Wars" 

hieß es gleichzeitig: „Daß Kanada sich unverzüglich und ohne Prüfung für einen 

Krieg bereithalten soll, bloß weil das die britische Regierung fordert, ist ein Ver­

langen, das jeder Vernunft widerspricht und mit den Interessen, der Selbstachtung 

und der Würde Kanadas unvereinbar ist."26 

U m keinen Zweifel an der Eigenständigkeit ihrer Außenpolitik zu lassen, ver­

weigerte die kanadische Regierung im folgenden Jahr bei Abschluß des Vertrages 

von Lausanne trotz aller britischen Einladungen beharrlich ihre Unterschrift mit 

der Begründung, das sei eine europäische Angelegenheit, die die Interessen ihres 

Landes nicht berühre. 

24 Hancock, Smuts II, S. 51 ff. 
25 Dawson, Mackenzie King, Vol. I, S. 411. 
26 John S. Ewart, Canada and British Wars, Ottawa 1922, S. 5. 
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I m gleichen Jahr 1923 ging Mackenzie King noch einen Schritt weiter, indem er 

außenpolitisch nun aktiv wurde und zum erstenmal ohne Beteiligung eines briti­

schen Repräsentanten einen Vertrag mit einer fremden Macht abschloß, das soge­

nannte Heilbutt-Abkommen mit den USA27. Der kanadische Fischereiminister er­

hielt zwar die Vollmachten noch von London, aber er unterzeichnete allein, ohne 

den britischen Botschafter in Washington hinzuzuziehen. Als das englische Kabinett 

zögernd seine Zustimmung gab, hatte es damit zum erstenmal offiziell das Prinzip 

der „interchangeability", der Austauschbarkeit der Kompetenzen zwischen allen 

Teilen des Commonwealth bei diplomatischen Handlungen, akzeptiert. Von nun 

an konnte nicht mehr nur London, sondern auch ein Dominium Sprecher des 

ganzen Commonwealth sein. 

Trotz dieser demonstrativen Akte und gewisser Konzessionen des Mutterlandes 

war aber die außenpolitische Unabhängigkeit und Gleichberechtigung noch keines­

wegs erreicht. Das zeigte die Imperial Conference von 1923, wo mit Außenminister 

Lord Curzon wieder ein Mann zu Worte kam, der versuchte, angesichts der ge­

spannten Weltlage die Außen- und Verteidigungspolitik wieder scharf zentral zu 

steuern. Mit dem australischen Premierminister Bruce vertrat er die Konzeption 

der „Einheit im Empire in allen wichtigen Fragen und in weitestem Maße". Wieder 

stieß er dabei auf die entschiedene Gegnerschaft Mackenzie Kings, der jeder Form 

einer gemeinsamen Außenpolitik des Empire unter maßgeblichem Einfluß Lon­

dons widersprach: „Die Entscheidung über jede wichtige Angelegenheit, sei es 

innen oder außen, m u ß vom kanadischen Volk, seiner Repräsentation im Parlament 

und der dem Parlament verantwortlichen Regierung getroffen werden."2 8 Ebenso­

wenig wollte er sich in der Verteidigungspolitik binden lassen, etwa durch Be­

schlüsse des imperialen Verteidigungsrates über den Ausbau von Singapore oder 

den Schutz des Suezkanals, von denen er wenig konziliant erklärte, daran sei 

Kanada gänzlich uninteressiert. Dabei erhielt der Premierminister Unterstützung 

von Irland; gegen ihn standen Australien und Neuseeland, die in besonderem 

Maße von der britischen Flotte abhängig waren; Smuts suchte zu vermitteln. 

Mit dieser Kontroverse war der Kampf u m die außenpolitische Gleichberechti­

gung in die entscheidende Phase eingetreten. Fast brüskierend handelte London 

in den folgenden Jahren mehrfach, ohne die Dominien zu konsultieren; aber jedes­

mal antworteten diese unmittelbar mit Betonung ihrer Selbständigkeit. 1924 er­

kannte die Labour-Regierung die Sowjetunion an, ohne die Gliedstaaten zu Rate 

zu ziehen, worauf Kanada sofort auf eigene Faust diplomatische Beziehungen zu 

Moskau aufnahm. 1925 führte England die Verhandlungen von Locarno ebenfalls, 

ohne die Dominien anzuhören, worauf es sich prompt von Mackenzie King sagen 

lassen mußte , sein Land werde deshalb bei einem europäischen Krieg, an dem 

Großbritannien beteiligt sei, keinerlei Verpflichtung empfinden. 

Sicherlich nicht aus imperialistischem Machtstreben, sondern aus echter Sorge 

u m die Erhaltung der Völkerfamilie betonte Außenminister Austen Chamberlain, 
27 Dawson, Mackenzie King, Vol. I, S. 431 ff. 
28 Dawson, Mackenzie King, Vol. I, S. 465. 
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er werde bei seiner Amtsführung nicht bloß für England, sondern auch für die 

Dominien sprechen; seine oberste Pflicht sei es, die diplomatische Einheit des 

Empire zu erhalten; das Commonwealth müsse in der Welt mit nur einer Stimme 

sprechen. Und auch der frühere liberale Außenminister Lord Grey erklärte Ende 

1924 im Rundfunk recht kategorisch: „Es kann nu r eine Politik für alle Teile des 

Empire geben. Es ist unmöglich, daß ein Teil mit einem fremden Staat im Streit 

ist, und die anderen unbeteiligt zusehen." 

So gerechtfertigt diese Haltung im Hinblick auf die Einheit des Commonwealth 

sein mochte — sie war unrealistisch, denn sie erkannte nicht, daß für die Dominien 

eigene Außenpolitik das eigentliche Kriterium nationaler Souveränität war. Volle 

Souveränität aber war in ihrer Konzeption erst die neue Basis für weiteres Zusam­

mengehen im Commonwealth. Nach konsequent liberalem Denken konnte nur 

„liberty" Voraussetzung der „unity" sein. Gegen diesen Grundsatz aber verstieß 

das Mutterland, wenn es noch immer die außenpolitische Führung allein bean­

spruchte. Die Kinder fühlten sich damit als konsequentere Träger britischer Ideen 

als die Mutter; anstatt ihrer gewannen nun sie den missionarischen Auftrag, Streit 

zu schlichten und friedliches Zusammenleben zu fördern, und nahmen ihn in der 

Zukunft häufig wahr. 

Die Starrheit der englischen Haltung führte im Jahre 1926 zu einem der kritisch­

sten Augenblicke in der Auseinandersetzung zwischen nationaler und Common­

wealthidee. Wenn es am Anfang so schien, als ob die Gefahr des Auseinander­

brechens bestand, so führte die Empire-Konferenz schließlich im Gegenteil zu 

einem Sieg des Gedankens der übergreifenden Gemeinschaft. Kanada vor allem 

machte deutlich, daß nun der Punkt erreicht war, wo nationale Ambitionen vor 

der übernationalen Idee zurückzutreten hatten. 

Wenn bis dahin Kanada mi t seinen beiden profilierten Premierministern, dem 

konservativen Borden und dem liberalen Mackenzie King, die vorwärtstreibende 

Kraft in der Entwicklung zur „füll equality" gewesen war, so kam die Initiative zu 

dem aufsehenerregenden Schritt einer schriftlichen Formulierung dieses Status 

auf der Imperial Conference von 1926, dem sogenannten Balfour-Report, nun von 

den beiden jüngsten, dem britischen Geist am wenigsten verbundenen und zugleich 

am radikalsten nationalgesinnten Dominien, Südafrika und Irland. Der Führer der 

burischen Nationalpartei, General Hertzog, der Smuts im Amt des Premierministers 

gefolgt war, aber nicht dieselbe Begeisterung für die große Idee des Commonwealth 

hegte wie jener, forderte eine ganz konkrete Autonomieerklärung, die „die funda­

mentalen Tatsachen des unabhängigen Status der Dominien niederlegen und der 

Welt bekanntmachen" sollte. Er wurde dabei von Irland lebhaft unterstützt. 

Gegner einer solchen Erklärung waren England, Australien und Neuseeland, die 

noch immer versuchten, den Gedanken der imperialen Einheit unter englischer 

Führung zu retten. Bei ihnen war auch die Abneigung gegen eine starre Definition, 

die der britischen politischen Praxis fremd war, am stärksten. Sie erklärten, es sei 

unmöglich, das Undefinierbare zu definieren29. 
29 H. Blair Neatby, William Lyon Mackenzie King, Vol. II, Toronto 1963, S. 181 ff. 
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In diesem Moment der Gefahr nun erwies sich das bis dahin so ungestüme 

Kanada als Vertreter einer gemäßigten Mittellinie. Mackenzie King als Führer des 

ältesten Dominiums fühlte sich jetzt als Paladin der Einheit des Commonwealth. 

Für ihn war nationale Souveränität durchaus vereinbar mit Loyalität zu der über­

greifenden Gemeinschaft; er war überzeugt, daß volle Autonomie möglich sei ohne 

Separation. So spielte er nun die Rolle des Vermittlers zwischen den beiden gegen­

sätzlichen Positionen und verhinderte einen Bruch. In einem Augenblick, wo das 

Mutterland selbst Partei war und sich damit u m seine bisherige überlegene Stellung 

gebracht hatte, bewährte nun ein Dominium die britische Kunst des Kompro­

misses. 

Von General Hertzog und von Lord Balfour wurden zwei Vorschläge vorgelegt, 

die zunächst noch deutlich die gegensätzliche Konzeption erkennen ließen. Der 

südafrikanische Premier forderte darin mit Nachdruck die tatsächliche Unabhängig­

keit („Virtual independence") jedes Dominiums; Maßnahmen des Commonwealth 

sollten nun bei ausdrücklicher Zustimmung jedes einzelnen Mitglieds verbindlich 

sein. Umgekehrt ging der englische Minister noch immer von der Idee der imperia­

len Einheit aus, die in den großen Fragen der Außenpolitik und Verteidigung zu 

automatischer Verpflichtung der Glieder führen sollte. Das Ergebnis vierzehntägi­

ger angestrengter Beratungen war ein Kompromiß in der bekannten Formel, die 

zwar keine eigentliche Verfassung des Commonwealth darstellte, aber doch die 

Gleichberechtigung der Dominien nun endgültig schriftlich fixierte, ohne an der 

Existenz der Völkerfamilie zu rüt teln: Die Dominien sind „autonome Gemein­

wesen innerhalb des britischen Empire, gleich im Status, eines dem anderen in 

ihren inneren und äußeren Angelegenheiten in keiner Weise untergeordnet, wenn 

auch vereint durch gemeinsame Ergebenheit gegen die Krone und frei verbunden 

als Mitglieder des britischen Commonwealth of Nations". Das Wort „independence", 

auf das Hertzog so großen Wert gelegt hatte, wurde für unannehmbar gehalten, 

ebenso seine Interpretation, die Formulierung „frei verbunden", „freely associa-

ted", berechtige zum jederzeitigen Ausscheiden. 

Im übrigen aber wurde nun die Gleichberechtigung, „equality of Status", aus­

drücklich als Grundprinzip („root principle") der Beziehungen zwischen den Glied­

staaten einschließlich des Mutterlandes bezeichnet30. Demzufolge wurde auf An­

regung von Kanada festgestellt, daß in Zukunft der Generalgouverneur nicht mehr 

Agent der britischen Regierung sei, durch den die Korrespondenz mit London lief, 

sondern bloßer Repräsentant der Krone. Damit nahm er nun im Dominium dieselbe 

Stellung ein wie der König im Mutterland, und die konstitutionelle Gleichstellung 

der Dominium-Regierung war auch in diesem wichtigen Punkt, der eigentlichen 

Grundlage des „responsible government" und damit der Souveränität, erreicht. 

Die Kommunikation ging jetzt direkt von Kabinett zu Kabinett vor sich. U m sie zu 

intensivieren, erklärte sich London bereit, ab 1928 seinerseits sogenannte Hoch­

kommissare mit dem Status von Gesandten bei den Dominien zu unterhalten und 

umgekehrt. 
30 Vgl. Keith, a. a. O., S. 161 ff. 
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Besondere Bedeutung wurde der Gesetzgebungskompetenz beigemessen. Auch 

hier wurden Vorschläge von Smuts aus seinem Memorandum von 1921 aufge­

griffen und n u n der Verwirklichung entgegengeführt. Der Grundsatz von Konsul­

tation und Konsensus wurde anerkannt: jede Gesetzgebung von Westminster aus, 

die ein Dominium, betraf, durfte nur nach vorheriger Beratung und mit dessen 

Zustimmung erfolgen. Zur Ausarbeitung der speziellen Modalitäten wurde ein 

„Committee on Inter-Imperial Relations" eingesetzt. 

In der außenpolitischen Praxis waren die Gliedstaaten allerdings auch jetzt noch 

technisch nicht imstande, sofort einen vollen diplomatischen Dienst ins Leben zu 

rufen. So bestand das Department of External Affairs in Ottawa bisher nur aus 

3 Personen. Gesandtschaften wurden deshalb zunächst nu r in Washington, Paris 

und Tokio errichtet, im übrigen erfolgte die Vertretung vorläufig auch weiterhin 

durch den diplomatischen Dienst Großbritanniens. London formulierte daher etwas 

zweideutig, der größte Teil der Verantwortung müsse noch „für einige Zeit" bei 

der britischen Regierung bleiben, alle Dominien nähmen jedoch in bestimmtem 

Maße, besonders in Angelegenheiten an ihren eigenen Grenzen, an der Führung 

teil. 

In der Frage der Verträge mit fremden Mächten wurde der Kompromiß zwischen 

nationaler Souveränität und imperialer Einheit besonders deutlich. Entschieden 

abgelehnt wurde die Idee, daß im Commonwealth auch völkerrechtlich verschie­

dene Nationen existierten, die nur durch Personalunion zusammengehalten wür­

den, wie früher England und Hannover. Es solle auch in Zukunft keinen König 

von Großbritannien, von Kanada und Australien geben. Vielmehr sei, so wurde, 

fast mythisch verklärend, formuliert, der König in seinen Dominien überall gegen­

wärtig, die Krone sei eine und unteilbar im ganzen Empire. Daraus folgte, daß alle 

Verträge im Namen des Königs als dem „Symbol der besonderen Beziehung zwi­

schen den verschiedenen Teilen" geschlossen wurden, und zwar in den Dominien 

ausschließlich auf den Rat ihrer eigenen, nicht mehr der britischen Minister. Vor 

dem Abschluß sollten alle interessierten Gliedstaaten informiert werden, damit sie 

gegebenenfalls Stellung nehmen könnten. Aus diesem Festhalten an der Vor­

stellung, daß trotz aller Anerkennung der nationalen Gleichberechtigung und trotz 

des Rechts zur eigenen diplomatischen Vertretung nicht das einzelne Dominium, 

sondern allein das Empire als Ganzes volle Rechtsperson sei, folgerte noch 1929 ein 

Völkerrechtler an der Universität London, daß kein Teilstaat neutral bleiben könne, 

wenn der andere im Krieg sei31. Zum gleichen Ergebnis kam der erste Minister des 

Dominion Office nach dessen Herauslösung aus dem Kolonialministerium, der für 

die „equality" sonst sehr aufgeschlossene Amery: bei der Unteilbarkeit der Krone 

könne kein Untertan des Königs Freund der Feinde des Königs sein oder auch nur 

neutral bleiben32. 

Aber dieser Argumentation wurde bald widersprochen. Wenn hier der Krone als 

3 1 Times, 16. 3. 1929: Professor J. H. Morgan über Dominion-Status. 
32 L. S. Amery, Some Aspects of the Imperial Conference 1926, in : Journal of the British 

Institute of International Affairs, Jan. 1927. 



244 Oswald Hauser 

Bindeglied noch integrierende Bedeutung beigelegt wurde, so lag doch schon in 

ihrem Wesen als Symbol des britischen Nationalstaats, das sie praktisch seit 1688 

darstellte und selbst in der demokratischen Gesellschaft geblieben war, zugleich 

auch eine Begrenzung ihrer Bindekraft. Je mehr die nationale Selbständigkeit und 

die Demokratisierung in den neuen Staaten wuchs, u m so weniger konnten sie sich 

noch durch die Krone verpflichtet fühlen. Diese Distanzierung führte in einzelnen 

Dominien, wie zuerst in Irland, zum Aufhören der „allegiance to the Crown". 

Auch Premierminister Hertzog, dessen Nationalpartei einen republikanischen, auf 

Segregation drängenden Flügel hatte, fühlte sich durch die Krone und die Idee 

ihrer „indivisibility" weit weniger gebunden als sein Vorgänger. Während Smuts 

das grundsätzliche Recht zu neutralem Verhalten als Ausdruck der Souveränität 

des Dominiums genügte, er aber aus Solidarität mit dem Commonwealth im all­

gemeinen nicht geneigt war, davon Gebrauch zu machen, war Hertzog durchaus 

bereit, die Neutralität gegebenenfalls in der praktischen Politik Wirklichkeit werden 

zu lassen33. 

Die Grundsätze von 1926 erhielten auf Grund der Vorschläge der interimperialen 

Kommission ihren konkreten Ausdruck für die praktische Anwendung in der für 

englische Vorstellungen geradezu revolutionären Form der Kodifizierung ver­

fassungsmäßiger Beziehungen im Statut von Westminster vom 11. Dezember 1931. 

Darin wurde das Folgende gesetzlich festgelegt: 

1. Änderungen in der Frage der Thronfolge oder der königlichen Attribute („Style 

and Titles") sollen in Zukunft ebenso der Zustimmung der Dominien-Parlamente 

bedürfen wie der des Parlaments von Westminster; 

2. britische Gesetze können nur noch auf ausdrückliches Verlangen und mit Zu­

stimmung eines Dominiums auf seinen Bereich ausgedehnt werden; 

3. die Colonial Laws Validity Act soll nicht mehr auf Dominiengesetze angewandt 

werden, d.h. die Inkompatibilität mit britischen Gesetzen ist kein Hindernis 

mehr ; 

4. die alte Forderung, daß Dominiengesetze auch extraterritorial wirksam sein 

sollen, wird erfüllt; 

5. die British North America Act für Kanada ebenso wie die Constitution Acts für 

Australien und Neuseeland als Grundlagen ihrer Verfassung bleiben in Kraft. 

Das bedeutet zugleich, daß Amendments zu diesen Verfassungen noch immer 

nur durch das Parlament von Westminster durchgeführt werden können, aller­

dings nun nur noch auf Forderung des betreffenden Dominiums34. 

6. Schließlich wird festgesetzt, daß der Ausdruck „Kolonie" auf die Dominien nicht 

mehr angewandt werden soll35. 

Diese Grundsätze stellten einen bewundernswerten Versuch dar, nationales Stre­

ben und das Ideal einer übernationalen Friedensordnung miteinander zu verbinden, 

33 Hancock, Smuts I I , S. 201 ff. 
34 Vgl. Canada, ed. by George W. Brown, Berkeley 1953, S. 286. 
35 Keith, a. a. O., S. 303ff. 
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„die Einheit des Ganzen zu sichern, ohne die individuelle Freiheit der Teile zu 

opfern", wie der Premierminister von Australien es auf der Imperial Conference 

von 1930 ausdrückte36. Das Werk war ein Kompromiß, wie er wohl nu r aus dem 

Geist wahrer Liberalität und mi t der großen staatsmännischen Flexibilität Eng­

lands möglich war, „one of the great mysteries of the British Empire" , wie der 

Lordkanzler 1929 sagte. Wie jeder Kompromiß konnte er nicht alle Beteiligten zu­

friedenstellen. Die Idee einer übergreifenden Gemeinschaft konnte bei denen, die 

ihr noch nicht lange verbunden waren, den Drang nach voller nationaler Unab­

hängigkeit nicht überwinden: so schieden Irland und Südafrika, die schon 1926 

die Selbständigkeit am stärksten gefordert hatten, bald aus der Gemeinschaft 

aus. Indien wurde 1926 noch nicht als reif für den Dominienstatus erachtet. Bei 

den anderen aber ha t die Idee, daß die beiden so antagonistisch scheinenden Ten­

denzen durchaus vereinbar sind, bis zu den heutigen ungleich tieferen Verände­

rungen hin fortgewirkt und immer neue Wege gefunden, u m Streitigkeiten in 

offener Aussprache als „family affairs" zu schlichten, Staaten zur Selbständigkeit 

zu führen und einem großen Teil der Welt den Frieden zu erhalten. 

Die tiefgreifenden Wandlungen nach dem Zweiten Weltkrieg, vor allem die das 

alte Mächtesystem von Grund auf verändernde Emanzipationsbewegung der asiati­

schen und afrikanischen Kolonien, haben die Idee des Commonwealth vor eine 

entscheidende, zur Zeit des Westminster-Status noch nicht vorauszusehende Be­

währungsprobe gestellt. Nicht mehr die Gewährung nationaler Souveränität steht 

jetzt in Frage, sondern der weitere Bestand jener Gemeinschaft von Völkern, von 

der der australische Premierminister auf der Imperial-Conference von 1930 noch 

sagen konnte: „In diesem britischen Commonwealth of Nations existiert bereits 

der Kern der internationalen Zusammenarbeit in ausgezeichneter Weise."37 

Neben dem häufig ins Extrem schießenden nationalen Ehrgeiz der jungen Ge­

meinwesen bedeutet auch der Verlust der Weltmachtstellung des englischen Mutter­

landes eine weitere Schwächung des Commonwealth. Denn wenn auch seit 1931 

in der Theorie Parität zwischen den Gliedstaaten bestand, so blieb doch in der Praxis 

auch danach Großbritannien die eigentlich führende Kraft. „Die Bedeutung Lon­

dons als Kapitalmarkt, als Organisator des Handels und als Geburtsstätte von Ideen 

blieb unangefochten. "38 Diese Qualitäten aber büßt das Mutterland nun mehr und 

mehr ein. Wie wird sich dieses Zurücktreten der noch immer am stärksten for­

menden Potenz, die eben doch nicht nur gleichberechtigter Partner, sondern 

Mutterland war, auf das Commonwealth auswirken? 

„Das Commonwealth ist noch immer ein Gewebe von nützlich wirkenden Be­

ziehungen gemeinsamer Erinnerungen und Anstrengungen, zum Teil auch gemein­

samer Traditionen und politischer Gewohnheiten. Es ist noch ein Zentrum von 

Ideen. Es enthält auch zahlreiche starke zweiseitige Verbindungen zwischen Mit-

36 Ebda, S. 209. 
37 Keith, a. a. O., S. 209. 
38 The Putare of the Commonwealth, in: The Times, 24. 1. 1968. 
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gliedern," — so urteilte noch jüngst ein Betrachter in England39. Aber dem heutigen 
kritischen Blick genügen diese Reste früherer Formen in der veränderten Welt­
situation nicht mehr. „Wenn das Commonwealth Bestand haben soll, müssen die 
anderen Mitglieder ihm nun eine neue Bedeutung geben, wenn auch vorläufig 
vielleicht nur in regionaler Begrenzung." Die Gewichtsverlagerung vom Mutter­
land zu den Gliedstaaten scheint damit nun erst in die entscheidende Phase treten 
zu sollen, wobei starke Hoffnungen auch auf die nichteuropäischen früheren briti­
schen Kolonialländer als die ständig stärker nach vorn drängenden, durch die 
englische Schule gegangenen Mitträger der immer noch faszinierenden Idee gesetzt 
werden. Nach Erreichen der nationalen Souveränität wird nun von ihnen ein neuer 
Impuls zur Neubelebung des völkerverbindenden und friedensstiftenden Auftrags 
des Commonwealth erwartet. Es ist kein Zufall, daß es wieder Kanada ist, das als 
ältestes Dominium sich immer in besonderer Weise als Wortführer neuer Ent­
wicklungen und als Vermittler empfunden hat, welches eine neue Konferenz der 
Premierminister zur Neubesinnung auf die gemeinsamen Ziele der Völkerfamilie 
angeregt hat. „Vielleicht würden sich dann" — so schreibt die Times weiter - „das 
ehemalige Britisch-Asien und -Afrika, der Pazifik und Karibien darüber schlüssig 
werden, was ihnen ihre Verbindungen bedeutet haben und noch bedeuten können. 
Die Alternative lautet: ein neues Commonwealth oder kein Commonwealth." 

Wie immer aber das Schicksal dieser Gemeinschaft sich gestalten mag, immer 
wird gelten, was der frühere kanadische Premierminister Robert Borden in einer 
Rhodes Memorial Lecture 1927 in Oxford aussprach: „Selbst wenn die materielle 
Struktur des Commonwealth zerbröckeln sollte, würde der Menschheit die Er­
innerung an den Geist und die Ideale bleiben, die dieses Gebäude getragen haben. "40 

39 The Times, ebda. 
40 Times, 23. 5. 1927. 
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DIE GRÜNDUNG DER UNESCO 

D ie Gründungsgeschichte der Unesco1 umfaßt im wesentlichen zwei internationale 
Konferenzen: die von 1942 bis 1945 in London tagende Konferenz der Alliierten 
Erziehungsminister und die teilweise aus ihr hervorgegangene, von der britischen 
und französischen Regierung gemeinsam im November 1945 gleichfalls nach Lon­
don einberufene Konferenz der Vereinten Nationen zur Gründung einer inter­
nationalen Organisation für Erziehung und Kultur, auf der dann innerhalb von 
zwei Wochen die Verfassung der Unesco ausgearbeitet und verabschiedet worden 
ist. In diese Entwicklung spielte natürlich der Gründungsprozeß der Vereinten 
Nationen hinein, deren auf der Konferenz von San Francisco im April 1945 ange­
nommene Charta die Förderung der internationalen Zusammenarbeit in Kultur 
und Erziehung vorsieht2. Daher sah sich die Londoner Gründungskonferenz der 
Unesco auch als Vollstreckerin dieses Mandats an. Es wird im folgenden zu zeigen sein, 
wie sich während des Zweiten Weltkrieges die Idee der internationalen kulturellen 
Zusammenarbeit auf den Sitzungen der Alliierten Erziehungsminster in London 
neu entwickelte; wie sie von der amerikanischen Hilfsprogrammpolitik zunächst 
abgewandelt wurde, um sich letztlich, beeinflußt von den durch Frankreich reprä­
sentierten Traditionen der intellektuellen Zusammenarbeit des Völkerbundes in 
den neuen, universalen Formen des Systems der Vereinten Nationen institutionell 
zu verwirklichen. 

1 Der erste grundlegende Entwurf zu einer Geschichte der Unesco stammt von Jan Opo-
censky, „The Beginnings of Unesco", 86 S. O. schildert die Entwicklung von der Alliierten 
Erziehungsministerkonferenz bis zur dritten Generalkonferenz der Unesco in Beirut, 1948. 
Opocenskys zweite Arbeit, „The Constitution of Unesco", 190 S., analysiert die Tätigkeit der 
verschiedenen Verfassungskommissionen während der Londoner Gründungskonferenz. Beide 
Abhandlungen wurden in den Jahren 1948-1952 niedergeschrieben und befinden sich als 
unveröffentlichte Mss. im Archiv der Unesco. F. R. Cowell, Planning the Organization of 
Unesco, 1942-1946, A Personal Record, Journal of World History, Vol. X, Neuchatel 1966, 
S. 210-236, gibt einen guten Überblick über die einzelnen Phasen der Entstehungsgeschichte 
und der an ihr beteiligten Persönlichkeiten. - Die amerikanischen Studien von Walther H. C. 
Laves — Charles A. Thomson, Unesco - Purpose, Progress, Prospects, Indiana University Press, 
Bloomington 1957, und von George N. Shuster, Unesco, Assessment and Promise, Council on 
Foreign Relations, New York - Evanston 1963, konzentrieren sich im wesentlichen auf die 
Programmpolitik der Organisation. Das gleiche gilt für die bisher führende französische 
Abhandlung von Jean Thomas, U.N.E.S.C.O., Paris 1962. T. V. Sathyamurthy, The Politics 
of International Cooperation- Contrasting Concepts of Unesco, Travaux de droit, d'economie, 
de sociologie et des sciences politiepies, Genf 1964, analysiert die verschiedenen geistig­
politischen Konzeptionen der Mitgliedstaaten gegenüber den Aufgaben der Unesco bis zum 
Jahre 1962. 

2 Charter of the United Nations, Chapt. IX, Art. 55b. 
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i 

Die Konferenz der Alliierten Erziehungsminister in London 

(16. November 1942-5. Dezember 194V* 

Am 16. November 1942 trafen sich auf Einladung des englischen Erziehungs­
ministers Butler und des Präsidenten des British Council, Sir Malcolm Robertson 
M.P., im Board of Education die Erziehungsminister oder deren Stellvertreter von 
Belgien, Frankreich, Holland, Griechenland, Jugoslawien, Norwegen, Polen und 
der Tschechoslowakei zu einem Meinungsaustausch4. In seiner kurzen Eröffnungs­
ansprache legte Butler die Gründe dar, die ihn zur Einberufung der Sitzung be­
wogen hatten5: die Anwesenheit so vieler alliierter Erziehungsverwaltungen in 
England biete eine „einzigartige Gelegenheit" für eine Zusammenarbeit in Fragen 
der Erziehung, die sich den alliierten Ländern Europas und dem Vereinigten König­
reich sowohl während des Krieges als auch in der Nachkriegszeit stellen würden. 
Solche Probleme könnten am besten in Form von regelmäßig abzuhaltenden Zu­
sammenkünften zwischen Vertretern der alliierten Erziehungsministerien, des 
Board of Education und des British Council erörtert werden. Dabei müsse man sich 
von vornherein auf äußerst bescheiden wirkende, praktische Dinge konzentrieren 
und nicht nebulose und ehrgeizige Pläne diskutieren, die sich später als undurch­
führbar erweisen würden. Butler schlug daher vor, zunächst mit dem Krieg zu­
sammenhängende Fragen zu besprechen, während die folgenden Sitzungen Pro­
blemen des Wiederaufbaus während der Nachkriegszeit gewidmet sein sollten. Um 
die bereits seit langem bestehende fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den alli­
ierten Erziehungsministerien und dem British Council zu intensivieren6, lud er die 
alliierten Erziehungsminister zum Besuch von englischen Schulen aller Typen und 
zum Studium der Programme englischer Jugendorganisationen ein. Auf der anderen 
Seite meldete er das Interesse seines Amtes an einer möglichst umfassenden Infor­
mierung über die von den einzelnen Erziehungsministerien in England errichteten 
Schulen an. Mit Genehmigung der zuständigen Minister könnten dann englische 

3 Innerhalb dieses Zeitraums tagte die Konferenz alle zwei Monate. Die letzte, 21 . Sitzung 
fand am 5. Dezember 1945 statt, also nach der Unesco-Gründungskonferenz (London, 1. bis 
16. NOT. 1945). 

4 Das vom 28. Oktober 1942 datierte, von Sir Malcolm Robertson unterzeichnete Einla­
dungsschreiben wurde im Auftrag Butlers und „im Einverständnis mi t dem Außenminister" 
an die jeweiligen „Ministers of Education of the Allied Govemments and National Councils 
now in the United Kingdom" versandt. Kopie im Unesco-Archiv. 

8 Protokoll der ersten Sitzung, CAME I, S. 1-2, künftig entsprechend zitiert. - Die Aus­
führungen Butlers erläutern den im Einladungsschreiben bereits skizzierten Plan, „periodical 
meetings" über Erziehungsprobleme abzuhalten. 

6 Zur pädagogischen und kulturellen Betreuung der seit 1939/40 vom europäischen Fest­
land nach England strömenden Flüchtlinge durch den British Council siehe vor allem Bichard 
Seymour, Developments in the Unted Kingdom during the Second World War Leading to the 
Practice of Collective Cultural Cooperation, unveröff. Ms., erst, im Auftrag des Europarats, 
1965, und F. R. Cowell, Planning Unesco, a. a. O., S. 211. 
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Schulinspektoren diese aufsuchen, u m sie kennenzulernen und ihnen bei der Lösung 

ihrer Probleme zu helfen. 

Mit diesen Vorschlägen wendete Butler die Prinzipien der interstaatlichen kul­

turellen Zusammenarbeit auf eine kriegsbedingte Ausnahmesituation an. In einem 

Moment, als sein Land vom europäischen Kontinent völlig abgeschlossen war, ver­

suchte der englische Erziehungsminister, zusammen mit Vertretern von Regierun­

gen, deren Länder vom Feind besetzt waren und die daher nur über eine fiktive 

Autorität verfügten, einen wechselseitigen Erfahrungsaustausch in Fragen der 

Erziehung anzubahnen. Die so gewonnenen Erkenntnisse wollte er der kulturell­

pädagogischen Aufbauarbeit nach dem Kriege nutzbar machen. Auf diese Aufbau­

arbeit zielte Butlers Vorschlag für die Tagesordnung der zweiten Sitzung h in : das 

Problem der Beschaffung von Büchern, vor allem von Schulbüchern und die Ver­

sorgung der Schulen mi t ausgebildeten Lehrkräften. Neben den Ergebnissen einer 

solchen planenden Vorausschau zur Lösung von später akut werdenden Problemen 

erhoffte man sich von dieser Zusammenarbeit noch ein in die Zukunft weisendes 

moralisches Kapital in die Nachkriegszeit hinüberzuretten: jenen Geist pädagogi­

scher Kollegialität, einer „educational fellowship", von dem man, wie Robertson 

es ausdrückte, sicher sein könne, daß er die Grundlage für die Lösung vieler Nach-

kriegsprobleme bilde7. Ein fester Plan, durch die Konferenz eine internationale 

Organisation für Erziehung zu gründen, bestand anfangs also nicht und wäre unter 

den angedeuteten Umständen von Butler zweifellos zu jenen undurchsichtigen und 

ehrgeizigen Plänen gerechnet worden, vor denen sein auf praktische Maßnahmen 

gerichteter Sinn die Konferenz gewarnt hatte. Dieser Tatbestand ist insofern 

wichtig, als die Konferenz später dazu neigte, ihre eigene ursprüngliche Zielsetzung 

im Lichte einer fortgeschrittenen Entwicklung umzudeuten8 . Auch herrschte bei 

den Teilnehmern an der Konferenz noch stark die Anschauung vor, daß das Ver­

hältnis zwischen souveränen Staaten ausschließlich durch bilaterale Verträge zu 

regeln sei. Eine Zusammenarbeit auf dem unter die nationale Souveränität fallenden 

Sektor Erziehung war für sie nur auf der Basis von wechselseitig abzuschließenden 

Kulturabkommen denkbar. Diese Haltung kommt klar zum Ausdruck in einem 

Memorandum über die „intellektuellen Beziehungen Großbritanniens zum Konti­

nent" , das der belgische Erziehungsminister Hoste der Konferenz auf ihrer zweiten 

i GAME I, S. 2. 
8 Unter Berufung auf das Einladungsschreiben vom 28. Oktober 1942 definiert Opocensky 

den Zweck der Konferenz „shall . . . explore plans for the formation of a permanent Organi­
zation for Inter-Allied and subsecpiently International Cooperation in educational matters in 
the postwar period"; Opocensky, The Constitution of Unesco, S. 1. Opocensky hat diesen 
Passus einem Dokument „Origin of the Conference", AME/A 21a, S. 5, irrtümlich entnom­
men, das von der Konferenz auf der 6. Sitzung am 5. Oktober 1943 diskutiert worden ist. — 
Cowell ha t diese Version unter Hinweis auf den Einladungsbrief wörtlich übernommen; 
Cowell, a. a. O., S. 211. Die im Unesco-Archiv vorhandene Kopie des Einladungsschreibens 
enthält keinen solchen Hinweis. Lord Butler hat mit Brief vom 1. Juni 1967 an den Verfasser 
ausdrücklich verneint, daß die Konferenz bereits mi t der Absicht der Gründung einer inter­
nationalen Organisation einberufen worden sei. 
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Sitzung im Januar 1943 vorlegt9. Die Konferenz beauftragte daraufhin einen Aus­

schuß mi t der Ausarbeitung einer Konvention, die als Grundlage für den Abschluß 

von Kulturabkommen zwischen England und den alliierten europäischen Regierun­

gen wie auch zwischen diesen selbst dienen sollte10. Da die bisherigen bilateralen 

Formen kultureller Zusammenarbeit den ungeheuren Aufgaben der Kriegs- und 

Nachkriegsepoche nicht mehr angemessen erschienen, plante man, durch ein Netz 

von einheitlich abgefaßten, notwendigerweise noch bilateral geschlossenen Kultur­

konventionen zu einer möglichst umfassenden internationalen kulturellen Zu­

sammenarbeit innerhalb des europäischen Staatensystems zu gelangen. Wie die 

verschiedenen Entwürfe zeigen, sollte Großbritannien hierbei eine zentrale Rolle 

zufallen11. I m Hintergrund dieser Erwägungen standen natürlich auch die Er­

fahrungen der immer mehr zunehmenden militärischen, wirtschaftlichen und 

politischen Zusammenarbeit der alliierten Regierungen, die man auf den kulturellen 

Bereich ausdehnen wollte. Der von der Kulturkommission erarbeitete Modelltext 

einer Konvention zur Regelung des kulturellen Austausches wurde von einigen 

Regierungen auch akzeptiert12. Er büeb aber ohne direkte Auswirkungen, da die 

Konferenz zu dieser Zeit schon mit der Schaffung einer internationalen Organi­

sation beschäftigt war. Gerade hierfür hatte die Kulturkommission jedoch mit dem 

Versuch, die herkömmlichen Methoden internationaler Zusammenarbeit neu zu 

gestalten, wichtige Vorarbeit geleistet. 

Die übrige, fruchtbare Programmarbeit der Konferenz kann in diesem Rahmen 

nicht dargestellt werden. Sie wurde von insgesamt zehn Kommissionen geleistet, 

die die Konferenz während ihres dreijährigen Bestehens eingesetzt hat und deren 

verschiedene Arbeitsbereiche später zur Grundlage für die Ausarbeitung des Pro­

gramms und damit auch für die verwaltungsmäßige Struktur der Unesco geworden 

sind13. Mit der Gründung schon der ersten Kommission hatte sich die Konferenz von 
9 Dokument AME/A/2: Intellectual Relations between Great Britain and the Continent. 
10 Commission on Cultural Conventions, gegründet auf der 2. Sitzung am 19. Januar 1945. 
11 Man ging davon aus, daß London die führende Stellung, die es damals als europäisches 

Zentrum geistig-kultureller Freiheit einnahm, auch nach dem Kriege behalten würde. Hinzu 
kam die für den kulturellen Austausch allgemein als vorbildlich beurteilte Organisation des 
British Council. Dokumente AME/A/4, 5, 6. 

12 Es handelte sich u m die Regierungen Englands, Norwegens und Jugoslawiens. Belgien, 
die Tschechoslowakei und Polen haben später zugestimmt. CAME V, 27. Juli 1945, S. 2. -
Der Bericht der Kulturkommission wurde 1944 fertiggestellt. 

13 Von den wichtigen Kommissionen sind zu nennen die 1943 eingesetzte Buch-Kommission, 
die Pläne zur Versorgung der Schulen und Universitäten mit Büchern und Empfehlungen zu 
Übersetzungen von Fachliteratur ausarbeitete. Hinsichtlich der Intensivierung des internatio­
nalen Buchhandels wies sie in ihrem Abschlußbericht auf die vorbildliche Struktur und 
Arbeitsweise des Deutschen Börsenvereins hin. Ein von der Buchkommission abgezweigter 
Ausschuß erstellte Reformvorschläge für den vorurteilslos zu haltenden Geschichtsunterricht. 
Zur deutschen Geschichtsschreibung lag der Kommission ein Gutachten von Paul Sweet über 
den Mitteleuropagedanken in der deutschen Historiographie vor, in dem die Werke von 
Rothfels, Schnabel und Srbik deutlich von der übrigen nationalistischen Literatur abgehoben 
wurden. Dokument AME/B 34 im Unesco-Archiv. - Einen guten Überblick über die Arbeit 
der Buchkommission bietet Richard Seymour, „Developments in the United Kingdom during 
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einem lockeren, fast klubartigen Treffen von Ministern und deren Mitarbeitern bzw. 

Delegierten in eine offizielle, für die Dauer des Krieges vorgesehene Arbeitskonfe­

renz verwandelt, der eine natürliche Tendenz zur Institutionalisierung durch die 

notwendig werdende Schaffung verschiedener Organe innewohnte. Das drückte 

sich bereits in der Bezeichnung der Konferenz aus. Sprach das Protokoll der ersten 

Zusammenkunft noch informell von „a Conference held at the Board of Education", 

so wurde von der im Januar 1945 gehaltenen zweiten Sitzung ab der offizielle Titel 

„Conference of Ministers of Education of the Allied Governments and French 

National Committee (CAME)" angewandt14. Da manche Regierungen es vorzogen, 

zunächst nur Beobachter zu entsenden, mußte bei Abstimmungen und Diskussionen 

sorgsam zwischen Mitglieds- und Beobachterstaaten unterschieden werden. So 

waren die Vereinigten Staaten und die UdSSR seit Mai 1945 nur durch Beobachter 

vertreten. Während die USA ab Juli 1944 jedoch aktives Mitglied der Konferenz 

wurden, behielt die Sowjetunion ihren Beobachterstatus bei, da sie jegüche inter­

nationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Erziehung, soweit sie über bloße 

gegenseitige Information hinaustendierte, als Einmischung in innere Angelegen­

heiten ansah15. Auf der gleichen Sitzung im Mai 1945 wurde Luxemburg durch 

seine Exilregierung Mitglied der Konferenz. I m Juli des gleichen Jahres folgten 

Australien, China, Indien, Kanada, Neuseeland und die Südafrikanische Union. Die 

Konferenz, die von der englischen Regierung mit Vertretern von acht europä­

ischen Exilregierungen begonnen worden war, nahm damit eine universale Ten­

denz an. 

Die ersten Pläne, die Konferenz als internationale Organisation fortzuführen, 

fielen mit Bestrebungen zu ihrer Reform zusammen. Der Anstoß hierzu kam von 

außen. I m März 1945 hatte eine, unter der Leitung des Oxforder Altphilologen 

Gilbert A. Murray tagende Gemischte Kommission der London International 

Assembly und des Council for Education in World Citizenship einen Bericht ver­

öffentlicht, der neben Fragen der Erziehungshilfe für vom Kriege betroffene Länder 

die Gründung einer permanenten Organisation für Erziehung und zur Förderung 

der internationalen Verständigung erörterte16. Zur Prüfung dieser Empfehlungen 

the Second World War . . .", a. a. 0 . — Aufgabe der im Juli 1943 eingesetzten Wissenschafts­
kommission war es, ein Inventar der in den besetzten europäischen Ländern zerstörten For­
schungszentren und Vorschläge für Hilfsmaßnahmen auszuarbeiten. Eine weitere Kommission 
studierte die Anwendung der modernen Informationsmittel (Film, Radio) für den Schul­
unterricht. Andere Kommissionen beschäftigten sich mit dem Problem der Sicherstellung 
entwendeter Kunstschätze sowie mit dem Komplex der geistig-pädagogischen Entnazifizierung. 

14 Nachdem de Gaulle im August 1944 nach Paris zurückgekehrt war, wurde diese Be­
zeichnung ersetzt durch „French Provisional Government" (ab 13. Sitzung, 13. September 
1944). Die Bezeichnung für Frankreich in der Liste der Teilnehmerstaaten wechselte zwi­
schen „Fighting France" und „France". 

15 Opocensky, Beginnings of Unesco, S. 2. 
16 „Education and the United Nations", Report of a Joint Commission of the London 

International Assembly and the Council for Education in World Citizenship, London-Wash­
ington 1943. Die gemischte Kommission wurde Von beiden Organisationen 1941 gegründet; 
Laves/Thomson, a. a. O., S. 19 und S. 363, Anm. 40. 
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beauftragte die Erziehungsministerkonferenz einen Ausschuß17, dessen Vorsitzender, 

der tschechische Innenminister Slavik, dem Plenum im Juli 194318 zwei wesent­

liche Vorschläge unterbreitete: die Konferenz sollte, wenn möglich, alle Mitglieder 

der Vereinten Nationen umfassen. Ferner erscheine die Schaffung eines Exekutiv-

Büros dringend notwendig, damit die Konferenz ihre vielschichtige Programm­

arbeit, die den Empfehlungen der Gemischten Kommission weitgehend entsprach, 

bewältigen könnte. Diese Vorschläge wurden in einem Bericht zur Reform der 

Konferenz19 ausführlich kommentiert. Auf Butlers Empfehlung nahm das Plenum 

am 5. Oktober den Bericht an und konstituierte ein Exekutiv-Büro20. Neben der 

Erledigung laufender Konferenzarbeiten sollte dieses Büro, wie Butler ausdrücklich 

hervorhob, die Gründung eines „United Nations Bureau of Education" als Fernziel 

verfolgen21. Diese vom Präsidenten der Konferenz gewählte Bezeichnung ist inso­

fern bedeutungsvoll, als sie die im Bericht verwendete, kriegsbezogene Vorstellung 

eines aus der Konferenzarbeit zu entwickelnden Inter-Allied Secretariat22 zum 

ersten Mal durch den Aspekt eines permanenten Organs der Vereinten Nationen 

ersetzt. Mit dieser Konzeption stand Butler zunächst allein. Zwar betonte ein anderer, 

auf der gleichen fünften Sitzung behandelter Bericht über den Ursprung und die 

Ziele der Konferenz23, daß die von ihr ausgearbeiteten Pläne zur Wiedererrichtung 

der einzelnen nationalen Erziehungssysteme für die Gesamtheit der Vereinten 

Nationen von großer Bedeutung wären. Auch wird nun rückblickend festgestellt, 

daß in der Einberufung der Konferenz und ihrer Funktion bereits der Keim einer 

internationalen Organisation angelegt gewesen sei, die nun systematisch aus der 

Konferenzarbeit zu entwickeln sei. Dieser Plan bewegte sich jedoch noch innerhalb 

der Grenze einer für die unmittelbare Nachkriegsepoche zu errichtenden alliierten 

Interims-Organisation24. Mit der Annahme dieser beiden analysierten Berichte am 

17 Diesem auf der 4. Sitzung am 15. März eingesetzten Ausschuß gehörten an: J. Slavik 
(Tschechoslowakei), J. Hoste (Belgien) und Professor Vaucher (Frankreich.) E r wurde dann 
als „Select Committee" um folgende Delegierte erweitert: Miss Parkinson (England, British 
Council), Bichardson (England, Board of Education), Le Pan (Kanada), Commander Agar 
(USA), Bolkestein (Holland), Dr. Sommerfeit (Norwegen) und Professor Glaser (Polen). 

« CAME V, S. 5-6 (27. Juli 1943). 
19 „Report on the Re-Organization of the Conference of Allied Ministers of Education", 

Dokument AME/A/20a. 
20 Neben den 5 Großmächten China, Frankreich, Großbritannien, USA und der Sowjet­

union, die je einen Delegierten ins Büro entsenden konnten, gab es vier Gruppen zur Reprä­
sentanz im Büro: West- und osteuropäische Länder je 2 Vertreter, Dominions und Indien 
1 Vertreter und die Alliierten Staaten Zentral- und Südamerikas 1 Vertreter. Dokument 
AME/A/20a, S. 3. 

21 CAME VI, S. 3. 
22 Dokument AME/20a, S. 2, Abschnitt II . 
23 „Origin of the Conference", Dokument AME/A/21 a. Dieser Bericht war für die Öffent­

lichkeit bestimmt. 
24 „The Conference has formed the view that in its establishment and Organisation lies the 

germ of a future International Organisation for education and it deems to be one of its duties 
to consider upon what practical lines such an Organisation can be formed and made to func-
tion in the post-war period." Dokm. AME/A/21 a, S. 1. - Das Select-Committee empfahl, 



Die Gründung der UNESCO 255 

5. Oktober 1943 trat die Alliierte Erziehungsministerkonferenz in ein neues Sta­
dium. Der Beschluß, alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen zur aktiven Teil­
nahme an der Konferenz einzuladen, stellte die erste offizielle Annäherung an die 
im Entstehen begriffene Weltorganisation dar. Die Schaffung eines mit Voll­
machten ausgestatteten Exekutivorgans schloß den Prozeß der Institutionalisierung 
ab und leitete zugleich zu einer in die Zukunft weisenden Entwicklung über: hatte 
die Konferenz anfangs noch versucht, über ein. System von zwischenstaatlich abzu­
schließenden Kulturkonventionen die intellektuelle Zusammenarbeit in der Nach­
kriegsepoche in herkömmlicher Weise fortzusetzen und zu intensivieren, so hat sie 
nunmehr sich selbst das Mandat zur Gründung einer internationalen, alle UN-
Mitgliedsstaaten umfassenden Erziehungsorganisation erteilt. 

Zwei Sitzungen sollten jedoch vergehen, bis der französische Delegierte Rene 
Cassin25 die Konferenz im Februar 1944 an die Ausarbeitung von Plänen für eine 
internationale Erziehungsorganisation erinnerte26. Auf Cassins Initiative und in 
Ausführung des ihm übertragenen Mandats beauftragte das Büro nun drei seiner 
Mitglieder, Professor Vaucher27 (Frankreich), Dr. Sommerfeit28 (Norwegen) und 
Professor Glaser29 (Polen) die wichtigen, bereits bestehenden Pläne zur Gründung 
einer Erziehungsorganisation zu analysieren. Die drei in diesem Bericht gegenüber­
gestellten, einander ähnelnden Entwürfe30 sahen die Gründung einer Organisation 
für „educational reconstruction" vor, die als Zentrum für den gegenseitigen Aus-

daß die Konferenz durch, die Gründung des Exekutiv-Büros die Kontinuität ihrer Arbeit 
manifestieren sollte „and thus make clear its intention to assume the responsibility of a Pro­
gramme of reconstruction and, at the same time, to prepare the way for the subsequent 
setting up an inter-allied Organisation entrusted with post war problems". Dokm. AME/A/20a, 
S. 1. 

25 Ren6 Cassin, Professor für Rechts- und Staatswissenschaften an der Sorbonne, als Commis-
saire national ä la Justice et ä l'Instruction publique einer der engsten und bedeutendsten 
Mitarbeiter de Gaulles in London. Seit 1965 Präsident des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte, Straßburg. Zur Tätigkeit in London und Algier siehe außer den Memoiren 
de Gaulles (Paris 1959) und Henri Michel, Historie de la France Libre, Paris 1965, Tor allem 
Victor-Yves Ghebali, La France en Guerre et les organisations internationales (1959—1945), 
Dissertation, Faculte de Droit et des Sciences economiques, Universite de Grenoble, Feb. 1967 
(unv. Ms., Kopie im Unesco-Archiv). 

2« CAME VIII, S. 5. 
27 Professor für Literatur an der Sorbonne. 
28 Alf Sommerfeit, enger Mitarbeiter des norwegischen Erziehungsministers Nils Hjelmt-

veit, später Mitglied des Exekutivrats der Unesco. 
29 Stephan Glaser, Professor für Kriminalrecht an der Universität Wilna, Gesandter der 

polnischen Exilregierung bei den Exilregierungen Belgiens und Luxemburgs in London, 
Gründer und erster Präsident der International Association of University Professors and 
Lecturers (IAUPL) London, Mai 1942. 

30 Der erste Plan wurde vom Liaison Committee for International Education unter dem 
Vorsitz von G. Kefauver im September 1945 in Harper's Ferry (Virginia) verabschiedet. Der 
zweite Entwurf stammt vom US-Committee of Educational Reconstruction (New York, 1945). 
Der dritte Plan wurde von der London International Assembly ebenfalls 1945 ausgearbeitet. 
„Plans for the Creation of an Inter-Allied Bureau for Education", Dokm. AME/A/48. Aus­
führliche Wiedergabe der Pläne bei Opocensky, Constitution, a. a. 0 . , S. 4 -5 . 
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tausch von pädagogischen Erfahrungen und Forschungsergebnissen mit dazu dienen 

sollte, Niveauunterschiede zwischen den einzelnen nationalen Erziehungssystemen 

auszugleichen. Durch Propagierung einer internationalen Gesinnung sollte die 

Organisation ferner einen Beitrag zum Frieden leisten. Unter Hinweis auf gleich-

gesinnte Bestrebungen bereits existierender Institutionen, nämlich des Genfer 

Bureau International de l'Education und des Pariser Institut de Cooperation Intellec-

tuelle empfahlen die Verfasser des Berichts der Konferenz, eine ähnliche Organi­

sation zu gründen. Diese vorwärts strebenden Empfehlungen sollten dem Plenum 

auf der neunten Sitzung am 6. April 1944 zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 

Doch die Dinge nahmen einen anderen Verlauf. 

U m die Beziehungen zwischen der amerikanischen Regierung und der Konferenz 

zu intensivieren, hatte das State Department in Ergänzung zu dem von der Lon­

doner US-Botschaft gestellten Beobachter den damals im Dienst der Kulturabteilung 

stehenden Literaturprofessor an der Yale Universität, Dr. Ralph Turner, als Sonder­

delegierten zu jener am 5. Oktober 1945 stattfindenden sechsten Sitzung geschickt, 

auf der die Pläne zur Reform der Konferenz besprochen wurden. Der äußere Anlaß 

der Turner-Mission bestand in der Prüfung der Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 

zwischen den Vereinigten Staaten und der Konferenz auf dem Sektor der kulturellen 

und pädagogischen Wiederaufbauhilfe. Auch sollte er versuchen, wie Turner in 

seiner Stellungnahme ausführte31, von der Erziehungsministerkonferenz möglichst 

umfassende Aufstellungen über den voraussichtlichen Bedarf an Lehrmitteln in den 

noch besetzten europäischen Ländern zur Vorlage bei der am 9. November 1943 

in Washington stattfindenden „Relief Conference" zu erhalten32. Gemäß der füh­

renden Rolle, die die amerikanische Politik beim langwierigen und schwierigen 

Gründungsprozeß der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisation spielte33, 

mußte dem State Department sehr viel an einem möglichst engen Kontakt zu einer 

Konferenz alliierter Regierungen liegen, die anscheinend dabei war, sich zu einer 

permanenten internationalen Organisation für Erziehung zu entwickeln. Auf der 

anderen Seite hatte die Konferenz selbst ein großes Interesse an einer enger zu ge­

staltenden Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten, ohne deren finanzielle 

Unterstützung all ihre Wiederaufbaupläne illusorisch bleiben mußten34 . Unter 

diesem doppelseitigen Aspekt gewinnt nun jener von Butler formulierte Auftrag 

der Konferenz, ein „United Nations Bureau of Education" zu schaffen, die Bedeu­

tung eines Stichwortes für den amerikanischen Sonderdelegierten. Turner meldete 

sich sofort zu Wort35 und hob gleich zu Anfang seiner Erklärung das besonders starke 

Interesse hervor, das seine Regierung der beabsichtigten Gründung eines solchen 
31 GAME VI, S. 3-4. 
32 Auf dieser Konferenz wurde das Abkommen zur Gründung der UNRRA unterzeichnet. 
33 Ruth B. Russel/Jeannette E. Muther, A History of the United Nations Charter, The Role 

of the United States 1940-1945, The Brookings Institution, Washington 1958. 
34 Siehe hierzu die beiden Berichte über die Reorganisation und über den Ursprung der 

Konferenz, Dokumente AME/A/20 und AME/A/20a. 
35 Dies wurde ihm dadurch erleichtert, daß Butler zuerst die Observer-Nationen um 

Stellungnahme bat, CAME VT, S. 3. 
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United Nations Bureau entgegenbringe36. Das außergewöhnliche Ereignis der am 

6. April 1944 stattfindenden neunten Sitzung war nun das Erscheinen einer fünf­

köpfigen amerikanischen Delegation unter der Leitung des damaligen Congress-

man J. William Fulbright. Die übrigen Mitglieder der Delegation waren Dr. John 

Studebaker, US-Commissioner of Education, Dr. Grayson N. Kefauver, Dekan der 

erziehungswissenschaftlichen Fakultät der Universität Stanford, den Cordell Hüll 

gerade als persönlichen Berater für Educational Reconstruction Programmes ins 

State Department berufen hatte37, Mildred Thomson, Dekan des Vassar College 

und Archibald MacLeish von der Congress Library, der im November 1945 die 

umfangreiche amerikanische Delegation auf der Londoner Gründungskonferenz 

der Unesco leiten sollte. Als Kenner der Arbeit der Konferenz standen der Delega­

tion Ralph Turner und der bisherige ständige Beobachter von der Londoner US-

Botschaft Richard Johnson zur Verfügung. Die Ausführungen, die Fulbright un­

mittelbar nach der Begrüßung durch Butler machte, erhellen den Zusammenhang 

zwischen der Turnerschen Sondierungsmission zur sechsten Sitzung und dem Er­

scheinen dieser gewichtigen amerikanischen Delegation und verdeutlichen die 

Rolle, die die amerikanische Hilfsprogrammpolitik für Europa der alliierten Er­

ziehungsministerkonferenz zugedacht hatte. Die amerikanische Regierung, so 

führte Fulbright aus, werde sich in wachsendem Maße der Wichtigkeit bewußt, 

die der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Erziehung zukomme. 

Deshalb sei er autorisiert, der Konferenz folgende Vorschläge zu unterbreiten: Dis­

kussion eines Hilfsprogramms zur Versorgung der befreiten Länder mit Lehr­

mitteln38 sowie zur Ausbildung von genügend Lehrkräften. Ferner sollten Probleme 

der Wiederherstellung von Bibliotheken und Archiven sowie der Rückführung der 

von den Achsenmächten geplünderten Kunstschätze besprochen werden. Diese 

Vorschläge entsprachen im wesentlichen dem von der Konferenz bereits angenom­

menen Programm. I m zweiten Teil der Erklärung behandelte der amerikanische 

Delegationschef die mögliche Gründung einer Organisation der Vereinten Nationen, 

die sich Problemen der Erziehung und der Kultur in der dem Kriege unmittelbar 

folgenden Wiederaufbauperiode widmen sollte. Bemerkenswert ist dabei, daß 

Fulbright versuchte, direkten Verhandlungen zwischen der amerikanischen Dele­

gation und der Konferenz zunächst auszuweichen, u m nicht den Eindruck ihrer 

Anerkennung als schon bestehender, internationaler Institution zu erwecken. Mit 

anderen Worten, Fulbright beabsichtigte, die Konferenz zur Aussprache über die 

Pläne der amerikanischen Regierung als eine Art Forum zu benutzen. Daher schlug 

er, von Kefauver unterstützt, die Bildung eines Planungsausschusses vor, dem alle 

Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen gleichberechtigt angehören sollten39. Als 

Vaucher daraufhin anregte, das zur Analyse von schon bestehenden Verfassungs-

36 „The question of setting up a United Nations Bureau was one in which the United States 
Government would have a very strong interest.", ebd. 

3 ' Cowell, a. a. O., S. 217, Anm. 1. 
38 „material aids to education", CAME IX (6. 4. 1944), S. 2. 
äs CAME IX, S. 5. 
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planen eingesetzte Sommerfelt-Glaser-Komitee durch englische und amerikanische 

Vertreter sowie auch durch Experten von außerhalb der Konferenz zu vergrößern, 

lehnte Fulbright dies ab. Nach amerikanischen Vorstellungen sollten dem Planungs­

ausschuß „soviele Nationen wie nur möglich" angehören. Als eine Art Kompromiß­

lösung wurde daher beschlossen, namens der Konferenz und der amerikanischen 

Delegation ein sogenanntes „Open Meeting" einzuberufen, auf dem jedes Land 

gleichberechtigt vertreten sein und das die Möglichkeiten der Gründung einer 

UN-Organisation prüfen sollte, „to deal with educational and cultural problems in 

the period of reconstruction". Dieses Mandat entsprach dem von Fulbright skizzier­

ten Verhandlungsauftrag seiner Delegation. Deren Position wurde nun noch da­

durch verstärkt, daß die Konferenz auf Vorschlag des belgischen Delegierten Hoste 

Fulbright einstimmig zum Vorsitzenden dieses „Open Meeting" wählte. Die Be­

deutung dieser Sondersitzung, der eine zweite folgte, bestand in der Bestimmung, 

daß die dort formulierten Beschlüsse über die Konferenz den einzelnen Regierungen 

zugeleitet werden sollten. 

Nach der Regelung dieser wichtigen Verfahrensfrage präsentierte die US-

Delegation auf der ersten, am 12. April 1944 stattfindenden Sondersitzung nun ein 

Memorandum, das die allmähliche Umwandlung der Erziehungsministerkonferenz 

in eine neue, alle UN-Mitgliedsstaaten umfassende „Organisation for Educational 

and Cultural Reconstruction" vorsah40. Die Konferenz sollte in diesem Sinne einen 

Beschluß fassen und diesen den Regierungen der Vereinten Nationen mitteilen. 

In Anlehnung an die Regionalstruktur der International Labour Organisation 

(ILO)41 war beabsichtigt, die Konferenz in ihrer gegenwärtigen Form als Euro­

päisches Regionalbüro dieser neuen UN-Organisation fortzuführen. Mit diesen 

amerikanischen Vorschlägen wurde die Konferenz nun zum erstenmal mit dem 

Problem der sofortigen Gründung einer internationalen Organisation konfrontiert. 

Darüber hinaus zeigte die Debatte, daß sich die Idee der Fortführung der inter­

nationalen Zusammenarbeit auch nach dem Kriege bei den Konferenzteilnehmern 

endgültig durchgesetzt hatte. Fraglich blieb nur noch, in welcher Form die Kon­

ferenz in die neue UN-Organisation integriert werden sollte. Während Butler 

zunächst die Schaffung einer Interims-Organisation im Auge hatte, t rat der nor­

wegische Erziehungsminister Hjelmtveit dafür ein, daß die Konferenz sich ent­

sprechend den amerikanischen Vorschlägen unmittelbar als neue UN-Organisation 

konstituieren sollte. Er forderte die baldige Wahl eines Generaldirektors durch eine 

Staatenversammlung, als deren Präsident der President of the Board of Education 

fungieren sollte. Nach dem Vorbild der ILO-Verfassung sei diesem ein Exekutivrat 

40 „Suggestions for the Development of the Conference of Allied Ministers of Education 
into the United Nations Organisation for Educational and Cultural Reconstruction", Working 
Paper, First Open Meeting, Unesco-Archiv. Opocenskys Annahme, die US-Delegation habe 
zwei Memoranden vorgelegt, beruht auf einer Verwechslung mit dem später erarbeiteten 
Verfassungsentwurf (AME/A/53), vgl. Opocensky, Constitution, a. a. O., S. 9-10. 

41 Artikel 58 der ILO-Verfassung sieht die Gründung von „regional agencies" sowie die 
Abhaltung von Regional-Konferenzen vor. 



Die Gründung der UNESCO 257 

zur Seite zu stellen, der jedoch aus fünf, auf Grund ihrer persönlichen Qualitäten 

gewählten Mitgliedern bestehen sollte. Für die Dauer des Krieges bleibe die Organi­

sation in London, danach könne sie eventuell an den Sitz der politischen UN-

Organisation verlegt werden. Butler und die Mehrzahl der Delegierten stimmten 

diesen Vorschlägen zu, wobei aus der Sicht der praktischen, als dringend empfun­

denen Erziehungshilfe immer wieder hervorgehoben wurde, daß die Konferenz­

arbeit ohne Unterbrechung fortgesetzt werden müsse. Der polnische Delegierte 

Kaczynski42 ging vom Standpunkt seines schwer getroffenen Landes so weit, eine 

Garantie zu erbitten, daß die Kommissionen der Konferenz von der neuen Organi­

sation übernommen und deren Arbeiten fortgeführt würden. Hjelmtveits Äußerung 

„Our Conference ought to be merged into the new Organisation" scheint am 

treffendsten die Bestrebungen der Konferenz, inklusive der amerikanischen Dele­

gation, wiederzugeben48. Nicht ganz verstanden und abgelehnt wurde der ameri­

kanische Vorschlag, die Konferenz solle in ihrer gegenwärtigen Struktur als Euro­

päisches Regional-Büro der neuen Organisation fungieren. Man fürchtete dadurch 

eine Beschränkung der Organisation auf Europa und damit verbunden ihre Iso­

lierung gegenüber außereuropäischen Nationen, besonders gegenüber den USA. 

Nachdem MacLeish und Turner unter Hinweis auf die Verfassungen der ILO und 

der FAO** vergeblich versucht hatten, die dort formulierte Konzeption der „Re­

gional Cooperation" auch für die neue Erziehungsorganisation zu übernehmen, 

mußte die amerikanische Delegation aus psychologischen Gründen diesen Vor­

schlag schließlich zurückziehen. Gegen Ende der Debatte präzisierte Turner noch 

einmal die amerikanische Position gegenüber der Konferenz und der zu gründenden 

Organisation. Ausgehend von der Absicht des State Department, so schnell wie 

möglich die weitreichendste internationale und demokratische, d.h. gleichberech­

tigte Zusammenarbeit in Erziehung und Kultur zu entwickeln, unterschied er zwei 

Entwicklungsphasen. Die erste Phase umfasse die Entwicklung der Konferenz selbst 

und sei nunmehr beendet. Die zweite Phase bestehe in der sich jetzt anbahnenden 

Zusammenarbeit zwischen der Konferenz und der amerikanischen Regierung. 

Diese Zusammenarbeit verfolge die Entwicklung einer UN-Organisation. Bis zur 

Erreichung dieses Vorhabens sei die amerikanische Regierung bereit, durch ihre 

zuständigen Ressorts mi t der Konferenz in Relief-Fragen selbst zusammenzuarbei­

ten, finanzielle Unterstützungen zu leisten wie auch Fachpersonal zu Beratungs­

zwecken nach London zu entsenden. Die Zusammenarbeit mit der Konferenz 

erfolgte also unter der stillschweigenden Voraussetzung ihres Einschwenkens auf 

42 Monsignore Z. Kaczynski, Minister für Erziehung und kirchliche Fragen in der Pol­
nischen Exilregierung in London. 

43 Draft Report, 1 Open Meeting (12. April 1944), S. 3. 
44 Am 18. Mai 1945 fand in Hot Springs, Virginia, als erste UN-Versammlung die „Food 

and Agricultural Conference" statt, auf der u. a. die Vorarbeiten zum Entwurf der FAO-
Verfassung eingeleitet wurden, die auf der Gründungskonferenz in Quebec am 16. Oktober 
1945 verabschiedet worden ist. Art. VI. und X. der FAO-Verfassung sehen die Einberufung 
von Regional-Konferenzen sowie die Bildung von Regionalbüros vor. 

Vierteljahrshefte 4/3 
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die amerikanischen Vorschläge zur Gründung einer „Educational Reconstruction 

Agency". Um dieses Ziel zu erreichen, griff Turner, unterstützt von Kefauver und 

Fulbright, den bereits vom norwegischen Erziehungsminister gemachten Vorschlag 

auf, ein kleines „Drafting Committee" zur Ausarbeitung einer Verfassung für die 

neue Organisation zu beauftragen. Diesem Vorschlag wurde stattgegeben, und der 

unter Fulbrights Leitung stehende Ausschuß45 arbeitete in einer Sitzung die weni­

gen, formalen Abänderungswünsche der beiden Sondersitzungen in den amerikani­

schen Entwurf ein, der dem Plenum der Konferenz auf ihrer am 19. April statt­

findenden zehnten Sitzung zur Beschlußfassung vorgelegt wurde. Entsprechend 

dem bereits im Titel zum Ausdruck kommenden Zweck dieser „United Nations 

Organisation for Educational and Cultural Reconstruction"46 sollte sie folgende 

Funktionen erfüllen: Angaben machen über das Ausmaß zerstörter Kultur- und 

Erziehungsinstitutionen sowie über das mangelnde Fachpersonal; Vorschläge für 

internationale Hilfsmaßnahmen ausarbeiten, u m die geschädigten Schulsysteme 

wieder arbeitsfähig zu machen; Entwicklung von Programmen zur Restauration 

von Forschungs- und Unterrichtszentren, Bibliotheken, Archiven und Museen. Der 

Arbeitsbereich der Organisation umfaßte also in erster Linie die Bewältigung von 

Kriegsfolgen, so daß ihre Existenz auch im wesentlichen nur für die Dauer der 

unmittelbaren Nachkriegsepoche vorgesehen war. Diese Zielsetzung wurde dadurch 

unterstrichen, daß der Organisation ein „Emergency Rehabilitation Fund" zur 

Verfügung stehen sollte, auf dessen Verwaltung die Vereinigten Staaten als wohl 

größter Beitragszahler einen beträchtlichen Einfluß ausüben könnten. Als Organe 

waren eine Staatenversammlung und ein Exekutivrat vorgesehen, unter dessen 

Aufsicht ein Direktor mit Sekretariat die Geschäfte führen sollte. Eine Präambel 

leitete den Auftrag der Organisation von den „mutwilligen und kaltblütig" be­

gangenen Kriegsverbrechen der Achsenmächte gegen die gesamte menschliche 

Zivilisation her47. Unter dem Titel „Tentative Draft Constitution for a United 

Nations Organisation for Educational and Cultural Reconstruction" wurde dieser 

Entwurf auf der zehnten Plenarsitzung am 19. April 1944 angenommen. Damit 

45 Außer Fulbright waren Mitglieder: Prof. Glaser (Polen), J. Hoste (Belgien), W. R. 
Richardson (England), Prof. Sommerfeit (Norwegen), T. D. Tsien (China) und Prof. Vaucher 
(Frankreich). Die Sitzung fand am Sonntag, dem 16. April, im Claridge Hotel, dem Sitz der 
US-Delegation, statt. 

46 „Proposed Constitution for a United Nations Organization for Educational and Cultural 
Reconstruction", Dokm. AME/A/53. 

47 Der erste Paragraph der Präambel lautete: „The cold-blooded and considered destruc-
tion by the Fascist Governments of the cultural resources of great parts of the continents of 
Europe and Asia; the murder of teachers, artists, scientists and intellectual leaders; the 
burning of books; the pillaging and mutilation of works of art; the rifling of archives and the 
theft of scientific apparatus, have created conditions dangerous to civilization, and, therefore, 
to peace, not only in the countries and continents ravaged by the Fascist powers, but through-
out the entire world. To deprive any part of the inter-dependent modern world of the cultural 
resources, human and material, through which its children are trained and its people informed, 
is to destroy to that extent the common knowledge and the mutual understanding upon which 
the peace of the world and its security must rest . . . " Dokm. AME/A/53. 
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hatte die Alliierte Erziehungsministerkonferenz zum ersten Mal einen Verfassungs­

entwurf für eine neue UN-Organisation verabschiedet. Diese Tatsache war haupt­

sächlich amerikanischer Initiative zu verdanken, wenn auch die Konferenz wesent­

liche Vorarbeit geleistet hatte. Entsprach dieser Verfassungsentwurf den Bestre­

bungen der Konferenz, so war er doch Ausdruck der amerikanischen Hilfsprogramm-

politik für Europa, deren Wandlungen er, wie zu zeigen sein wird, notwendiger­

weise unterworfen bleiben sollte. 

Der Entwurf wurde nun offiziell allen „Vereinten und Assoziierten Nationen" 

zugeschickt48 mit der Maßgabe, daß die Konferenz nach Eingang von 20 Zusagen 

die Gründung der Organisation einleiten würde. Welcher Optimismus in dieser 

Hinsicht vorherrschte, verdeutlicht die Erklärung des tschechischen Innenministers 

Slavik, er hoffe, daß die neue Organisation bereits am 1. Juli, also knapp nach zwei 

Monaten, zu Beginn des neuen Finanzjahres der Konferenz, ihre Arbeit aufnehmen 

werde49. Solchen Erwartungen entsprach auch die Finanzplanung: die Konferenz 

hatte ein Budget lediglich bis zum 31. Dezember 1944 aufgestellt, da man zu 

diesem Zeitpunkt bereits fest mit der neuen Organisation rechnete. Als die Realität 

diesen Hoffnungen nicht entsprach, mußte man das Büro zur Aufstellung eines 

Interim-Budgets für die Zeit bis zum März 1945 autorisieren. Dies alles zeigt, wie 

stark die Konferenz auf die Erreichung des ihr von Butler gestellten „Fernzieles" 

ausgerichtet war. Aber wiederum erhielt die Entwicklung eine andere Richtung. 

Für den 25. April 1945 war die Konferenz von San Francisco anberaumt, auf der 

die Charta der Vereinten Nationen verabschiedet und damit die zentrale, politische 

Organisation geschaffen werden sollte. Obwohl in San Francisco Erziehung und 

Kultur keine Verhandlungsthemen waren, wirkte sich diese Konferenz insofern 

retardierend auf den Gründungsprozeß der UN-Erziehungsorganisation aus, als 

diese möglichst eng mi t der politischen Weltorganisation und ihrem Economic 

and Social Council (ECOSOC) verbunden werden sollte50. Außer diesem allgemeinen 

Ereignis, das ja zutiefst von der Politik Roosevelts bzw. der „Großen Vier" beein­

flußt war, spielte noch ein besonderer' Faktor eine ausschlaggebende Rolle: die 

amerikanische Politik fand es nun wirksamer, ihr Europäisches Hilfsprogramm 

direkt und bilateral zu entwickeln und durchzuführen als über den differenzierten 

Kanal des Rehabilitation Fund einer internationalen Organisation51. Ferner hatte 

sich die Konzeption von der zu gründenden Organisation selbst geändert. Ähnlich 

der politischen sollte auch die Erziehungsorganisation von unbefristeter Dauer und 

nicht nur auf einen mi t den Kriegsereignissen unmittelbar zusammenhängenden 

Zweck hin, nämlich der Restauration, ausgerichtet sein. In der ihm eigenen, die 

48 Die 13 „assoziierten" Länder waren: Bolivien, Chile, Columbien, Ecuador, Paraguay, 
Peru, Uruguay und Venezuela in Latein-Amerika, ferner Ägypten, Island, Irland, Liberia 
sowie das National-Komitee de Gaulies; siehe hierzu Russel/Muther, UN-Charta, a. a. O., 
S. 67, Anm. 13. 

49 CAME/X, S. 2 f. 
60 CAME XVI und XVII. 
« Erklärung Kefauvers, CAME XVII (11. April 1945), S. 4. 
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Dinge nur ungefähr andeutenden Formulierungsweise hatte Butler die Konferenz 

im März 1945 auf gewisse, sich möglicherweise ankündigende Wandlungen hin­

gewiesen52, denen sich der amerikanische Vertreter mit einer ähnlich vagen, 

namens der US-Regierung abgegebenen Erklärung anschloß53. Auf der April-

Sitzung wurde die Konferenz von Butler und Kefauver über die sich nun klarer 

abzeichnende Lage informiert54. Diese Sitzung wäre insofern entscheidend gewesen, 

als, wie der Konferenzpräsident bekanntgab, sich zwanzig Regierungen zustim­

mend zu dem Verfassungsentwurf vom April 1944 geäußert hätten, so daß man 

nun, wie ursprünglich vereinbart, eine Sondersitzung der Konferenz zur Gründung 

der „Organization for Educational and Cultural Reconstruction" hätte einberufen 

müssen. Angesichts der nun eingetretenen Entwicklung wurde jedoch beschlossen, 

vorerst die Beschlüsse von San Francisco abzuwarten. Da machte plötzlich der 

amerikanische Delegierte Grayson Kefauver einen für die Gründungsgeschichte 

der Unesco bedeutsamen politischen Vorschlag: Namens seiner Regierung äußerte 

er den Wunsch, die Erziehungsministerkonferenz solle die britische Regierung 

bitten, als Gastland Einladungen an alle Mitglieder der Vereinten Nationen zu einer 

„international educational and cultural Conference" zu versenden, die unmittelbar 

nach der San Francisco-Konferenz in London stattfinden sollte55. Bis dahin würden 

neue amerikanische Vorschläge für die Verfassung einer Erziehungsorganisation 

vorliegen. Auf Antrag des norwegischen Delegierten Sommerfeit wurde der Vor­

schlag Kefauvers angenommen. Damit war der Weg in Richtung der Londoner 

Unesco-Gründungskonferenz eingeschlagen. 

Neben der amerikanischen Regierung war es noch Frankreich, repräsentiert 

durch das Nationalkomitee und die spätere „Provisorische Regierung" de Gaulles, 

das eine spezifische Konzeption der internationalen „intellektuellen" Zusammen­

arbeit mit Geschick und zunehmender Entschlossenheit vertreten hat. Auf der 

siebzehnten Sitzung vom 11. April 1945, die eigentlich, wie vorhin dargelegt, die 

Prozedur zur Gründung der von der amerikanischen Delegation initiierten Hilfs­

organisation festlegen sollte, war die mittlerweile nach Paris zurückgekehrte Re­

gierung de Gaulles durch eine mehrere Experten umfassende Delegation unter der 

Leitung von Professor Vaucher vertreten56, die sich gegenüber den der französi­

schen Konzeption wenig entsprechenden amerikanischen Vorschlägen zurückhielt. 

Die französische Politik ging dahin, eine etwaige Wiedereröffnung des 1924 von 

Frankreich der Kulturkommission des Völkerbundes zur Verfügung gestellten 

Pariser „Institut International de Cooperation Intellectuelle" nicht durch die 

52 „The view was held in some cpiarters [!] that the Constitution should be redrafted on a 
more permanent basis, and if this proved also to be the view of the San Francisco Conference, 
the Chairman thought it would be wise for the Conference to adhere to that view.", CAME, 
XVI (7. März 1945), S. 2. 

63 Ebd., S. 5. 
64 CAME XVII, S. 2-4 . 
55 CAME XVII, S. 4. 
66 U. a. waren Mitglieder Pozzo di Borgo, Inspecteur des Finances, und M. Henraux, 

President de la Commission nationale pour la restitution. 
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Schaffung einer ähnlichen Organisation präjudizieren zu lassen57. Dieser Grund­

satz wurde kontinuierlich von der französischen Delegation vertreten und auch als 

reservatio mentalis bei der Diskussion der amerikanischen Vorschläge benutzt, u m 

sich möglichst lange eine Entscheidungsfreiheit offenzuhalten. Unterstützt wurde 

diese hinauszögernde Taktik durch das Argument, sich vor den Beschlüssen der 

San Irancisco-Konferenz in keiner Weise festlegen zu können. Als man sich fran­

zösischer seits darüber klar wurde, daß die eingeleitete Entwicklung auf eine UN-

Erziehungsorganisation hin kaum mehr zugunsten des Pariser Instituts aufzuhalten 

sei, wurde eine Annäherung der Aufgabenbereiche sowie der Strukturen zwischen 

beiden Institutionen angestrebt. So schlug Cassin im April 1944 bei der Diskussion 

des von ihm angeregten Berichts über die bereits bestehenden Pläne zur Gründung 

von Erziehungsorganisationen58 vor, die neue Institution solle neben der vorge­

sehenen Bildungshilfe auch die „intellektuelle" Zusammenarbeit fördern, was 

Butler akzeptierte59. Ein weiterer Versuch in dieser Richtung bestand darin, die 

Zusammensetzung der von den Amerikanern befürworteten „Reconstruction 

Agency" dadurch der Völkerbundsinstitution anzugleichen, daß neben den Re­

gierungen auch nichtstaatliche, vor allem akademische Fachvereinigungen reprä­

sentiert sein sollten60. In diesen Gesamtzusammenhang gehört auch die Definierung 

der Zuständigkeit jenes im Januar 1945 geschaffenen Ausschusses, der neben dem 

amerikanischen Verfassungsentwurf ausdrücklich die möglichen Beziehungen zwi­

schen der vorgeschlagenen UN-Organisation und dem Institut für Intellektuelle 

Zusammenarbeit sowie dem Genfer Internationalen Erziehungsbüro prüfen sollte61. 

Schon auf seiner zweiten Sitzung im Februar 1945 wurde diesem Ausschuß eine 

vom ehemaligen Präsidenten der Kommission für Intellektuelle Zusammenarbeit 

Gilbert Murray verfaßte Studie über die Arbeiten des Institut de Cooperation vor­

gelegt62. Der Ausschuß beschäftigte sich jedoch ausschließlich mit den von den 

Regierungen eingesandten Kommentaren zum amerikanischen Verfassungsvor­

schlag der „Reconstruction Agency" und hat insofern seinen Auftrag nicht hin-

57 Wahrend der deutschen Besatzung war das Institut geschlossen. Versuche der Fort­
setzung der intellektuellen Zusammenarbeit wurden wahrend des Zweiten Weltkrieges von 
der Cubanischen Regierung gemacht. Zum ganzen Komplex siehe nun grundlegend Pham-
Thi-Tu, La Cooperation intellectuelle sous la Societe des Nations, Genf/Paris 1964. Ferner 
Henri Bonnet, La Societe des Nations et la Cooperation intellectuelle, Journal of World 
History, Vol. X., Neuchatel 1966, S. 198-209. 

68 Dokument AME/A/48. 
59 CAME IX, S. 6-7. 
60 Ausführungen der französischen Delegierten Vaucher (CAME IX), Pozzo di Borgo 

(CAME X V i n , 16. Mai 1945) und Laugier (CAME XIX, 12. Juli 1945). 
61 „Drafting Committee to consider the Comments made in the Tentative Draft Consti­

tution and the possible relations between the proposed UN-Organization and the International 
Institute of Intellectual Cooperation and the International Bureau of Education", CAME XV, 
10. 1. 1945. 

62 G. Murray gibt darin einen Überblick über Ideen, Zielsetzung, Organisation und durch­
geführte Programme der Völkerbundsorgane für intellektuelle Zusammenarbeit, Dokm. 
AME/E 2. 
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reichend erfüllt. Paradoxerweise lag das jedoch an der Haltung gerade des französi­

schen Mitgliedes Vaucher, der auf der März-Sitzung beantragte, die Debatte über 

die Murray-Studie solange auszusetzen, bis er weitere Instruktionen aus Paris er­

halten hätte. Diese Instruktionen sollten dann in Gestalt eines neuen Chef-Dele­

gierten kommen. Das Verhalten von Vaucher erklärt sich aus folgenden zwei Tat­

sachen : Unmittelbar vor der zu erwartenden Debatte war auf Weisung de Gaulles 

am 1. Februar 1945 das Institut de Cooperation Intellectuelle unter der Leitung 

seines früheren Direktors Henri Bonnet offiziell wieder eröffnet worden68. Ferner 

war die französische Regierung dabei, ihre Haltung für die zum 25. April einbe­

rufene Konferenz von San Francisco vorzubereiten, so daß Vaucher nunmehr jede 

Aussprache über das Pariser Insti tut auf der Alliierten Erziehungsministerkonferenz 

zu verhindern versuchen mußte . 

Obwohl de Gaulle die an Frankreich ergangene Einladung, zusammen mit China, 

England, der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten das Patronat der Konferenz 

von San Francisco zu übernehmen, ablehnte, da Frankreich nicht zu den vorbe­

reitenden Konferenzen von Yalta und Dumbarton-Oaks hinzugezogen war64, ver­

folgte er die Schaffung der Organisation der Vereinten Nationen vom französischen 

Standpunkt her mit „Sympathie".65 Unter Mitwirkung von Rene Cassin und Paul 

Valery86 arbeitete eine von ihm ernannte Kommission zum Studium des Charta-

Entwurfs Vorschläge zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit in Er­

ziehung und Kultur durch die Vereinten Nationen aus, die mit zur Formulierung 

der entsprechenden Artikel der UN-Charta beigetragen haben67. In San Francisco 

selbst präsentierte Bonnet namens der französischen Delegation dann einen Resolu­

tionsentwurf, der für die Gründungsgeschichte der Unesco nicht ohne Bedeutung 

sein sollte. Diese von der Versammlung angenommene Resolution empfahl den 

UN-Mitgliedsregierungen die Einberufung einer Konferenz „. . . chargee d'etablir 

les Statuts d'une Organisation internationale de Cooperation intellectuelle"68. Diese 

Resolution schien den auf Antrag Kefauvers am 11. April 1945 von der Alliierten 

Erziehungsm in isterkonf er enz gefaßten Beschluß, die Londoner Regierung mit der 

Einberufung einer United Nations Educational Conference zu betrauen, zu ergän­

zen — wenn nicht gar zu überspielen. Denn da der San Francisco-Resolution größeres 

Gewicht beizumessen war, barg sie für ihren Autor die Möglichkeit zur Entwick-

83 Victor-Yves Ghebali, La France en Guerre et les organisations internationales, a. a. O., 
S. 181—183. Da Bonnet bald darauf als Botschafter nach Washington ging, stand das Institut 
unter der Leitung von Prof. Jean-Jacques Mayou. Siehe auch R. Cassin, II y a vingt ans: 
La naissance de l'Uhesco, in: Le Monde, 2 novembre 1966, S. 8. 

64 Russel/Muther, History of the UN-Charta, a. a. O., S. 625 ff. - „II ne nous convenait 
pas, en effet, de recommander ä 51 nations de souscrire ä des articles rediges en dehors de 
nous.", Ch. de Gaulle, Memoires de Guerre, vol. III, Paris 1959, S. 234. 

66 Das universale Ziel der UNO entspräche dem „genie francais", ebd. 
66 P. Valery war lange Zeit Präsident des Comite des arts et des lettres der Kommission 

für intellektuelle Zusammenarbeit. 
67 Rene Cassin, a. a. O., S. 8. 
68 Zitiert nach Cassin, La naissance de l'Unesco, a. a. O., und Blum, ECO/Conf. F. 40/4j. 
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lung politischer Initiative. Unter diesem Aspekt muß denn auch der harte Kurs 

gesehen werden, den der neue französische Chefdelegierte Laugier69 auf der letzten 

entscheidenden Sitzung der Alliierten Erziehungsministerkonferenz verfolgte. 

Diese am 12. Juli 1945 stattfindende neunzehnte Sitzung hatte nun jenen aus 

dem amerikanischen Vorschlag einer „Reconstruction" Agency hervorgegangenen 

Verfassungsentwurf für eine „International Organisation for Educational and 

Cultural Cooperation" (ECO)70 zu verabschieden, der dann als offizieller Text auf 

der zweiten Londoner Konferenz präsentiert und damit zur Grundlage der Unesco-

Verfassung werden sollte. Ferner mußte die Vorbereitung dieser von der englischen 

Regierung einzuberufenden UN-Konferenz besprochen werden. Hierzu hatte das 

Büro der Erziehungsrninisterkonferenz einige Ausführungsbestimmungen erarbei­

tet, u m die Bestrebungen der Konferenz mit den Bestimmungen der Artikel 55 

und 5771 der in San Francisco verabschiedeten UN-Charta in Einklang zu bringen. 

Gerade an diesem entscheidenden Punkt hakte der mit genauen Instruktionen ver­

sehene französische Chefdelegierte ein, indem er, von den San-Francisco-Be-

schlüssen und vor allem von der französischen Resolution her argumentierend, die 

Berechtigung der Alliierten Erziehungsministerkonferenz zur Abhaltung einer 

UN-Konferenz zunächst in Frage stellte72. Von dieser schroff bezogenen Ausgangs­

stellung näherte er sich dann vorsichtig den Intentionen der Erziehungsrninister­

konferenz, wobei es ihm gelang, auf dem Weg scheinbarer Kompromisse die Aus­

führungsbestimmungen für die Londoner UN-Konferenz im Sinne einer sich bereits 

andeutenden französischen Konzeption umzuformulieren. Nachdem Laugier, ähn­

lich wie Bidault in San Francisco73, die mit dem Englischen gleichberechtigte Ver­

wendung des Französischen als Konferenzsprache erreicht hatte, gelang es ihm, die 

Festlegung auf nur eine einzige zu gründende „specialized agency" für Erziehung 

und Kultur, wie das eine vom Büro vorbereitete Resolution vorsah, durch eine all­

gemeiner gehaltene Formulierung zu ersetzen, die außerdem direkten Bezug auf die 

von der französischen Regierung in San Francisco eingebrachte und einstimmig 

angenommene Resolution nahm74 . Auch erklärte sich Laugier nicht damit einver-

69 Henri Laugier, Professor für Physiologie an der Sorbonne, 1943—1944 Dir. d. Kultur­
abteilung im französischen Außenministerium, 1946—1951 Stellvertr. Generalsekretär bei 
den Vereinten Nationen. 

70 Dokm. AME/A 109, als CAME-Entwurf Anfang Oktober 1945 den Mitgliedstaaten mit­
geteilt. 

71 Diese Artikel sehen vor, daß verschiedene „Specialized Agencies" für Gesundheit, 
Kultur, Erziehung usw. gegründet und durch Verträge in Verbindung mit den Vereinten 
Nationen gebracht würden. 

72 Für das Folgende siehe CAME XIX, S. 2-4. 
73 R. Russel/J. Muther, History of the Charta, a. a. O., S. 635. 
74 In der Neufassung lautet diese CAME-Resolution I : „That this Conference welcomes the 

inclusion of educational and cultural Cooperation which has formed the subject of its activities 
since 1942 within the scope of the Charter of the United Nations and the declaration on this 
subject submitted by the French Government at San Francisco and unanimously adopted, and 
notes with satisfaction the provision of Article 57 . . . " Hier folgt dann, ebenfalls auf Antrag 
Laugiers, der "Wortlaut dieses Artikels. CAME XIX, S. 3. 
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standen, daß die UN-Konferenz nur den einen von der Erziehungsministerkonferenz 

erarbeiteten Verfassungstext diskutieren wolle, und kündigte die Absicht der fran­

zösischen Regierung an, einen gesonderten Vorschlag einzureichen. Laugier ging 

noch einen Schritt weiter. Er bezeichnete den Beschluß der Erziehungsminister­

konferenz, nach dem die englische Regierung zu der UN-Konferenz die Einladungen 

versenden sollte, als bloßen „Vorschlag", der im Grunde gegen den „internationa­

len Geist" der abzuhaltenden Konferenz verstoße: jede andere Regierung könne 

jederzeit irgendwo ähnliche Konferenzen einberufen75. Trotz der heftigen Reaktion 

des neuen Präsidenten der Konferenz, Richard Law76, der diese Folgerung als 

„inconceivable" bezeichnete, hatte der französische Delegierte dreierlei erreicht: 

die Möglichkeit, einen gesonderten französischen Gegenvorschlag zu dem Ver­

fassungsentwurf der Alliierten Erziehungsministerkonferenz einzureichen, der den 

Vereinten Nationen eine andere, bereits bestehende Organisation anbieten konnte, 

nämlich das „Institut de Cooperation intellectuelle", auf dessen „vorbildliche Struk­

t u r " Laugier in der Debatte mehrmals hingewiesen hat. Genau das war der Kern 

jenes Verfassungsentwurfes, den Leon Blum dann im November auf der Londoner 

Gründungskonferenz präsentierte. Ferner meldete Laugier, wenn auch indirekt, 

den Anspruch Frankreichs an, sich das Patronat dieser UN-Konferenz zumindest 

mit der englischen Regierung zu teilen, andernfalls Frankreich, darin vielleicht 

von der UdSSR unterstützt, zur Einberufung einer „ähnlichen" Konferenz schrei­

ten könnte77. Diese Absicht wurde in Paris zunächst ernsthaft erwogen, dann aber 

fallengelassen, nachdem von der britischen Regierung dem Antrag Frankreichs 

stattgegeben worden war, zusammen mit England als einladende Macht zu fungie­

ren78. Namens der britischen und der französischen Regierung wurde daher am 

4. August 1945 an alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen die Einladung zur 

Teilnahme an einer UN-Konferenz in London versandt, die die Gründung einer 

Educational and Cultural Organisation of the United Nations79 beschließen sollte. 

75 Nach Meinung der französischen Regierung „. . . It would not be in accordance with the 
international spirit of the Conference for the invitations to be issued by the British Govern­
ment and might lead to other governments calling similar Conferences elsewhere." CAME 
XIX, S. 5. 

76 Butler wurde im Juli 1945 Arbeitsminister; als Erziehungsminister folgte ihm bis zum 
Sturz Churchills sein Parteikollege Richard Law. 

" Die Sowjetunion ließ durchblicken, daß ihrer Meinung nach die UN-Gründungskon-
ferenz nicht von einer Mitgliedsregierung, sondern vom Economic and Social Council (ECOSOC) 
einberufen werden sollte; Cowell, a. a. O., S. 224; ausführliche Darlegung der sowjetischen 
Haltung Sathyamurthy, a. a. O., S. 163 ff. 

78 R. Cassin, a. a. O., S. 8. 
79 Als französischer Titel war festgelegt worden: „Organisation des Nations Unies pour 

l'Education et la Culture", CAME XIX (12. Juli 1945), S. 4. 
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I I 

Die Londoner Gründungskonferenz 

(1.-16. November 1945) 

Am 1. November 1945 versammelten sich daher auf Einladung der britischen und 

der französischen Regierung Delegierte von 44 Staaten in London, u m im Ein­

klang mi t den Beschlüssen der Alliierten Erziehungsrninisterkonferenz und der 

Konferenz von San Francisco eine internationale Organisation zur Zusammenarbeit 

in den Bereichen der Erziehung und der Kultur zu gründen80. Die Konferenz tagte 

im Gebäude des Institute of Civil Engineers, das wegen der Kriegseinwirkungen 

als einziges für eine Konferenz dieses Ausmaßes damals zur Verfügung stand81. 

Neben dem Internationalen Arbeitsamt (ILO), der UNRRA und der Vorbereiten­

den Gründungskommission der UNO als Vertretern des entstehenden weltweiten 

Systems der Vereinten Nationen trat noch einmal der Völkerbund durch Ent­

sendung eines Beobachters in Erscheinung82. Seine mit der intellektuellen Zu­

sammenarbeit betrauten Organe, die Kommission und das wieder aktivierte Pariser 

Institut waren durch ihre jeweiligen Direktoren Gilbert Murray und Jean-Jaques 

Mayou vertreten, während Jean Piaget und Pedro Rossello das 1929 gegründete 

und von ihnen seitdem geleitete Genfer Internationale Erziehungsbüro (IBE) re­

präsentierten83. Die älteste und damals einzige regionale Regierungsorganisation, 

die Panamerikanische Union (OAS), hatte gleichfalls Beobachter entsandt8*. Es 

war ein historischer Moment. Staaten aus allen Regionen der Erde, freilich ohne 

die Sowjetunion, trafen sich in der von der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges 

gezeichneten Metropole des zu Ende gehenden British Empire, u m zusammen mit 

Vertretern alter und neuer internationaler Organisationen in einem großen Dialog 

die Prinzipien zum geistigen und moralischen Wiederaufbau einer bis ins Innerste 

erschütterten und getroffenen Menschheit zu erarbeiten. Dies war die Aufgabe85. 

80 Die gesamten Verhandlungen sind zusammengefaßt in einem Band „Conference for the 
Establishment of the United Nations Educational Scientific and Gultural Organisation", 
Dokm. ECO/Conf. 29, 155 S., London 1946. Französische Ausgabe: „Conference en vue d'une 
Organisation des Nations Unies pour l'Education, la Science et la Culture", 183 S., London, 
Juni 1946. Der hier bereits verwandte UNESCO-Titel für den Zweck der Konferenz ist nach 
der Gründung der Organisation, also rückwirkend, gewählt worden. Ich zitiere die Plenar­
sitzungen nach der englischen Ausgabe ECO/Conf. I, I I , S. . . . , nach der französischen 
ECO/Conf. F. I, II, S. . . . 

" Cowell, a. a. O., S. 223. 
82 Major Gerald Abraham. 
83 Das IBE wurde 1925 als internationale, private Organisation gegründet, 1929 in eine 

zwischenstaatliche Organisation umgewandelt. Für den geistesgeschichtlichen Gründungs­
prozeß siehe P. Rossello, Les Precurseurs du Bureau International d'Education, Uh Aspect 
inedit de l'histoire de l'education et des institutions internationales, Geneve, 1943, S. 214ff. 

84 Die „Organisation of American States" wurde am 14. April 1890 als „International 
Union of American Republics" gegründet. 

85 Attlee sprach von einer neu zu schaffenden Weltordnung. MacLeish wies auf die Alter­
native hin, „to live together or . . . not to l ive"; ECO/Conf. II , 20, 21 . 
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Ihr entsprach die Zusammensetzung der Delegationen, deren brillanteste zweifellos 

von der Provisorischen Regierung de Gaulles entsandt worden ist. Sie wurde von 

Leon Blum geführt, der als Repräsentant der anderen einladenden Macht und auf­

grund seines großen Ansehens86 durch Akklamation am 1. November sofort zum 

Ko-Präsidenten der Konferenz gewählt wurde. I h m zur Seite standen Persönlich­

keiten wie Henr i Bonnet, Etienne Gilson, Rene Cassin, Joliot-Curie, Pierre Auger, 

Jean Thomas87, Louis Joxe und Julien Cain88, die jene für Frankreich so charakte­

ristische Tradition der „intellectuels hornmes d'action" verkörperten89. Viele der 

Delegierten wie die Erziehungsminister Buisseret (Belgien), Hjelmtveit (Nor­

wegen) oder der griechische Außenminister Aghnides sowie Jan Opocensky (Tsche­

choslowakei) und Dr. Bolkestein (Holland) hatten die Exilregierungen ihrer be­

setzten Länder auf der Alliierten Erziehungsministerkonferenz vertreten und er­

schienen nicht nur als mit den fachlichen Problemen bestens vertraute Experten, 

sondern zugleich auch als Repräsentanten eines demokratischen Legitimitäts­

prinzips, zu dessen Behauptung sie selbst unter nicht unwesentlichen persönlichen 

Risiken Wesentliches beigetragen haben. Infolge des Regierungswechsels nahmen 

der Initiator und ehemalige Präsident der Alüierten Erziehungsministerkonferenz 

Butler sowie auch seine in der Materie erfahrenen Mitarbeiter nicht an der Grün­

dungskonferenz teil. Die britische Delegation bestand daher aus Beamten, die zwar 

die verschiedenen Reichsteile repräsentierten90, jedoch selbst über keinen direkten 

Kontakt mit der Erziehungsministerkonferenz verfügten, die die Grundlagen für die 

gegenwärtige Konferenz erarbeitet hatte. Sie wurde vom neuen Labour-Erzie-

hungsrninister Ellen Wilkinson geführt, die auf Vorschlag Blums einstimmig zum 

Präsidenten der Konferenz gewählt worden ist91. Zahlenmäßig am stärksten waren 

die Vereinigten Staaten vertreten. Besaß die amerikanische Delegation, der u .a . 

auch Grayson Kefauver und J. Studebaker angehörten, in ihrem Chef Archibald 

MacLeish einen ausgezeichneten und erfahrenen Kenner der Materie, so verfügte 

sie in dem neu ernannten Assistant-Secretary for Information im State Department 

und späteren Senator William Benton über einen erfahrenen Verhandlungs-

86 Siehe hierzu besonders die Ausführungen des US-Delegationschefs MacLeish, ECO/ 
Conf. II , S. 20. 

87 Jean Thomas, inspecteur au ministere de l'Education nationale, Verfasser des Unesco-
Buches und mehrerer literaturhistorischer Essays, gehörte von 1947 bis 1960 als Direktor der 
Kulturabteilung und dann als Sous-Directeur general dem Unesco-Sekretariat an. 1946 berief 
er Rene Maheu, den jetzigen Generaldirektor der Organisation, in die Preparatory Commission 
und später als Mitarbeiter ins Sekretariat. 

88 Julien Cain, ehem. Generaldirektor der Nationalbibliothek und aller französischer Bi­
bliotheken, Mitglied des Institut de France. Gehörte von 1932 bis 1940 der Direktion des 
Instituts für intellektuelle Zusammenarbeit an. Während der deutschen Besatzung Ange­
höriger des Widerstandes (KZ Buchenwald). Französischer Delegierter bei der „Vorberei­
tenden Kommission" sowie mehreren Generalkonferenzen der Unesco. Von 1958 bis 1966 
Mitglied des Exekutivrats. 

89 Ders., Preface zu R. Maheu, La civilisation de l'umversel, Paris-Genf 1966, S. 16-17. 
9° Erklärung Wilkinsons ECO/Conf. II , S. 23. 
91 Ebd., S. 20. 
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taktiker92. Wie die Grundsatzdebatte zeigte, war die Zusammensetzung auch der 

übrigen Delegationen von hohem Niveau, und manche von ihren Mitgliedern 

sollten im Bereich der internationalen Zusammenarbeit oder aber in der Geschichte 

der Unesco selbst später eine bestimmende Rolle spielen93. 

Welches waren nun die Ideen, auf denen die neue Organisation beruhen sollte? 

Sie kreisten u m einen, von Clement Attlee formulierten Hauptgedanken. In seiner 

Begrüßungsansprache begründete der englische Premierminister die Notwendig­

keit der Schaffung einer Organisation für die Zusammenarbeit in Erziehung und 

Kultur mit der Feststellung, daß Kriege ihren Ursprung in der menschlichen Ge­

sinnung hätten, „wars begin in the minds of men"9 4 . Das gesamte bisher fertig­

gestellte bzw. geplante System der überstaatlichen Zusammenarbeit auf den ver­

schiedenen Bereichen wie Arbeit, Gesundheit, Ernährung und Landwirtschaft 

sowie Geldwesen sei unvollkommen. Es gälte das Gewicht der geistigen Zusammen­

arbeit als gestaltende Kraft in den Lauf des Geschehens einzuführen, weshalb den 

Beschlüssen der Konferenz eine große Verantwortung zukomme: denn auf ihnen 

beruhe die Zukunft jener allgemeinen Verständigung, die am besten den Frieden 

garantiere. Damit hatte Attlee prägnant den Auftrag der Konferenz umrissen: Sei 

die Katastrophe des Zweiten Weltkriegs auf eine geistige Ursache zurückzuführen, 

- nämlich die Pervertierung menschlicher Werte —, so müsse der Wiederaufbau 

und damit die Errichtung einer neuen Friedensordnung im Bereich des Geistigen 

ihren Ausgang nehmen: „. . . that since wars begin in the minds of men, it is in 

the minds of men that the defences of peace must be constructed", wie dieser von 

MacLeish ergänzte Gedanke Attlees dann in der Präambel der Unesco-Verfassung 

lauten sollte95. Die Bemühungen, eine neue, stabile, auf der geistigen Verständi­

gung beruhende Friedensordnung zu errichten, nahmen daher ihren Ausgang von 

dem Erlebnis des gerade beendeten, von der nationalsozialistischen Doktrin ver­

ursachten Zweiten Weltkrieges. Dieser erschien, wie Blum definierte, als die größte 

ideologisch-religiöse Auseinandersetzung aller Zeiten96 und habe bewiesen, in 

92 "William Benton, Gründer des Benton & Bowlers Anzeigenkonzems, von 1945 bis 1947 
Assistant Secretary of State for Information, von 1949 bis 1955 Senator von Connecticut. Seit 
April 1963 Mitglied des Exekutivrats. Benton hatte bei der Programmierung der ameri­
kanischen Intentionen gegenüber der Unesco bedeutenden Anteil gehabt, besonders was die 
Verwendung der Massenkommunikationsmittel betrifft. 

93 Alf Sommerfeit (Norwegen) und Jan Opocensky (CSE.) vertraten ihre Länrter~längere 
Zeit im Exekutivrat. Nach dem Sturz der Prager Regierung Benesch im Jahre 1949 trat 
Opocensky freiwillig zurück und wurde Leiter des Unesco-Archivs. Als solcher schrieb er die 
zitierten Arbeiten zur Geschichte der Unesco. — Jaime Torres Bodet, mexikanischer Er­
ziehungsminister, war zweiter Generaldirektor der Unesco von 1948 bis 1952. Das ameri­
kanische Delegationsmitglied Luther H. Evans folgte ihm als Generaldirektor (1953-1958). 
Der heutige französische Botschafter bei den Vereinten Nationen, Roger Seydoux, gehörte 
damals als Conseiller technique der französischen Delegation an. 

94 ECO/Conf. n , S. 21-22. 
95 Zur Entstehung dieses Satzes siehe Cowell, a. a. O., S. 225. 
86 Blum bezog sich auf einen Ausspruch von Marschall Smuts in San Francisco; ECO/Conf. 

F., S. 40. 
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welchem noch nie dagewesenen Maße Erziehung, Kultur und Wissenschaften, die 

in Deutschland genauso wie bei anderen Völkern ausgebildet waren, gegen das 

gemeinsame Interesse der Menschheit gerichtet werden könnten. Professoren, 

Lehrer und selbst Geistliche waren genötigt, dem engstirnigsten Nationalismus zu 

huldigen und die Einordnung der ihnen anvertrauten Jugend in die auf rücksichts­

lose Eroberung ausgerichtete Kriegsmaschinerie zu propagieren, so daß die gesamte 

Erziehungstätigkeit den Zwecken der Gewaltherrschaft dienstbar gemacht wurde97. 

Nach außen habe die nationalsozialistische Politik die totale geistige Isolierung der 

unterworfenen Völker verfolgt, „drawing a curtain around the minds of the people", 

u m sie am selbständigen Gebrauch ihrer intellektuellen Fähigkeiten zu hindern98. 

Den erschütterndsten Beweis hierfür hörte die Konferenz vom polnischen Dele­

gierten99, der auf die systematische Vernichtung der intellektuell führenden 

Schichten und der kulturellen Institutionen seines Landes hinwies. Er berichtete 

aber auch aus eigener Erfahrung von dem Aufbau eines weitverzweigten geheimen 

Erziehungssystems, dessen Ziel es u .a . gewesen sei, die Verbindung mit der west­

lichen Zivilisation und ihren Werten aufrechtzuerhalten. Der Widerstand der 

Intellektuellen gegen die geistige, kulturelle und politische Unterdrückung wurde 

von der Konferenz als eine verpflichtende Grundlage für die Fortführung der kul­

turellen Zusammenarbeit gewürdigt. In jedem besetzten Land wären es zuerst die 

Intellektuellen gewesen, die liquidiert oder in KZs verschleppt worden wären, eben 

weil sie als Vertreter universaler Werte die ersten waren, die Widerstand leisteten 

und organisierten100. Etienne Gilson deutete die direkte Verbindung zwischen der 

Aufgabe der Konferenz und der Resistance der Intellektuellen an: Gegenüber der 

totalitären Unterdrückung habe sich eine über die Nationen hinausgehende Solida­

rität der Intellektuellen entwickelt, da diese im Grunde für jene Ideale der geistigen 

Zusammengehörigkeit unter Einsatz ihres Lebens eingetreten seien, die die Kon­

ferenz nun institutionell verwirklichen solle101. Diese Erfahrung von der Bewäh­

rung des menschlichen Geistes und seinem schließlichen Triumph über Gewalt 

und Unfreiheit muß mit als Impuls für jene gläubige Zuversicht gesehen werden, 

mit der die Delegierten an ihre Aufgabe, die Organisierung der kulturellen Zu­

sammenarbeit im Dienste des Friedens, herangingen. Sie waren überzeugt, in eine 

neue Epoche einzutreten, die eine neue, adäquate Weltordnung erfordere. Denn 

die Erfahrung des Krieges habe erwiesen, daß die Welt nunmehr eine in sich un-

97 Wükinson ECO/Conf., S. 23. 
98 Attlee, ebd. 22. - Die Anwendung dieser Prinzipien schildert der holländische Dele­

gierte, der darauf hinwies, daß sein Land, wie jedes von den Deutschen beherrschte Volk, 
„fünf Jahre lang in einem Gefängnis zubrachte", ebd., S. 50. 

99 Am 6. Juli 1945 hatten England und Amerika schließlich die durch Mitglieder der 
Londoner Exilregierung ergänzte polnische Lublin-Regierung anerkannt, die auf der Lon­
doner Gründungskonferenz der Unesco mit einer Delegation unter dem Erziehungsminister 
Czeslaw Wycech vertreten war. Vergleiche hierzu Statesman's Yearbook, London, 1956-1966, 
S. 1337. 

wo Wilkinson, ECO/Conf., S. 23. 
101 ECO/Conf. F., S. 106; ebenso Buisseret (Belgien), ECO/Conf. F., S. 100. 
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lösbar zusammenhängende Einheit darstelle, die alle Völker zu „Nachbarn" werden 

lasse102. Wie in den Diskussionen des Völkerbundes wollte man die zu konstruierende 

neue Friedensordnung auf der Absage an die vom Egoismus des nationalen Macht­

staates diktierte Staatsräson und auf dem Grundsatz der den Gebrauch von Gewalt 

ausschließenden Solidarität der Völker errichten103. Sah der indische Delegierte in 

dem unbedingten und totalen Gewaltverzicht das einzig wirksame Mittel zur Be­

wahrung des universalen Friedens, so beriefen sich die Vertreter der westlichen 

Nationen, vor allem Blum, Attlee und MacLeish, auf die völkerverbindenden Ideale 

der Aufklärung und der Französischen Revolution. Nach der allgemeinen Über­

höhung des nationalen Staatsgedankens und seiner katastrophalen Folgen erblickte 

man in einer weltbürgerlichen Erziehung der nächsten Generationen eine der 

wichtigsten Friedensgarantien104. Dabei war man sich bewußt, daß Demokratie 

und Erziehungsinstitutionen allein durchaus noch nicht eine ausreichende Friedens­

sicherung verbürgten: die Erfahrungen des Verhaltens der Demokratien gegenüber 

totalitären Regimen während der Zwischenkriegszeit hatte den demokratischen 

Optimismus des Völkerbundes ziemlich gedämpft105. Vielmehr müsse man die 

Völker zu diesen weltbürgerlichen und demokratischen Idealen hinwenden, u m 

das von Blum am deutlichsten formulierte Ziel zu erreichen: „. . . un monde oü la 

paix devienne un etat stable, ou plutöt un etat naturel - un monde oü l'esprit de paix 

devienne une des garanties (et peut-etre la plus süre) de la paix".106 Diese friedens­

mäßige Gesinnung hervorzurufen und zu fördern sollte Zweck einer Zusammen­

arbeit in jenen Bereichen sein, in denen alle Völker von den gemeinsamen Idealen 

erfüllt wären: in Kultur, in Erziehung und in Wissenschaft. Auf dieser Zusammen­

arbeit allein beruhe der Fortgang der modernen Zivilisation. Während die Politik 

die Nationen voneinander abwende und spalte, sei es die Kultur, die sie zueinander-

führe und ihre Intentionen auf die Ausbildung ihrer eigentlichen, universalen 

Werte und damit auf die Bewahrung des Friedens lenke. Ein Hauptargument für 

die kulturelle Zusammenarbeit im Dienste des Friedens erscheint wie praktizierter 

Historismus: Die Begegnung mi t der Vielfalt der nationalen Kulturen und ihrer 

Werte erschließe die Denkungsart anderer Völker, und je mehr Verständnis man 

ihr abgewinne, desto mehr erkenne man die Gemeinsamkeiten und desto weniger 

sei man geneigt, die Waffen gegeneinander zu erheben107. Die Bereitwilligkeit zur 

intellektuellen Zusammenarbeit, die eine fortwährende Begegnung und damit 

einen dauernden Austausch von Werten, Erfahrungen und Ideen erzeugt, unter 

den Völkern zu fördern, sei Aufgabe der Erziehung. Ihre Methoden und ihre Ideen 

müßten bei allen Völkern neu überdacht werden, u m die Erziehung selbst den 

großen Aufgaben der Zeit anzupassen. Denn es hänge von der Erziehung ab, wel-

N» Attlee, ECO/Conf., S. 22. 
103 Torres Bodet, ECO/Conf. F., S. 50. - Für die Völkerbundsproblematik siehe die zitierten 

Arbeiten von Pham-Thi-Tu und Bonnet. 
101 Bodet, ebd.; Vor allem der indische Delegierte, ECO/Conf., S. 53. 
105 Blum, vor allem Bodet; ECO/Conf. F., S. 50. 
106 Ebd., S. 41. 
w Attlee, ECO/Conf., S. 22; MacLeish, ebd. S. 41. 
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chen Idealen der Mensch sich verpflichtet fühle: der Nation und der Machtpolitik 

oder aber der Gemeinschaft der Völker ohne Unterschied ihrer Größe und politi­

schen Stärke; dem Respekt vor dem anderen und seinen Idealen oder aber der 

selbstverständlichen Überschätzung der eigenen Vorstellungen von den Dingen. 

Nationale Erziehung — und auch Politik — sollten nicht mehr im Widerspruch stehen 

zu jenen Verpflichtungen, die dem einzelnen Bürger wie dem Staat als Mitgliedern 

der beide umfassenden internationalen Gemeinschaft erwachsen. Diese erstrebte, 

man darf sagen, weltweite Erziehungsreform basiert auf einem universalen Hu­

manismus. Ihr letztes Ziel war die Entwicklung des Menschen, „the free and 

untrammelled development of human personality, unrestricted by economic or 

other hindrances", die Ausbildung der menschlichen Persönlichkeit innerhalb der 

reichen Vielfalt der nationalen Kulturen108. Freilich auch hier wollte man sich 

keinen Illusionen hingeben. Bodet warnte ausdrücklich davor, in der Erziehung ein 

Allheilmittel zu sehen, etwa ein Grundgesetz für eine universale Harmonie, die es 

in der Realität nun einmal nicht gäbe. Was aber angestrebt werden müsse, sei die 

Entschlossenheit, „to make our governments and peoples understand", daß die von 

ihnen im geistig-kulturellen Bereich anerkannten Prinzipien auch in allen anderen 

Lebensbereichen, vor allem „in the concrete field of politics", ihre verpflichtende 

Gültigkeit hätten109. Das Instrument zur Realisierung dieser Ideale war nun die 

neue Weltorganisation zur Zusammenarbeit in Kultur und Erziehung. Sie sollte, 

wie Blum es wünschte, als Mittler zwischen den Errungenschaften der Nationen 

dienen „. . . pour creer l'esprit de la paix". Ihr universaler Auftrag war demokrati­

scher Natur; MacLeish betrachtete es als besondere Aufgabe der Organisation, nicht 

nur die Verständigung zwischen den Regierungen, sondern zwischen den Völkern 

anzustreben110. Der Cubanische Delegierte sah in ihr das „Weltparlament zur 

Förderung der intellektuellen Zusammenarbeit innerhalb der Vereinten Natio­

nen"1 1 1 . Ellen Wilkinson appellierte an die Lehrer in aller Welt, diese Organisation 

zu der ihren zu machen und sie zur Erfüllung ihrer hohen Mission zu benutzen, 

so daß die über die Grenzen der Nationalität hinausgehende Einheit der Lehrenden 

in der Organisation ihren ins Gewicht fallenden Ausdruck erhalte112. Ähnlich wie 

Einstein und Marie Curie-Sklodowska aus Verantwortung für ihre Arbeiten der 

Menschheit gegenüber in der Commission de Cooperation intellectuelle mitgewirkt 

hätten, so sollten auch die Wissenschaftler und Forscher an den Zielen der neuen 

Organisation mitarbeiten und ihre Stimme für den Frieden zu Gehör bringen113. 

Große Bedeutung wurde den Austauschprogrammen beigemessen. Sie sollten Pro­

fessoren, Lehrer, Studenten und auch Schüler umfassen, u m über das Erlebnis der 

108 So vor allem, die Delegierten multinationaler Staaten wie Kanadas, Indiens, Jugoslawiens 
und Südafrikas: ECO/Conf., S. 44, 33, 59ff.; ähnlich auch Blum ECO/Conf. F., S. 40. 

109 T. Bodet, ECO/Conf., S. 39. 
110 ECO/Conf., S. 40. 
111 Ebd., S. 49. 
112 ECO/Conf., S. 24. 
113 ECO/Conf., S. 85. 
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gegenseitigen Begegnung hinaus ein Maximum an fachücher und pädagogischer 

Bereicherung zu ermöglichen114. Um die geistige Kommunikation zwischen den 

Ländern und Kontinenten zu intensivieren, sollte die Organisation die Anwendung 

der modernen Informationsmittel fördern. Denn, wie MacLeish ausführte, alle 

Zusammenarbeit beruhe auf Ideen, und ihre freie und ungehinderte Verbreitung 

in allen Teilen der Erde gehöre heute zu den modernen Grundrechten der Mensch­

heit115. Die Voraussetzung für diesen weltweiten Dialog zwischen den Völkern aber 

war die Beseitigung des Analphabetentums, das als nicht vereinbar mit der Würde 

des Menschen empfunden wurde116. Die neue Organisation solle eine Art „Crusade 

against illiteracy" durchführen117. In diesem Zusammenhang wurde auch von 

einzelnen Delegierten jener Gedanke konzipiert, der dann bis heute das Unesco-

Programm im wesentlichen bestimmen sollte: die neue Organisation solle ver­

suchen, freilich ohne dabei in die Souveränität der Staaten einzugreifen, die bisher 

bilateral geleistete Erziehungshilfe vor allem für die noch unter Kolonialverwaltung 

stehenden Völker zu ergänzen und wenn möglich zu intensivieren118. 

Während die einzelnen Delegationen in der Grundsatzdebatte ihre Vorstellun­

gen von dem nun zu realisierenden geistigen Neubeginn formulierten, tagten die 

Kommissionen, u m diese verschiedenen Wünsche, Hoffnungen, Erwartungen und 

Ideale für den Verfassungsbau der zu gründenden Organisation zu verwerten. Die 

Leistung der Konferenz bestand darin, daß ihr dies innerhalb von zwei Wochen ge­

lang. Ihre Aufgabe wurde durch die zwei Entwürfe erleichtert, die der Konferenz 

vorlagen. Der eine war das Ergebnis der Alliierten Erziehungsministerkonferenz 

(CAME) und sah die Schaffung einer „Educational and Cultural Organisation of the 

United Nations" vor119. Der andere war jener Gegenentwurf, den die französische 

Regierung präsentierte und dessen an das ehemalige Völkerbundinstitut für intel­

lektuelle Zusammenarbeit anknüpfende Konzeption bereits im Titel „Projet 

Frangais de Statut de l'Organisation de Cooperation intellectuelle des Nations Unies " 

deutlich zum Ausdruck kam120. Beiden Entwürfen war die Zielsetzung gemeinsam: 

die Sicherung des Friedens durch Austausch und Zusammenarbeit in Erziehung, 

Kultur und Wissenschaft. Während die Zweckbestimmung im CAME-Entwurf 

abstrakt formuliert erscheint — die angestrebte Zusammenarbeit werde Freiheit, 

Würde und Wohlstand der Menschheit fördern und daher zum Frieden beitragen - , 

schöpft der französische Entwurf aus der konkreten historischen Erfahrung hin­

sichtlich des Entstehens von Kriegen durch geistige Verblendung und aus den 

Idealen der Französischen Revolution, die in der Charta und damit in der Auf­

gabenstellung der Vereinten Nationen nunmehr endgültig ihre universale Mani-

114 Attlee, ebd., S. 31, ferner orientalische und lateinamerikanische Delegationen. 
115 Ebd., S. 40/41. 
" • Hjelmtveit, ebd., S. 54. 
117 So der Delegierte von Columbien, ebd., S. 50. 
118 So Bodet, Blum und Hjelmtveit. 
119 Conference of Allied Ministers of Education: Draft Proposais for an Educational and 

Cultural Organisation of the United Nations, ECO/Conf., S. 1-5. 
129 ECO/Conf. F., S. 11-15. 



272 Hans-Heinz Krill 

festierung gefunden hätten121. Der von der Erziehungsministerkonferenz vorge­

legte Entwurf war von praktischen Erwägungen des konstitutionellen Aufbaus der 

Institution und der Funktion ihrer Organe bestimmt und konfrontierte die Ver­

sammlung außerdem mit mehreren Alternativvorschlägen für die Zusammen­

setzung der Generalkonferenz und der Nationalkommissionen. Der im Auftrag 

de Gaulles von einer Sonderkommission128 erarbeitete Gegenvorschlag entsprang 

einer aus der französischen Kulturtradition schöpfenden, einheitlichen Konzeption, 

der auch ein politischer Wille zugrunde lag. U m die intellektuelle Zusammenarbeit 

realisieren zu können, sollte die Organisation selbst in ständiger, unmittelbarer 

Berührung mit allen erdenklichen Bereichen des geistig-kultureHen Lebens stehen. 

Demzufolge sah der französische Entwurf vor, daß die entscheidenden Gremien der 

Organisation wie Generalkonferenz, Exekutivrat (Comite directeur) und National­

kommissionen zusätzlich zu den Regierungsvertretern führende Repräsentanten 

aus Literatur, den Geistes- und Naturwissenschaften, den Sozialwissenschaften, der 

Kunst sowie der Massenkommunikationsmittel umfassen müßten. Hiermit ver­

suchte man die Tradition der Kommission sowie des Instituts für intellektuelle Zu­

sammenarbeit des Völkerbundes fortzusetzen, zu deren Mitarbeiter u .a . Persön­

lichkeiten wie Bergson, Einstein, Murray, Radhakrisnan, Thomas Mann, Paul 

Valery, Bela Bartok, Huizinga, Freud und Louis de Broglie gehört haben123. Um das 

intellektuelle Schwergewicht innerhalb der Organisation noch mehr zu stärken, 

sollten daher auf der Generalkonferenz neben den Staaten auch die wichtigen inter­

nationalen Fachorganisationen mit je einem stimmberechtigten Delegierten ver­

treten sein. Diese Bestimmung entsprach der 1938 von Herriot und Bonnet kon­

zipierten Völkerbundsorganisation für intellektuelle Zusammenarbeit124 sowie der 

die Gewerkschaften neben den Staatenvertretern umfassenden Struktur des glei­

cherweise unter dem Völkerbund gegründeten Internationalen Arbeitsamts (Inter­

national Labour Organisation)125. Das von Frankreich verfolgte und auch klar 

121 „. . . Considerant que la guerre mondiale oü la civilisation et l'humanite ont failli perir 
a ete rendue possible par l'abandon des idees democratiques et im dechainement d'ideologies 
exaltant la violence et proclamant l'inegalite des races, et qu'il est du devoir des Nations Unies 
de faire triompher dans le monde entier les principes de liberte, d'egalite et de fraternitö qui 
sont ä la base de leur Charte . . . " Preambule, ebd., S. 11. 

122 Cassin, a. a. O., S. 8. 
123 Vollständige Mitgliedsliste Pham-Thi-Tu, La Cooperation intellectuelle sous la Societe 

des Nations, S. 258-260. „. . . L'Institut eut largement recours aux representants les plus 
qualifies et les plus illustres, dans nos pays, de la creation intellectuelle.", H. Bonnet, La 
Cooperation intellectuelle . . ., a. a. O., S. 202. Bonnet galt als Repräsentant dieses Grund­
satzes während der Gründungsverhandlungen der Unesco. 

124 Die am 3. Dezember 1938 von Herriot und Bonnet unterzeichnete und an die Mitglied­
staaten versandte Übereinkunft „Acte international concemant la Cooperation intellectuelle" 
sah zwar die Gründung einer zwischenstaatlichen Organisation vor, betonte aber die ent­
scheidende Mitwirkung der Nationalkommissionen als nichtstaatliche Organe an der intellek­
tuellen Zusammenarbeit. Text bei Bonnet, La Cooperation intellectuelle . . ., a. a. O., S. 246ff. 

125 Die 1919 verabschiedete, seitdem mehrmals ergänzte Verfassung der ILO sieht Vertre­
tung der Mitgliedsregierungen, der Arbeitgeberorganisationen sowie der Gewerkschaften vor. 
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formulierte Ziel dieses Entwurfs aber war die Vereinigung der neuen Organisation 
de Cooperation intellectuelle des Nations Unies mit dem Institut de Cooperation 
intellectuelle und damit ihre Installierung in Paris. Das Sekretariat der UN-Organi­
sation sollte vom Pariser Institut wahrgenommen werden, dessen vom Exekutiv­
komitee ernannter Direktor als Generalsekretär der Weltorganisation vorgesehen 
war126. Gleich am zweiten Sitzungstag, unmittelbar nach seiner Wahl zum Ko­
präsidenten der Konferenz, hatte Leon Blum diesen Antrag eingebracht, und zwar 
als gleichsam selbstverständlichen Abschluß seiner Antrittsansprache, in der er den 
französischen Entwurf begründete. Seine Argumentation war diplomatisch und 
taktisch sehr geschickt. Zunächst verneinte er der Reihe nach alle sich etwa auf­
drängenden, eventuell erworbenen „Anrechte" Frankreichs auf den Sitz der Organi­
sation, um sie jedoch gerade als Basis für diesen Anspruch zu benutzen. Die fran­
zösische Delegation wolle nicht auf den Vorzug einer schon existierenden Institution 
hinweisen noch auf irgendein hiervon abzuleitendes Anrecht. Auch wolle man nicht, 
selbst auf indirekte Weise, die Verdienste Frankreichs um die Erhaltung des Insti­
tut de Cooperation intellectuelle anführen. Noch solle der Antrag als Anerkennung 
einer Sonderstellung gedeutet werden, die Frankreich aufgrund eines intellektuellen 
und geistigen Privilegs einnähme. In dieser Hinsicht seien die Titel Frankreichs 
zwar älter als die anderer Nationen, jedoch nicht etwa ruhmreicher. Auf diese Ein­
leitung folgten nun jene gerade in Abrede gestellten Vorzüge: die französische 
Kultur sei von jeher von einer universalen Tendenz geprägt gewesen; in Frank­
reich gäbe es eine jahrhundertealte Tradition geistiger Großzügigkeit und Liberali­
tät, die der neuen Organisation wohl anstünden. Ferner, alle Zweige der mensch­
lichen Zivilisation wie Naturwissenschaften, Literatur, die Künste sowie die Tech­
nik127 hätten sich in Frankreich von jeher im gleichen Maße und in enger Beziehung 
zueinander entwickelt. „Paris reste donc une des villes du monde oü la future Orga­
nisation aurait son siege naturel. Nous vous demandons cet honneur parce qu'il nous 
serait infiniment eher, parce que nous en sentons pas indignes et parce que nous 
efforcerons par tous les moyens de l'avoir merite. "128 Nach verschiedenen Verhand-

126 Chap. I I I , Art. 4 u. Chap. VI, Art. 20. 
127 mi t der Einschränkung „. . . dans la mesure ou eile s'approche de l ' a r t . . . " ECO/Conf. 

F., S. 41 . 
128 ECO/Conf. F., S. 41 . - Anläßlich seiner vor der 14. Generalkonferenz gehaltenen An­

sprache zum 20jährigen Jubiläum der Unseco am 4. November 1966 argumentierte der fran­
zösische Staatspräsident de Gaulle in ganz ähnlicher, freilich mehr politisch orientierter 
Weise: Auf den Erfolg der aus französisch-englischer Initiative hervorgegangenen Organi­
sation hinweisend, fährt de Gaulle im Hinblick auf Paris fort „. . . qu'en outre, la capitale de 
mon pays a 6te choisie comme siege de votre noble et fraternelle instance. Mais, par-dessus 
tout, ce qui inspire ä la France une exceptionnelle Sympathie pour vos travaux et pour vos actes, 
c'est qu'ils ont pour raison d'ötre de servir l'unite humaine, ce qui repond essentiellement ä sa 
propre vocation. Car, s'il est vrai qu'elle a, de tous temps, laboure avec passion le champ de 
l'intelligence et offert ä la terre entiere d'assez precieuses recoltes, s'il est vrai qu'elle met ä 
la disposition du monde une langue adaptee par excellence au caractere universel de la pens£e, 
ü l'est aussi que le but que vise sa politique, et qui n'est rien que l'unite — nationale, europeene, 
mondiale — est en conformite profonde avec celui que poursuit votre Organisation ä l'echelle 

Vierteljahishefte s/3 
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hingen, vor allem zwischen Blum, Cassin, Benton und der britischen Regierung, 

nahm die Konferenz aufgrund dieser Initiative schließlich eine Resolution an, die 

als Sitz der Unesco Paris bestimmte, vorbehaltlich einer anderen Regelung durch 

die Generalkonferenz129. Auch erhielt die französische Delegation die Genugtuung, 

daß die Konferenz in einer besonderen Resolution ausdrücklich die Arbeit des 

Internationalen Instituts für intellektuelle Zusammenarbeit würdigte130, das 1946 

aufgrund eines Vertrages von der Unesco übernommen worden ist. 

Abgesehen von der natürlichen Prägekraft selbst, die Paris auf die Entwicklung 

der Unesco ausüben sollte, hatte Frankreich mit der Gewinnung dieser „intellek­

tuellen" Sonderorganisation der Vereinten Nationen einen für sein internationales 

Ansehen nicht unbedeutenden Erfolg errungen. Sein Ausmaß wird deutlich, wenn 

man sich die Voraussetzungen vor Augen hält : Die Initiative zu der drei Jahre in 

der britischen Hauptstadt tagenden Erziehungsministerkonferenz, die amerikani­

schen Vorschlägen folgend, zuerst eine internationale Organisation für Erziehung 

und Kultur projektiert hatte, ging vom englischen Erziehungsminister aus. I m 

Auftrag dieser Konferenz berief die enghsche Regierung, wenn auch formell zu­

sammen mit der erst seit einigen Monaten nach Paris zurückgekehrten Provisori­

schen Regierung Frankreichs, eine Konferenz zur Gründung einer UN-Organisation 

ein, und zwar wiederum nach London. Die Mehrzahl der Delegierten sah in London 

das langjährige, eigentliche Zentrum des geistig-moralischen Widerstandes gegen 

die scheinbar siegreichen Kräfte der Unterdrückung181 und zollte den Anstrengungen 

Englands während des Krieges sowie der Erziehungsministerkonferenz höchste An­

erkennung. Hinsichthch des Sitzes der neuen Organisation bestanden lediglich 

insofern vage Vorstellungen, als man erwog, sie nach Beendigung des Krieges 

eventuell in die Stadt zu verlegen, in der die UNO selbst ihr Hauptquartier erhalten 

würde. Es wäre also ein leichtes für die enghsche Regierung und eine geschickt 

vorgehende Delegation gewesen, die Unesco in London zu behalten. Die englische 

Delegation war jedoch, wie bereits angedeutet, infolge des Regierungswechsels 

derart zusammengestellt, daß sie kaum über erfahrene Mitglieder der Erziehungs­

ministerkonferenz verfügte, was zweifellos dazu beitrug, daß sie nicht in der Lage 

war, den sich bietenden Vorteil wahrzunehmen. Außer England gab es nur noch 

ein anderes Land, das einen mi t Frankreich konkurrierenden Anspruch als Gast­

land für die neue Organisation hätte anmelden können: die Schweiz. Sie unterhielt 

de l 'humanite." Vingtieme Anniversaire de 1'Organisation, discours et messages, Unesco 
1966, S. 24. 

129 „The seat of the United Nations Educational, Scientific and Cultural Organisation shall 
be in Paris. This Resolution shall not in any way affect the r ight of the General Conference to 
take decisions in regard to this matter by a two — thirds majority"; ECO/Conf. X, S. 90. 

130 Diese durch Akklamation verabschiedete Resolution erwähnt auch ausdrücklich die 
Verdienste Kubas um die Fortsetzung der intellektuellen Zusammenarbeit in Lateinamerika, 
ECO/Conf. X, S. 89. 

1 8 1 „Londres, par son magnificpie exemple de courage e t de tenacite, a ranime dans nos 
coeurs abattus l'esprit de resistance et la foi dans le triomphe final des forces democratiques." 
Delegierter Luxemburgs, ECO/Conf. F., S. 68. 
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seit 1925 in Genf das Internationale Erziehungsbüro, zweifellos neben dem Pariser 

Institut der andere bedeutende Vorläufer der Unesco. Allein, die Schweiz war als 

neutrales Land auf dieser Londoner UN-Konferenz nicht vertreten. Als der Direktor 

des Erziehungsbüros eine Erklärung abgeben wollte, verhinderte dies Bonnet sofort 

durch den Hinweis, daß im Plenum nur Delegierte von Regierungen und nicht 

Beobachter internationaler Organisationen zu Worte kommen sollten132. 

Der französische Plan ist als Ganzes nicht verwirklicht worden, was im Hinblick 

auf das Eigengewicht des CAME-Entwurfes und der ihn stützenden Mehrheit der 

UN-Mitglieder verständlich erscheint. Hinzukam, daß er in der Struktur der vor­

geschlagenen Organisation nur in - freilich nicht unbedeutenden - Nuancen vom 

CAME-Entwurf abwich und somit ohne Schwierigkeiten in diesen integriert werden 

konnte. Damit t rug er wesentlich zu einer klareren Definierung der Aufgaben und 

Ziele der entstehenden Organisation bei. So wurde als Zweck der Unesco die Be­

wahrung und die Verteidigung des Friedens betont, eine Forderung, die seither 

immer wieder gestellt worden ist und jüngst auf der vierzehnten Generalkonferenz 

ihren besonderen Ausdruck gefunden hat133. Den denkwürdigen Satz Attlees er­

läuternd übernahm man vom französischen Entwurf das Axiom, daß Kriege durch 

Ignoranz, Vorurteile und den allgemeinen Menschenrechten entgegengesetzte Dok­

trinen entstehen. Diesen Tendenzen sollte nun durch Förderung der internationalen 

Zusammenarbeit in Erziehung, Kultur und Wissenschaft entgegengewirkt werden. 

Die französische Tendenz, in Anlehnung an Valerys Vorstellung einer „societe des 

esprits"134 der neuen Organisation die Mitwirkung der intellektuellen Elite ver-

' fassungsmäßig zu sichern, wurde von den modernen, demokratischen Zielsetzungen 

der UN-Charta überlagert: es ging u m die Zusammenarbeit der Völker und weniger 

u m die auserwählter Individuen. Der Akzent der neuen Organisation wurde daher 

eindeutig auf die Mitwirkung der Regierungen gelegt, u m im Gegensatz zu den 

analogen Organen des letztlich gescheiterten Völkerbundes eine größere, klar mani­

festierte Verpflichtung der Mitgliedsstaaten und damit zugleich eine stärkere Autori­

tät der Beschlüsse der Generalkonferenz zu erzielen. Somit verwarf man auch den 

Vorschlag, Vertretern internationaler Fachverbände und nichtstaatlicher Organi­

sationen einen Einfluß auf etwaige politische Entscheidungen innerhalb der Organi­

sation, z. B. auf die Wahl der Exekutivratsmitglieder oder aber auf die Einbringung 

von Resolutionen auf der Generalkonferenz einzuräumen, eine Maßnahme, die sich 

im Hinblick auf die oft von diesen Körperschaften vertretenen politischen Tenden­

zen als gerechtfertigt erweisen sollte. Die Mitwirkung dieser Organisationen an der 

Programmarbeit der Unesco wurde jedoch ausdrücklich geregelt135. Da England 

132 ECO/Conf. V, S. 56. Zur Haltung der Schweiz vgl. auch Reinhart Ehni, Die Schweiz 
und die Vereinten Nationen von 1944-1947, Tübinger Studien zur Geschichte und Politik 
Nr. 21, Tübingen 1967, bes. S. 115ff. 

133 „Consideration on the Organisation's twentieth anniversary of Unesco's Contribution 
to Peace", 14 G C/Res. 10, (November/Dezember 1966). 

134 Hierzu H. Bonnet, Societe des Nations, a. a. O., S. 202. 
135 Art. XI 4 der Verfassung autorisiert den Generaldirektor, to „make suitable arrange-

ments for consultation and Cooperation with non-govern mental international organisations...". 
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und Frankreich bereits für die Einbeziehung der Naturwissenschaften in die Zu­

ständigkeit der Organisation eingetreten waren, wurde schließlich auf amerikanische 

Initiative hin13* die Bezeichnung „United Nations Educational, Scientific and Cul-

tural Organisation" (U.N.E.S.C.O.) akzeptiert137. Nachdem im Plenum die einzel­

nen, von den Kommissionen redigierten Abschnitte der Verfassung angenommen 

worden waren, unterzeichneten die Delegationschefs am Nachmittag des 16. No­

vember 1945, also genau drei Jahre nach der Einberufung der alliierten Erziehungs-

rninisterkonferenz durch Butler, die Schlußakte. Sie legte fest, daß die Konferenz, 

entsprechend den Empfehlungen der Erziehungsministerkonferenz und in Aus­

führung des die Grundsätze der internationalen Zusammenarbeit aufstellenden 

Artikels I, 3 der UN-Charta „. . . drew up a Constitution establishing an Educational, 

Scientific and Cultural Organisation . . .". Zugleich wurde die Schaffung einer 

Übergangsorganisation, der sogenannten Preparatory Commission vorgesehen, 

deren Aufgabe es sein sollte, ein Programm auszuarbeiten sowie die erste General­

konferenz und die Schaffung eines Sekretariats mi t Generaldirektor vorzubereiten. 

Abschließend wurde noch die Resolution angeführt, die als Sitz der UNESCO Paris 

vorsah138. 

Die Unesco hatte ihre Verfassung erhalten, die gemäß Artikel XV in Kraft treten 

sollte, nachdem zwanzig UN-Mitgliedsstaaten die Ratifizierungsurkunde im Lon­

doner Foreign Office hinterlegt hätten. Der nächste Schritt war, diese Verfassung 

mit Leben zu füllen. Dies war Aufgabe der Vorbereitenden Kommission. Sie trat 

unmittelbar nach der kurzen Unterzeichnungszeremonie zu ihrer ersten Sitzung 

zusammen, gemäß ihrem Auftrag, „to provide without delay for immediate action 

on urgent needs of educational, scientific and cultural reconstruction in devastated 

countries . . ,"139. Obwohl die meisten Delegierten darauf hinwiesen, für etwaige 

Beschlüsse der Vorbereitenden Kommission keine Vollmachten zu besitzen, über­

wog der Wille zum praktischen Handeln und damit zum Beginn der Organisation 

und ihrer Arbeiten diese formalen Bedenken140. Unter dem Vorsitz des englischen 

Erziehungsministers Ellen Wilkinson wählte die Kommission vierzehn Länder als 

Mitglieder des Exekutiv-Komitees141. Der fünfzehnte Sitz wurde für den etwaigen 

Beitritt der Sowjetunion offengehalten, eine Hoffnung, die sich vorläufig nicht er-
136 First Commission, Summary Records, ECO/Conf., S. 99/100. 
137 Außer dem ursprünglichen französischen Titel, der von lateinamerikanischen Ländern 

unterstützt wurde, hatte Indien als Kompromiß „Intellectual Organisation of the United 
Nations" vorgeschlagen, ebda. 

138 Instrument establishing a Preparatory Educational, Scientific and Cultural Commission, 
ECO/Conf., S. 97. 

139 Art. 2d des „Instruments", ebda., S. 98. 
140 Man wies darauf hin, daß das die Preparatory Commission konstituierende „Instrument" 

Bestandteil der Schlußakte der Konferenz sei. Später haben dann die einzelnen Regierungen 
bevollmächtigte Vertreter ernannt. Siehe hierzu Preparatory Commission, Records of 
Plenary Meetings., Unesco-Archiv. 

141 Belgien, Brasilien, Kanada, China, Columbien, Frankreich, Griechenland, Indien, 
Mexiko, Niederlande, Norwegen, Polen, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten, Prep. 
Com. I (16. Nov. 1945), S. 15. 
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füllen sollte142. Nachdem der erste Generalsekretär der Vorbereitenden Kommission, 

Sir Alfred Zimmern143 wegen Krankheit ausfiel, wurde auf Wilkinsons Initiative 

Professor Julian Huxley zu seinem Nachfolger gewählt. Damit wurde für die Ent­

wicklung der Unesco eine Persönlichkeit gewonnen, die eine universale Wissen­

schaftsphilosophie mit organisatorischem Talent und tiefem inneren Engagement 

verband. Dachte Zimmern noch in der Größenordnung des Pariser Instituts, so 

war Huxley durchdrungen von dem die Welt umfassenden Auftrag der Unesco. 

In diesem Sinne ist seine viel diskutierte Schrift „Unesco, its Purpose and its Philo-

sophy"144 zu verstehen, die wegen des Versuchs, die Organisation als Exekutive 

eines modernen philosophischen Systems anzusehen, von der Vorbereitenden Kom­

mission nicht akzeptiert und daher nur als persönliche Meinung des Generalsekre­

tärs gewürdigt worden ist. Unter Huxleys Leitung arbeitete das Sekretariat, für das 

er innerhalb von einem Jahr etwa 600 Mitarbeiter rekrutiert hatte, das erste, von 

ihm selbst redigierte Programm der Unesco aus, das mit einem Budgetvorschlag 

von 7,5 Millionen Dollar der ersten Generalkonferenz vorgelegt wurde. Ferner 

führte die Kommission einleitende Verhandlungen zum Abschluß von Verträgen 

mit dem Economic and Social Council der Vereinten Nationen und den übrigen, 

bereits gegründeten Sonder Organisationen. I m September 1946 verlegte die Vor­

bereitende Kommission mit Sekretariat ihren Sitz nach Paris und zwar in das von 

der Provisorischen französischen Regierung zur Verfügung gestellte ehemalige 

Hotel Majestic in der Avenue Kleber. In diesem nun als „Unesco House" bezeich­

neten Gebäude146 tagte dann in der Zeit vom 20. November bis zum 10. Dezember 

1946 die erste Generalkonferenz der Unesco. Sie stand unter der Ägide Frankreichs, 

in dessen Namen der Rektor der Pariser Universität, Professor Roussy, der Er­

ziehungsminister Naegelen und Georges Bidault als Präsident der Provisorischen 

Regierung auf der feierlichen Eröffnungssitzung in der Sorbonne die Unesco in Paris 

willkommen hießen. Am Nachmittag des gleichen Tages wählte die Konferenz auf 

Vorschlag des französischen Delegierten Cassin Leon Blum zu ihrem Präsidenten. 

142 Cowell, a. a. O., S. 227. - Die UdSSR trat erst 1954 der Unesco bei. Zur Haltung der 
UdSSR gegenüber der Preparatory Commission, die übereinstimmt mit den oben dargelegten 
Gründen zur Ablehnung der britischen Einladung zur Gründungskonferenz siehe ausführlich 
Sathyamurthy, The Politics of International Cooperation, a. a. O., S. 165ff. 

143 Zimmern war von 1926—1930 Stellv. Direktor des Pariser Instituts für Intellektuelle 
Zusammenarbeit, später Professor für internationale Beziehungen in Genf. Zur Charakteri­
sierung Zimmerns siehe Cowell, a. a. O., S. 229/230. 

144 Dieses Werk ist aus der geistigen Entwicklung der Unesco nicht wegzudenken. Aus­
führliche Würdigung und Analyse Sathyamurthy, The Politics of International Cooperation, 
Contrasting Conceptions of Unesco, Paris/Genf 1964, S. 25ff., und neuerdings Melanie Staerk, 
20 Jahre Unesco - Sir Julian Huxleys Entwurf von 1946, in: Neue Zürcher Zeitung, Nr. 284 
v. 14. 10. 1966, Bl. 2. St. findet Huxleys Konzeption einer sich mit Hilfe der Unesco ent­
wickelnden Weltzivilisation an der Programmpolitik der Organisation bestätigt. 

145 Das ehemalige, vom Grafen Alexander Basilewski um 1865 erbaute, später von der 
spanischen Exkönigin Isabella I I bewohnte und nach ihr benannte „Palais de Castille" wurde 
1908 zum „Hotel Majestic" umgebaut. Während der deutschen Besatzung im Zweiten Welt­
krieg diente es als Sitz der Militärverwaltung. 
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Wenige Tage vor diesem großen Auftakt, am 4. November 1946, hatte Griechen­

land als zwanzigster Staat seine Ratifizierungsurkunde im Londoner Foreign Office 

hinterlegt: damit war die Verfassung in Kraft getreten, die Unesco gegründet. Ihr 

erster Generaldirektor wurde Julian Huxley. 

I I I 

Mit ihren oben kurz angedeuteten, in der Gründungsdebatte bzw. in der Ver­

fassung formulierten Idealen und Zielen führt die Unesco die Bestrebungen der 

Völkerbundsorgane für intellektuelle Zusammenarbeit fort, deren Erbe sie bewußt 

angetreten hat146. Am deutlichsten manifestiert sich diese Kontinuität in der am 

zwanzigsten Jahrestag ihres Bestehens verabschiedeten Resolution über die „Prin­

zipien der kulturellen Zusammenarbeit", die in der freien, durch die Mannigfaltig­

keit der Kulturen bereicherten Entwicklung sowohl der Einzelpersönlichkeit als 

auch der Nationen einen entscheidenden Beitrag zum Frieden sieht147. Versuchte 

die Kommission für intellektuelle Zusammenarbeit über Valerys „societe des esprits" 

den Gedanken des Friedens gegenüber einer immer mehr nationalen Chauvinismen 

verfallenden Welt aufrechtzuerhalten148, so verfolgt die Unesco das gleiche Ziel, 

freilich auf einer viel stärkeren und breiteren Grundlage. Die Organisation für 

intellektuelle Zusammenarbeit149 war im Versailler Friedensvertrag nicht vorge­

sehen und verdankt ihr Entstehen einer großzügigen Auslegung seiner Bestim­

mungen. Ihre Stellung innerhalb des Völkerbunds war fast privater Natur, ihre 

Resolutionen und Empfehlungen sowie ihre Programme blieben an die Zustimmung 

des Völkerbundsrats und der Versammlung gebunden. Hinzu kam, daß sowohl die 

Regierungen als auch ein Großteil der Intellektuellen selbst den Arbeiten der 

Kommission, deren Mitglieder keinerlei „politische" Autorität besaßen, mit Skepsis 

gegenüberstanden oder ihnen überhaupt keine Beachtung schenkten. Mit diesem 

doch vorherrschenden Desinteresse hängt zweifellos die völlig unzureichend ge­

wesene finanzielle Ausstattung von Kommission und Institut zusammen, so daß 

neben hervorragenden, in die Zukunft weisenden Leistungen150 viele — von der 

148 Rene Maheu, Ansprache zum zwanzigjährigen Bestehen der Unesco, in: Discours et 
messages, a. a. O., S. 11 . Ausführlich J. Thomas, Unesco, a. a. O., S. 24ff. und Pham-Thi-Tu, 
a. a. O., S. 252f. 

147 Diese am 4. November 1966 von der 14. Generalkonferenz angenommene „Deklara­
tion of the Principles of International Cultural Cooperation", 14GC/RES. 8.1, kann geistes­
geschichtlich als die universale Kodifizierung jener von Friedrich Meinecke beschriebenen 
Ideen des Historismus angesehen werden, auf denen heute jede internationale Zusammen­
arbeit beruht. Vgl. F. Meinecke, Die Entstehung des Historismus, Werke Bd. III , München 
1959, vor allem die Kapitel über Herder und Goethe. 

148 H. Bonnet, a. a. O., S. 202f. 
148 Für das folgende Pham-Thi-Tu, a. a. O., S. 245-252. 
160 Hierzu gehört vor allem die 1931 zur Reform des Schulwesens nach China gesandte 

internationale Expertengruppe, womit die Organisation für intellektuelle Zusammenarbeit 
des Völkerbundes bereits die von der Unesco seit 1962 in großem Ausmaß praktizierte Bil­
dungshilfe vorwegkonzipierte; Pham-Thi-Tu, a. a. O., S. 192ff. 
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Unesco später wiederaufgenommene - Projekte von vornherein beschnitten oder 
gar nicht realisiert worden sind. 

Als die zum Kriege treibenden Kräfte sich schließlich als stärker erwiesen hatten, 
war es das historische Verdienst von Butler und Robertson, mit der Einberufung 
einer internationalen Erziehungsministerkonferenz während des Zweiten Welt­
krieges die Idee der kulturellen Zusammenarbeit auf Regierungsebene neu realisiert 
und damit, zunächst unbewußt, das Fundament zur Entwicklung der Unesco gelegt 
zu haben. Knüpft Blum mit seinem Vorschlag an die große Tradition der besonders 
von Frankreich geförderten intellektuellen Zusammenarbeit des Völkerbundes an, 
so war es letztlich doch Roosevelt, der mit seinem weltweiten System der Vereinten 
Nationen der neuen Organisation für Erziehung, Kultur und Wissenschaft als einer 
der in der Charta vorgesehenen „specialized agencies" jene WirkungsmögHchkeiten 
bot, die weit über die der Völkerbundsorganisation hinausgehen. 

Die Beantwortung jener sich abschließend stellenden Kernfrage, inwieweit die 
intellektuelle Zusammenarbeit wirklich einen, wenn auch nur indirekten Beitrag 
zur Sicherung des Friedens leistet, mag sich gängiger „realpolitischer" Einsicht ent­
ziehen. Eines aber bleibt wohl unwiderlegbar: daß die kulturelle Zusammenarbeit 
unter den Völkern jenes Maß an gegenseitigem Verständnis schaffen kann, in dem 
Clement Attlee und Leon Blum auf der Gründungskonferenz der Unesco die Voraus­
setzung und zugleich die beste - wenn nicht gar die einzige — „Garantie des Frie­
dens" gesehen haben151. 

151 Ebenso R. Maheu: „Ainsi, il faut bien comprendre <jue la justification profonde de la 
Cooperation intellectuelle, c'est, bien plus <jue son utilite intrinseijue, la prise de conscience 
cpi'elle favorise de la solidarite intellectuelle et morale de l 'humanite et son Organisation pro­
gressive en une force contre laquelle finalement les instincts d'antagonisme et de violence ne 
pourront prevaloir", Rene Maheu, La civilisation de l'universel - inventaire de l'avenir, Paris 
1966, S. 272. 



Miszelle 

WOLFGANG HORN 

EIN UNBEKANNTER AUFSATZ HITLERS AUS DEM FRÜHJAHR 1924 

A n überlieferten schriftlichen oder mündlichen Äußerungen Hitlers besteht, auch 
für die Frühzeit der NSDAP bis zum Novemberputsch, im allgemeinen kein Mangel. 
Die erhaltenen Zeugnisse reichen aus, um die Grundzüge seiner politischen Kon­
zeption seit 1919 verfolgen zu können; sein während der Landsberger Festungshaft 
geschriebenes Buch „Mein Kampf" enthält — sieht man von den Teilen einmal ab, 
in denen er seine eigene und die Parteigeschichte schreibt — kaum neue Gedanken. 

Eine Ausnahme allerdings ist geeignet, die Gültigkeit dieser Feststellung in 
Frage zu stellen; denn erst 1924 konkretisiert Hitler, indem er den Blick auf Ruß­
land lenkt, die Forderung nach „Grund und Boden", erst in diesem Zusammen­
hang wird durch die Verknüpfung machtpolitischer Überlegungen mit der Rassen­
doktrin der Angelpunkt seines außenpolitischen Bezugssystems klar erkennbar: die 
„Lebensraumideologie "1. 

Dieser Aspekt in Hitlers Weltanschauung hat das besondere Interesse der For­
schung gefunden, ohne daß man die Frage nach seiner Genesis eindeutig zu be­
antworten vermocht hätte. Als besonderer Mangel erwies es sich bisher, daß aus 
dem Jahre 1924, abgesehen von seinem Schlußwort vor dem Münchener Volks­
gericht, keine Äußerungen Hitlers zu außenpolitischen Fragen vorlagen. Die Ent­
stehungsgeschichte von „Mein Kampf" hat der Forschung Anlaß gegeben, den 
Schlüssel zum Verständnis von Hitlers Ostpolitik und der Lebensraumideologie vor 
allem hinter den Landsberger Festungsmauern zu suchen. 

Es existiert jedoch ein - erstaunlicherweise bisher nicht herangezogener - im 
Frühjahr 1924 geschriebener und im Aprilheft der alldeutschen Monatszeitschrift 
„Deutschlands Erneuerung" unter der Überschrift „Warum mußte ein 8. November 
kommen?" veröffentlichter Artikel Hitlers2, der es nahelegt, einige Überlegungen 
zu der angeschnittenen Frage anzustellen. 

1 Zum Begriff vgl. K. Lange, Der Terminus „Lebensraum" in Hitlers „Mein Kampf", 
in dieser Zeitschrift 13 (1965), S. 426ff. 

2 Die Zeitschrift erschien seit 1917 im Münchener Verlag J. P. Lehmann; zu ihren Heraus­
gebern gehörten u. a. Georg v. Below, H. S. Chamberlain und Heinrich Claß, Schriftleiter 
war Dr. Erich Kühn. 

Während des Hitlerprozesses entschloß sich die Schriftleitung, „sich nicht mit allgemeinen 
Betrachtungen des Hitlerprozesses zu begnügen, sondern in erster Linie den Hauptpersonen 
in diesem Prozeß persönlich das Wort zu geben, u m all die, welche sich völkisch, deutsch 
und national nennen, zu überzeugen, daß trotz verschiedener Gegensätze die Männer ein 
gemeinschaftliches Band umschlingt." Diesen Männern — Adolf Hitler, General Ludendorff 
und Dr. Friedrich Weber, dem Führer des Bundes Oberland - sollte das Wort nicht zur 
Rechtfertigung gegen die Anklage erteilt werden, „die für jeden Patrioten unwesentlich ist, 
sondern zu einer Glaubensäußerung, die an alle gerichtet i s t" ; A. Oefele, Der Kampf um die 
völkische Bewegung, in: Deutschlands Erneuerung 8 (1924), S. 197. 
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Der Aufsatz, der eine Erklärung und Rechtfertigung des Novemberputsches 

geben will, zeigt die schon in Hitlers frühesten Reden erkennbare Verklammerung 

innen- und außenpolitischer Fragen und Zielsetzungen: Deutschland werde erst 

nach dem „inneren Sieg" in der Lage sein, „die eiserne Fessel seines äußeren 

Feindes" zu zerbrechen. Ähnlich wie in seiner etwa gleichzeitigen Schlußrede vor 

dem Volksgericht leitet Hitler hier, ausgehend von den Erfahrungen und Fehlern 

der deutschen inneren und äußeren Politik seit Bismarck, notwendige und zwangs­

läufige Folgerungen für die künftige Entwicklung des Reiches ab. 

Was er über politische, moralische und wirtschaftliche Folgen der Revolution 

von 1918 sagt, seine Ausführungen über die „allmähliche Vergiftung des politi­

schen Instinkts unseres Volkes" durch den Marxismus, über Parlamentarismus und 

Majoritätsbeschlüsse, sein beschwörender Aufruf, nur durch den „Willen zur 

Macht" könne der Marxismus zerschlagen und der Versailler Vertrag zerbrochen 

werden, das alles sind Thesen, die er mehr oder weniger variiert schon seit 1919/1920 

verkündet hat. 

Mehr Aufmerksamkeit verdienen dagegen die in diesem Aufsatz niedergeschrie­

benen Überlegungen zur deutschen Bündnispolitik. Sie heben sich - und das macht 

den Artikel für die Forschung interessant — zum Teil deutlich von seinen aus der 

Zeit vor dem 9. November 1923 bekannten Äußerungen ab und zeigen bis in die 

Terminologie hinein bemerkenswerte Übereinstimmungen mit den entsprechenden 

Stellen in „Mein Kampf". 

An den Anfang seiner Ausführungen stellt Hitler die Frage nach den Ursachen 

des Kriegsausbruchs im Jahre 1914. Nur kurz, mehr beiläufig, geht er auf die Ent­

wicklung der europäischen Politik vor dem Kriege ein — „menschlicher Neid und 

Habsucht" hätten den „wahrscheinlich größten Anteil an dem Hereinbruch dieser 

Weltkatastrophe" gehabt - , u m dann umso größeren Nachdruck auf die seiner 

Meinung nach völlig verfehlte Außenpolitik Deutschlands nach Bismarcks Abgang 

zu legen. Das Reich habe seit 1890 kein „klares politisches Leitmotiv" mehr be­

sessen; die „Friedensschalmeien unserer Weltpazifisten" hätten schließlich zur 

völligen Isolierung Deutschlands, ja zum Verlust der „Bündnisfähigkeit" überhaupt 

geführt, „denn man verbündet sich ja nicht zur Aufrechterhaltung negativer Ziele, 

sondern doch immer nu r zur Durchführung positiver Absichten"3. 

„Das Streben nach Aufrechterhaltung des Friedens" habe „jede klare eindeutige 

politische Stellungnahme" verhindert und zur völligen Richtungslosigkeit der 

deutschen Vorkriegspolitik geführt. Die Leugnung der Tatsache, daß Politik ihrem 

Wesen nach nu r „Machtpolitik" sei und sein könne, die Reduzierung politischer 

Ziele und Absichten auf eine „wirtschaftsfriedliche Eroberung der Wel t" hätten 

Ludendorff veröffentlichte in seinem Beitrag „Deutschland seit der Revolution" die 
wichtigsten Teile der Rede, die er am 29. Februar 1924 vor dem Volksgericht gehalten ha t te ; 
Weber schrieb über die Ziele des Bundes Oberland; Hitlers Aufsatz findet sich auf den Seiten 
199-207. 

3 Hitler, 8. November, a. a. O., S. 199; hier auch die vorangegangenen Zitate. Hervor­
hebungen im Original. 
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Deutschland zum „Spielverderber" im Kräftespiel der europäischen Mächte ge­

macht und einen Krieg gegen das Reich geradezu zwangsläufig herbeigeführt: 

„Wirtschaft ohne politische Macht und machtpolitisches Denken und Handeln war 

noch immer die lockende Ursache zur Unterdrückung von Völkern und Staaten. "4 

Nach Hitlers Ansicht hätten nicht wirtschaftliche, sondern bevölkerungs- und 

raumpolitische Überlegungen den Ausgangspunkt für die deutsche Politik vor dem 

Kriege bilden müssen: „Die rapide, im Interesse unseres Volkes glückliche Zu­

nahme der deutschen Volkszahl zwang bei gleichbleibender Grundfläche des Nähr­

bodens entweder zur politischen Ausdehnung, u m neuen Boden für den jährlichen 

Bevölkerungsüberschuß zu erwerben, oder zur hemmungslosen Industrialisierung. "5 

Diese Voraussetzungen hätten die deutsche Politik vor eine klare Alternative stellen 

müssen: kontinentale Expansion oder Aufbau einer Seemacht zur Sicherung des 

deutschen Welthandels. „Außenpolitisch hatte dabei Deutschland zu wählen: ent­

weder man entschloß sich unter Verzicht auf Seehandel und Kolonien, unter Ver­

zicht auf Überindustrialisierung usw., Bauernland zu gewinnen; dann mußten die 

deutschen Regierungen erkennen, daß dies nur im Bunde mit England gegen 

Kußland zu erreichen war; oder man wollte Seemacht und Welthandel, dann 

konnte aber auch nur ein Bündnis mit Rußland gegen England in Frage kommen, 

selbst u m den Preis eines rücksichtslosen Aufgebens des gänzlich unmöglichen 

Habsburgerreiches. "6 

Diese Alternative enthält bereits in nuce die wenig später in „Mein Kampf" ent­

wickelte Konzeption der „vier Wege deutscher Politik" vor dem Kriege, von denen 

Hitler, da er zwei — Geburtenkontrolle und innere Kolonisation - als undurchführ­

bar bzw. verhängnisvoll verwirft, nur zwei - entweder Boden- oder Kolonial- und 

Handelspolitik — als diskutierenswerte Möglichkeiten der deutschen Vorkriegs-

politik anerkennt7 . 

In seinem Buch entscheidet sich Hitler unmißverständlich für die erste Alter­

native: die künftige deutsche, nationalsozialistische Außenpolitik müsse Bündnisse 

mit England (unter Verzicht auf koloniale Ambitionen) und Italien zu schließen 

suchen, u m den „Erbfeind" Frankreich bezwingen zu können und Rückendeckung 

für die Eroberung neuen Lebensraums im Osten zu gewinnen8. 

Die Frage hegt nahe, ob die zitierten Stellen aus Hitlers Aufsatz die gleiche 

Interpretation zulassen, d.h. ob aus der hier in die Vorkriegszeit verlegten Alter­

native — mit Rußland gegen England oder mit England gegen Rußland — schon 

zwingend auf ein Zukunftsprogramm im Sinne von „Mein Kampf" geschlossen 

werden kann. 

Zunächst fällt auf, daß Hitler die seiner Meinung nach im Vorkriegsdeutschland 

4 Ebenda, S. 200. 
5 Ebenda, S. 199. 
6 Ebenda, Hervorhebungen im Original. 
7 Mein Kampf, 63. Aufl., München 1933, S. 144ff. 
8 Auf Einzelbelege kann hier verzichtet werden; vgl. bes. Mein Kampf, dieselbe Aufl., 

Kap. 14: Ostorientierung oder Ostpolitik, S. 726ff. 
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vorherrschende „Theorie der wirtschaftsfriedlichen Eroberung der Welt" besonders 

deshalb verurteilt, weil sie den bewußten Verzicht „auf machtpolitische Betätigung 

oder gar Expansion" zum Inhalt gehabt habe9. Wie in „Mein Kampf" überwiegt 

der Gedanke an Bodenerwerb auch hier so eindeutig in Hitlers Argumentation, daß 

der als zweite Möglichkeit ins Auge gefaßte Ausweg der „hemmungslosen Indu­

strialisierung" kaum als wirklicher Alternativvorschlag gewertet werden darf. 

Noch deutlicher treten die Parallelen zu „Mein Kampf" an den Stellen des Auf­

satzes hervor, in denen Hitler Überlegungen über das englisch-französische Ver­

hältnis und seine Bedeutung für die deutsche Politik anstellt. Ähnlich wie in seinem 

Schlußwort vor dem Volksgericht10 spricht er davon, daß die englische und fran­

zösische Politik gegenüber Deutschland auf zwei völlig verschiedenen Prinzipien 

beruhe: „So wie also England zur Erhaltung seiner Stellung in der Welt die Bal-

kanisierung Europas braucht, so braucht Frankreich zur Durchführung seiner Pläne 

die Balkanisierung der Macht, die am natürlichsten seiner Beherrschung des Fest­

lands einen Wall entgegensetzt; das ist Deutschland."11 

Die hier ausgesprochene Beurteilung der französischen Politik deckt sich mit 

Hitlers frühesten Äußerungen zum Problem der deutsch-französischen Beziehungen; 

in seinem Verhältnis zu England ist dagegen ein deutlicher Wendepunkt erkenn­

bar. Als „prinzipieller" Gegner n immt England in seiner Konzeption anfangs einen 

gleichwertigen Platz neben dem „Erbfeind" Frankreich ein; erst u m die Jahres­

wende 1922/23 beginnt er England differenzierter zu beurteilen und als möglichen 

Bündnispartner ins Auge zu fassen. Seit dieser Zeit sucht er nachzuweisen, daß eine 

historische Rivalität mit Frankreich England eigentlich an die Seite Deutschlands 

hätte stellen müssen12. Diese Entwicklung kulminiert dann im Frühjahr 1924 in 

der Behauptung, England habe im Gegensatz zu Frankreich sein Kriegsziel nicht 

erreicht, da es „statt dem deutschen Rivalen nun den französischen Macht- und 

Militärstaat napoleonischer Tendenzen erhielt", es habe sogar „nach Beendigung 

des 41/2jährigen Ringens weniger britischen Interessen dienen" können „als fran­

zösischen Plänen nachgeben" müssen13. 

Diese Argumentation deutet zunächst darauf hin, daß Hitler in dieser Zeit Eng­

land vor allem als den geeigneten Bundesgenossen gegen den gemeinsamen Feind 

Frankreich angesehen hat. Berücksichtigt man aber den Stellenwert raumpoliti­

scher Ideen in diesem Aufsatz und die offensichtlichen Parallelen zu der in „Mein 

Kampf" entwickelten Konzeption, so kann man kaum umhin, in Hitlers Wunsch­

vorstellung „mit England gegen Rußland" mehr als eine bloße Spekulation über 

mögliche Wege der deutschen Vorkriegspolitik zu sehen. 

9 Hitler, 8. November, S. 200. Hervorhebung im Original. 
10 Der Hitlerprozeß vor dem Volksgericht in München, München 1924, T. 2, S. 88. 
11 Hitler, 8. November, S. 204. Vgl. Mein Kampf, S. 699: „England wünscht kein Deutsch­

land als Weltmacht, Frankreich aber keine Macht, die Deutschland heißt : ein denn doch 
sehr wesentlicher Unterschied!" 

12 Vgl. dazu G. Schubert, Anfänge nationalsozialistischer Außenpolitik, Köln 1963, S. 58ff. 
und 74 ff. 

13 Hitler, 8. November, S. 204. 
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Die Tatsache, daß Hitler in seinem Aufsatz Gedanken ausgesprochen hat, die er 

wenig später in „Mein Kampf" wohl ausführlicher, aber substantiell nicht verändert 

als „Programm" formuliert hat, legt es nahe, die in der bisherigen Forschung all­

gemein akzeptierte These, er habe seine Lebensraumtheorie — mit der eindeutigen 

Wendung gegen Rußland - erst nach Antritt seiner Festungshaft am 1. April 1924 

konzipiert, neu zu überdenken. Dabei kann es sich nicht nur und nicht in erster 

Linie darum handeln, die verschiedenen Äußerungen Hitlers aus den Jahren vor 

1924, die gewisse Ansätze eines raumpolitischen Denkens erkennen lassen, zu 

interpretieren; vielmehr m u ß vor allem das in dieser Zeit recht komplexe Verhält­

nis der NSDAP zu Rußland untersucht werden. 

Der Versuch, das „Rußlandbild" Hitlers und der frühen NSDAP nachzuzeichnen 

und die Frage nach der Rolle Rußlands in ihrer außenpolitischen Konzeption zu 

beantworten, stößt auf eine zweifache Schwierigkeit: zum einen sind gerade in der 

Beurteilung Rußlands und des Bolschewismus innen- und außenpolitische Argu­

mente derart ineinander verwoben, daß es problematisch ist, aus diesem Geflecht 

solche Aussagen herauszulösen, die eindeutig von außenpolitischen Gesichtspunkten 

bestimmt sind; zum andern ist Hitlers eigene Position in dieser Frage nur unzu­

reichend belegt und läßt sich erst im Vergleich mit Äußerungen anderer National­

sozialisten annäherungsweise bestimmen. 

Günter Schubert hat in seiner Arbeit über die „Anfänge nationalsozialistischer 

Außenpolitik" gezeigt, daß die Kriterien, nach denen Hitler und seine Anhänger 

in den frühen zwanziger Jahren die deutsche Bündnispolitik der Vorkriegszeit be­

urteilten, an den Erfolgen der Bismarckschen Außenpolitik orientiert waren14. Als 

deren Kernstück erschienen die prinzipielle Feindschaft gegen Frankreich und ein 

gutes Verhältnis zu Rußland; vor und während des Weltkrieges hätten keine 

Mühen gescheut werden dürfen, u m ein Bündnis mit Rußland zustande zu bringen, 

freilich unter Aufgabe der aus machtpolitischen Gründen verderblichen Allianz 

mi t Österreich-Ungarn. Durchgehend bis 1923 beherrscht diese auf einer „sehr 

primitiv verstandenen Bismarcktradition"15 beruhende Argumentation die An­

sichten der Nationalsozialisten über die deutsch-russischen Beziehungen der Vor­

kriegszeit16. 

Als Hitler im Herbst 1919 der Deutschen Arbeiterpartei beitrat, hatte diese 

völkische Splittergruppe zwar noch kein außenpolitisches „Programm", doch lassen 

sich aus den wenigen überlieferten Richtlinien und Sitzungsprotokollen immerhin 

einige grundsätzliche Überlegungen zur deutschen Außenpolitik herauslesen17. 

14 Vgl. Schubert, S. 33 ff. 
15 P . Kluke, Nationalsozialistische Europaideologie, in dieser Zeitschrift 3 (1955), S. 242. 

Alfred. Rosenberg stellte sich die Quintessenz der Bismarckschen Außenpolitik so dar: „Mit 
Frankreich werden wir nie Frieden haben, mit Rußland nie die Notwendigkeit eines Krieges " ; 
Völkischer Beobachter v. 31 . 7. 1921. 

16 Vgl. die Belege bei Schubert, a. a. O., S. 34; ferner z. B. VB v. 21 . 8. 1921, 16. 12. 
1922, 17. 1. 1923, 16. 2. 1923. 

17 Zum folgenden vgl. die Sitzungsprotokolle der DAP - Pol. Arbeiterzirkel vom 16., 22., 
30. 1.; 5. und 11. 2 . ; 12. und 24. 3.; 5. 4 . ; 13. 5. und 9. 9. 1919; Hauptarchiv der NSDAP, 
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Auffallend ist schon hier die enge Verknüpfung innen- und außenpolitischer Pro­

bleme. Aus den Gründungsrichtlinien18 geht hervor, daß die Parteigründer eines 

ihrer Hauptziele in der Bekämpfung marxistischer Ideen sahen, die als Waffe des 

Judentums im Kampf u m die Weltherrschaft interpretiert wurden19. I n diesen 

Vorstellungen zeigt sich der Einfluß der „Protokolle der Weisen von Zion", die 

über die Thule-Gesellschaft in der DAP Eingang gefunden haben20 und dort schon 

1919 bekannt gewesen sein dürften21. 

Ausgehend von den Behauptungen der „Protokolle" sahen die DAP-Führer 

Rußland und Deutschland nach den Revolutionen von 1917/18 als gemeinsame 

Opfer des weltumspannenden Umsturzplans des Judentums22 . Neben Harrer und 

Drexler glaubte auch Dietrich Eckart, der - ebenfalls über die Thule-Gesellschaft -

schon früh Verbindung zur DAP aufgenommen hatte und der wegen seines unbe­

streitbaren Einflusses auf Hitler hier erwähnt werden muß , an die Identität von 

Judentum und Bolschewismus. Bereits in einem der ersten Hefte seiner Zeitschrift 

„Auf gut deutsch" bezeichnete er den Bolschewismus als Mittel des Judentums zur 

Zertrümmerung der Welt23. 

Aufgrund dieser Prämissen mußte die DAP jede Annäherung zwischen Deutsch­

land und Sowjetrußland ablehnen. Neben dieser „ideologisch" bedingten Ableh­

nung machten jedoch machtpolitische Überlegungen und die noch lebendige Er­

innerung an die Niederlage im Westen ein Bündnis mit Rußland wünschenswert. 

England und Frankreich wurden als die Hauptfeinde Deutschlands bezeichnet; 

neben dem „historischen" Gegner Frankreich galt England als eigentlicher Nutz­

nießer der deutschen Niederlage, wobei es nicht zuletzt die in den Sitzungsberichten 

der DAP verzeichnete Forderung nach Kolonialbesitz gewesen sein dürfte, die den 

deutsch-englischen Gegensatz als unüberbrückbar erscheinen Heß. 

Die Kluft zwischen der ideologisch bestimmten Ausgangsbasis und machtpoliti­

schen Erwägungen suchte die DAP zu überbrücken, indem sie ihre Vorstellung, 

ein Zusammengehen mit Rußland sei nicht nur wünschenswert, sondern geschicht­

lich zwangsläufig24, auf ein nachbolschewistisches, „nationales" und „gesundes" 

Fasz. 76 (zit. Bach: NSDAP Hauptarchiv. Guide to the Hoover Institution Microfilm Collec-
tion, Stanford 1964). 

18 „Richtlinien der Deutschen Arbeiterpartei", in: F. Maier-Hartmann (Hrsg.), Doku­
mente zur Zeitgeschichte, München 1938, S. 85. 

19 Am 12. 3. 1919 verkündete Karl Harrer im Politischen Arbeiterzirkel, seit der französi­
schen Revolution erstrebten die Juden die „alljüdische Weltherrschaft". 

20 Zur Rolle der Thule-Gesellschaft auf der politischen Bühne Münchens und ihrer Be­
deutung für die DAP vgl. u. a. Schubert, a. a. O., S. 18ff. und G. Franz, Munich: Birthplace 
and Center of the National Socialist German Workers' Party, in : Journal of Modern History 29 
(1957), S. 319ff. 

21 Am 17.2.1920 wies Anton Drexler in einem Brief an einen nicht bekannten Empfänger auf 
die weltumstürzlerischen Pläne der „Weisen von Zion" hin; Hauptarchiv der NSDAP, Fasz. 76. 

22 Vgl. die Ausführungen Harrers über die Novemberrevolution in der Sitzung des Poli­
tischen Arbeiterzirkels vom 30. 1. 1919. 

23 „Auf gut deutsch" v. 7. 2. 1919; vgl. auch „Auf gut deutsch" v. 10. 1. 1919. 
24 So Dietrich Eckart in : „Auf gut deutsch" v. 20. 2. 1920. 



286 Wolfgang Horn 

Rußland bezog25. Obwohl die Überlieferung nur spärlich ist und solche Überle­

gungen und Zukunftsbilder kaum als „politische Konzeption" bezeichnet werden 

können, bleibt doch festzuhalten, daß die für den frühen Nationalsozialismus 

typische Beurteilung Rußlands und des Bolschewismus in ihren Grundzügen bereits 

festlag, ehe Hitler zum allein maßgeblichen Führer der NSDAP geworden war. 

Bis 1923 spielte die Agitation gegen das bolschewistische Rußland in den Nach­

richten und Leitartikeln des Völkischen Beobachters und in den Reden der Partei­

führer eine entscheidende Rolle, wobei aber immer wieder hervorgehoben wurde, 

daß der Kampf allein dem Bolschewismus als einer gleichsam überstaatlichen Er­

scheinungsform jüdischen Wesens und jüdischer Politik, nicht aber eigentlich 

Rußland gelten müsse. I m Gegenteil: die Idealvorstellungen von den möglichen 

deutsch-russischen Beziehungen vor dem Kriege, einem Bündnis zweier unbesieg­

barer „Nationalstaaten"26, wurde von der NSDAP auch nach 1919/20 unter be­

wußter Vernachlässigung aller in der Zwischenzeit eingetretenen Veränderungen 

der weltpolitischen Konstellation als Wunschbild in die Zukunft übertragen. Dabei 

stand die Überlegung im Vordergrund, daß es beiden Staaten gelingen müsse, den 

Bolschewismus abzuschütteln und auf der Basis eines „gesunden Nationalismus" zu 

einer neuen Zusammenarbeit zu gelangen. Voraussetzung dafür sei der Sieg des 

„völkischen Prinzips" in beiden Ländern27 . Analog zu ihren Vorstellungen von der 

„Wiedergesundung" Deutschlands gingen die Wortführer dieser Konzeption, vor 

allem Drexler, Eckart, Rosenberg und Scheubner-Richter, davon aus, daß der Sieg 

des „völkischen Gedankens" in Rußland, d.h. der Sturz des Bolschewismus durch 

„nationalrussische" Kräfte, nur von innen heraus, nicht aber durch eine Interven­

tion herbeigeführt werden könne28. Das „nationale" Deutschland dürfe jedoch 

nichts unversucht lassen, u m die russischen Antibolschewisten in ihrem Kampf zu 

unterstützen und diese künftigen Führer Rußlands für sich zu gewinnen. Zunächst 

aber komme es darauf an, alle Ansätze des Bolschewismus in Deutschland zu ver­

nichten und damit den russischen Nationalisten ein Beispiel zu geben29. 

Die völlig andere Blickrichtung in Hitlers bald nach dem Novemberputsch ge­

schriebenen Aufsatz legt die Frage nahe, welchen Stellenwert diese unreflektierten 

Zukunftsvisionen in der außenpolitischen Konzeption der frühen NSDAP und be­

sonders in der derjenigen Hitlers hatten. In diesem Zusammenhang muß die zeit­

weise sehr enge Verbindung zwischen der NSDAP und den russischen Emigranten 

betrachtet werden, wobei zu fragen ist, ob und welchen Einfluß diese Gruppen auf 

die außenpolitischen Vorstellungen der Partei gehabt haben. 

25 In der Sitzung am 11. 2. 1919 wurde Fühlung „mit einem gesunden Rußland wie über­
haupt östliche Orientierung" gefordert. Vgl. Kluke, a. a. O., S. 242. 

26 So Anton Drexler im VB v. 20. 10. 1923. 
27 Dr. Max Erwin v. Scheubner-Richter im VB v. 20. 10. 1923. 
28 Vgl. VB v. 1. 9. 1923: „Eine Aussicht auf die nationale Befreiung Rußlands bietet sich 

nicht durch eine internationale Intervention in Rußland, sie kann nur herbeigeführt werden 
durch die innere Gesundung des Volkes, das in offenem Kampf die dunklen Mächte des 
Bolschewismus stürzen wird." 

29 Vgl. z. B. „Auf gut deutsch" v. 20. 2. 1920 und VB v. 24. 12. 1921. 
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Die wenigen erhaltenen Zeugnisse, die über Hitlers politische Ansichten im Jahre 

1919 Auskunft geben30, machen deutlich, daß sich sein Konzept „zunächst in 

nichts von dem jener nationalistischen Heißsporne und wütenden Agitatoren, die 

gegen den Versailler Vertrag Sturm liefen"31, unterschied. Außenpolitische Kon­

sequenz dieses Denkens war die Feindschaft gegen England und Frankreich, die 

Forderung nach Wiederherstellung der alten Grenzen und Rückgabe der Kolonien32, 

kurz, der Traum von der Restauration großer deutscher Vergangenheit. 

Für die Ausbildung und Weiterentwicklung seiner außenpolitischen Ideen ist 

Hitlers antijüdischer Affekt zweifellos von Bedeutung gewesen. Unter diesem Ge­

sichtspunkt hat man zu zeigen versucht, daß, beginnend im Jahre 1920, bei Hitler 

„so etwas wie ein Umdenken in Fragen der Außenpolitik" stattgefunden habe, 

„ein Einbruch ideologischen Denkens in eine bis dahin rein machtpolitisch be­

stimmte Auffassung"33. Es ist sicher richtig, daß die antisemitisch-rassistische Kom­

ponente in Hitlers Denken seine machtpolitischen Überlegungen immer mehr 

durchsetzte und insofern „ideologisierte"; es wäre aber verfehlt, in einem solchen 

Prozeß ein „Umdenken" oder gar einen „Umschwung"34 zu erblicken. Der „Ideo­

logie" in Hitlers Konzeption einen Vorrang gegenüber der „Machtpolitik" einzu­

räumen, hieße die Akzente allzu einseitig zu setzen. Die Analyse von Hitlers poli­

tischen Vorstellungen in diesen Jahren zeigt vielmehr, daß „ideologische" Erwä­

gungen — sowohl in Fragen der inneren als auch der äußeren Politik — macht­

politische Ziele wohl verhüllen konnten, sie jedoch nie verdeckten oder gar ver­

drängten. 

Schubert, der die These von der „Ideologisierung" des außenpolitischen Denkens 

Hitlers als erster klar formuliert hat, entwickelt sie gerade an Hitlers Verhältnis zu 

Rußland und dem Bolschewismus. Er meint, das besondere Merkmal der „Anfangs­

phase" von Hitlers Antisemitismus sei darin zu erblicken, „daß er die Gefahr des 

Judentums nur in nationalen Dimensionen sah"35. Erst in den Monaten April und 

Mai 1920 habe er „entdeckt", daß auch die Bolschewisierung Rußlands vom inter­

nationalen jüdischen Großkapital betrieben worden sei. Schuberts Belege vermögen 

aber eine solche These nicht zu stützen. Es ist gezeigt worden, daß die DAP die 

„Protokolle der Weisen von Zion" schon 1919 in ihrer Agitation verwandte, und 

es gibt keinen Grund anzunehmen, Hitler habe erst im Frühjahr 1920 von ihnen 

erfahren. Auch aus Hitlers Brief vom 16. 9. 1919 läßt sich keinesfalls folgern, wie 

30 Vgl. vor allem die Dokumentationen von E. Deuerlein, Hitlers Eintritt in die Politik 
und die Reichswehr, in dieser Zeitschrift 7 (1959), S. 177ff. und R. Phelps, Hitler als Partei­
redner im Jahre 1920, in dieser Zeitschrift 11 (1963), S. 274ff. 

31 F. Dickmann, Machtwille und Ideologie in Hitlers außenpolitischen Zielsetzungen vor 
1933, in : Spiegel der Geschichte, Festgabe für Max Braubach zum 10. April 1964, hg. v. 
K. Repgen und St. Skalweit, Münster 1964, S. 915ff.; Zitat S. 935. 

32 Vgl. Schubert, a. a. O., S. 45ff. und Hitlers Rede v. 10. 12. 1919; Deuerlein, Hitlers 
Eintritt, S. 209. 

33 Dickmann, a. a. O., S. 934 Anm. 50. Dickmann folgt hier der Argumentation Schuberts. 
34 Dickmann, a. a. O., S. 934. 
35 Schubert, a. a. O., S. 17. 
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es Dickmann im Anschluß an Schubert tut , „vom Wirken [der Juden] bei anderen 

Nationen" sei damals noch nicht die Rede gewesen36; vielmehr unterstellt Hitler 

schon damals dem Judentum: „Sein Wirken wird in seinen Folgen zur Rassen­

tuberkulose der Völker. "37 Natürlich soll nicht bestritten werden, daß Hitler damals 

zu seinem Antisemitismus — was dessen Anwendbarkeit für die innen- und außen­

politische Agitation betraf— noch einiges „hinzulernen" muß te ; es wäre aber über­

spitzt, ihn in zwei substantiell verschiedene „Phasen" zu zergliedern38 und anzu­

nehmen, Hitlers Verhältnis zu Rußland sei nach 1920 primär oder ausschließlich 

von ideologischen Gesichtspunkten bestimmt worden. 

Die gemeinsame Subsumierung Englands und Frankreichs unter die absoluten 

Gegner Deutschlands zieht sich bis Ende 1922 wie ein roter Faden durch Hitlers 

außenpolitisches Denken. Der Gedanke an ein zukünftiges Bündnis mit England 

taucht in diesen Jahren noch nicht auf, dagegen hat Hitler seit 1920 ein Zusammen­

gehen mi t Italien befürwortet, vor allem, u m unter Ausnutzung französisch­

italienischer Gegensätze das System des Versailler Vertrages auszuhöhlen39. Schwie­

riger ist seine damalige Einstellung gegenüber Rußland zu beurteilen. Es deutet 

jedoch einiges darauf hin, daß er in diesen ersten Jahren mit der von anderen 

Nationalsozialisten propagierten Konzeption konform ging und ein Zusammen­

gehen mit einem „nationalen" Rußland für wünschenswert hielt. Diese Inter­

pretation legen einmal seine wiederholten Klagen über die verpaßten Möglich­

keiten eines deutsch-russischen Bündnisses vor dem Krieg nahe40, zum anderen 

lassen sich seine Äußerungen zum deutsch-russischen Verhältnis der Nachkriegs­

zeit durchaus in diesem Sinne verstehen. Wenn er im Sommer 1920 ein deutsch­

russisches Bündnis ablehnte41, so mit dem Hinweis darauf, ein solches Bündnis 

werde Deutschland in einen Krieg mit England und Frankreich verwickeln, dieser 

sei aber angesichts der Schwäche des gegenwärtigen, bolschewistischen Rußlands 

von vornherein aussichtslos. Auch mit seiner in der gleichen Zeit abgegebenen Er­

klärung: „Ein Bündnis mit Rußland kann nur zustande kommen, wenn das Juden­

tum abgesetzt wird"4 2 schloß er ein Bündnis mit einem „starken" Rußland keines­

wegs aus. 

Die Hoffnung auf ein neues, „starkes" Rußland, die Vision eines baldigen Zu­

sammenbruchs des bolschewistischen Systems, der den Weg für ein Bündnis mi t 

Rußland freimachen werde, waren in der NSDAP verbreitet43. Ihre Propagierung 

lief parallel zu der Schilderung bolschewistischer Greueltaten und den Berichten 

36 Dickmann, a. a. O., S. 935. 
37 Deuerlein, Hitlers Eintritt, S. 204. 
38 Schubert, a. a. O., S. 13. 
39 Vgl. W. W. Pese, Hitler und Italien 1920-1926, in dieser Zeitschrift 3 (1955), S. 113ff. 

und Schubert, a. a. O., S. 57. 
40 Vgl. die Belege bei Schubert, a. a. O., S. 33ff. 
4 1 In einer Rede am 1. 8. 1920 in Nürnberg, zitiert bei Pese, a. a. O., S. 113. 
42 Rede v. 2. 7. 1920; Phelps, Hitler als Parteiredner, S. 308. 
43 Vgl. z. B. VB T. 6. 3., 14. 4., 10. 6., 4. 8., 21 . 8. 1921; 14. 3. , 16. 3. und 28. 7. 1923 

und Schubert, a. a. O., S. 128. 
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über das Vernichtungswerk der Juden in Rußland, die bis 1923 in keiner Nummer 
des Völkischen Beobachters fehlten und als Rechtfertigung des Kampfes gegen die 
„jüdische", d.h. letztlich „bolschewistische" Novemberrepublik dienten und damit 
in erster Linie eine innenpolitische Funktion erfüllten. Es bedarf keiner Frage, daß 
die NSDAP die Rußlandpolitik der Reichsregierung scharf ablehnte, wobei sich 
in der Argumentation innen- und außenpolitische, ideologische und machtpoliti­
sche Überlegungen unentwirrbar durchdrangen. Alle Schritte von deutscher Seite, 
die Beziehungen zu Sowjetrußland zu normalisieren, wurden als systematische 
Schwächung des Reiches und als Etappen auf dem Wege zur vollständigen Bolsche-
wisierung Deutschlands gebrandmarkt, die jede spätere Zusammenarbeit des deut­
schen mit dem russischen Volke verhindern werde44. 

Für die Haltung der NSDAP gegenüber Rußland und dem Bolschewismus war 
zweifellos ihre zeitweise sehr enge Verbindung zu weißrussischen Emigranten­
kreisen bedeutsam. Der wichtigste Kontaktmann zu den Emigrantengruppen war 
der Baltendeutsche Max Erwin von Scheubner-Richter, der Hitler im Herbst 1920 
kennengelernt hatte und daraufhin der NSDAP beigetreten war. Neben seiner 
Verbindung zu den Emigranten waren es seine guten Beziehungen zu deutschen 
Bankiers und Industriellen, zu General Ludendorff und dem Münchener Polizei­
präsidenten Poehner, die ihn für Hitler zu einem wertvollen Mitarbeiter machten45. 
Bis 1922 liegt seine Tätigkeit für die NSDAP ziemlich im Dunkeln, erst im Krisen­
jahr 1923 ist er als enger Vertrauter Hitlers hervorgetreten. Als Politischer Be­
auftragter des Deutschen Kampfbundes hatte er entscheidenden Anteil an der Vor­
bereitung und Durchführung des Umsturzversuchs vom 8./9. November 192346. 
Die Frage, ob Scheubner-Richter als Repräsentant der Emigranten und politischer 
Berater Hitlers auch Einfluß auf dessen außenpolitische Konzeption gehabt hat, ist 
nicht eindeutig zu beantworten. Sicher war sein „ideologischer Einfluß " auf Hitler, 

44 Vgl. z. B. Phelps, Hitler als Parteiredner, S. 328; VB v. 15. 10. 1921. Besonders auf­
schlußreich ist die heftige Polemik gegen den Rapallovertrag: VB v. 19. 4. 1922, 22. 4. 
1922, 29. 4. 1922, 3. 5. 1922. Am 22. 4. schrieb Rosenberg, der Abschluß des Vertrages 
werde zur Folge haben, „daß [die Deutschen] es sind, auf welchen in den Augen des ganzen 
nationalen Rußland das Odium der Ausbeutung des russischen Volkes und der Verbrüderung 
mit dessen Henkern lasten wird". Daß auch dem „Parteiideologen" Rosenberg macht­
politisch bestimmte Überlegungen nicht fremd waren, zeigt seine Äußerung: „Wäre Deutsch­
land ein starker Staat, lebt in ihm ein gesundes, selbstbewußtes Volk, dann ließe es sich viel­
leicht noch verstehen, daß ein zeitweiliges Zusammengehen sogar mit Sowjetrußland in 
Erwägung gezogen werden könnte". A. Rosenberg, Pest in Rußland (1922), in : Schriften 
und Reden, Bd. 2, München 1943, S. 240. 

45 Die Bedeutung der russischen Emigranten für die Entwicklung der frühen NSDAP ist 
in der Literatur seit den Untersuchungen Konrad Heidens immer wieder hervorgehoben wor­
den, am ausführlichsten und materialreichsten jetzt in der Arbeit von W. Laqueur, Russia 
and Germany, A Century of conflict, London 1965, S. 50ff. Vgl. auch Laqueurs Vorstudie: 
Hitler and Russia 1919-1923, in : Survey Nr. 44/45, Okt. 1962, S. 89ff. 

46 Vgl. dazu u. a. die neueren Arbeiten von W. Maser, Die Frühgeschichte der NSDAP, 
Hitlers W e g bis 1924, Frankfurt und Bonn 1965; A. Werner, SA und NSDAP, Studien zur 
Geschichte der SA und der NSDAP 1920-1933, Diss. Erlangen 1964 und E . Deuerlein (Hrsg.), 
Der Hitlerputsch, Bayerische Dokumente zum 8./9. November 1923, Stuttgart 1962. 
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verglichen mit dem Rosenbergs, gering47; man wird aber annehmen dürfen, daß 

zwischen beiden eine grundsätzliche Übereinstimmung in der politischen Konzep­

tion bestand. In den ersten Jahren seiner politischen Tätigkeit in München48 ver­

suchte Scheubner-Richter, die zersplitterten und miteinander rivalisierenden russi­

schen Emigrantengruppen in einer einheitlichen politischen Organisation zusam­

menzufassen, u m gemeinsam mit deutschen antibolschewistischen Gruppen, ins­

besondere der NSDAP, in deren Führer er den „Propheten des völkischen Deutsch­

lands" sah, für ein neues Rußland zu kämpfen. Als der von ihm im Mai 1921 

organisierte Emigrantenkongreß in Bad Reichenhall nicht zu der erhofften Einigung 

geführt hatte, gründete Scheubner-Richter die deutsch-russische Gesellschaft „Auf­

bau — Wirtschaftspolitische Vereinigung für den Osten" und gab eine Zeitschrift 

gleichen Titels heraus. Darin und in seinen Artikeln im Völkischen Beobachter und 

anderen völkischen Blättern vertrat er als Sprecher der Emigranten Ansichten, wie 

sie den Nationalsozialisten in dieser Zeit geläufig waren. 

Er agitierte gegen Judentum und Bolschewismus, gegen die „Novemberrepublik" 

und ihre Politik gegenüber Sowjetrußland. Bedingung für das erwünschte deutsch­

russische Bündnis war auch für ihn die Ablösung der bolschewistischen Herrschaft 

durch eine „nationale" russische Regierung; Voraussetzung dafür sei, daß das 

russische Volk selbst seinen „inneren Feind" erkenne49. 

Die Verbindungen zwischen der NSDAP und den russischen Emigranten zeigen 

auch zahlreiche Artikel, mit denen russische Autoren seit 1921 im Völkischen Be­

obachter zu Wort kamen, und Versuche von nationalsozialistischer Seite, vermittelnd 

in die Auseinandersetzungen zwischen ukrainischen und großrussischen Gruppen 

einzuwirken50. 

Ob und inwieweit sich Hitler selbst die von den Emigranten entwickelte und in 

seiner Partei vertretene Konzeption eines zukünftigen Bündnisses zwischen Ruß­

land und Deutschland im Sinne eines außenpolitischen Programms zu eigen ge­

macht hat, oder ob sie für ihn wenig mehr als nur propagandistischen Wert für die 

Agitation gegen den „Bolschewismus" im eigenen Lande hatte, ist nach seinen oben 

zitierten Äußerungen nicht genau zu entscheiden. Immerhin schließen aber noch 

seine Ansichten aus dem Jahre 1921 die erste Interpretation keineswegs aus. In 

seiner Denkschrift „Deutschlands letzte Hoffnung"51 lehnte er ein Zusammen­

gehen mit Sowjetrußland, „das zum mindest machtpolitisch nu r mehr einen 

Krüppel darstellt gegenüber dem einstigen Zarenstaat", ab, betonte aber gleich­

zeitig kategorisch, man hätte vor und während des Krieges eine Verständigung mit 

Rußland suchen müssen, und zwar „nur mit Rußland und keinem anderen Staat." 

47 Vgl. Lacqeur, Russia and Germany, S. 68. 
48 Vgl. zum folgenden ebda, S. 64 f. 
49 Vgl. dazu die Belege bei Laqueur und VB v. 21 . , 22. und 23. 3. 1923; 17. 4. 1923, 

21 . 9. 1923, 20. 10. 1923 und Heimatland (München) y. 3. 3. 1923. 
50 Vgl. z. B. VB v. 29. 8. 1923 und R. Phelps, Dokumente aus der „Kampfzeit" der NSDAP -

1923, in: Deutsche Rundschau 84 (1958), S. 462ff. 
51 Hauptarchiv der NSDAP, Fasz. 46. 
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Aber auch ohne daß sich Hitler klar auf das Zukunftsprogramm der Emigranten 

festlegte, konnten diese ihn solange auf ihrer Seite glauben, als er ihren Affekt gegen 

die „jüdisch-angelsächsische" Politik teilte. Die schon erwähnte Wendung in Hit­

lers Verhältnis zu England ist nicht, wie bisher angenommen, erst Anfang 1923 

angesichts der englisch-französischen Differenzen während der Ruhrbesetzung52, 

sondern offenbar schon im Spätherbst des Jahres 1922 eingetreten. In einem Bericht 

des Reichskommissars für die Überwachung der öffentlichen Ordnung vom 1. De­

zember 1922 heißt es, Hitlers außenpolitisches Ziel sei der Anschluß Österreichs, 

Mittel dazu ein Bündnis mit England und dem faschistischen Italien, dessen Unter­

stützung durch den Verzicht auf Südtirol gewonnen werden müsse53. 

Es bleibt unklar, ob diese Vorstellung von einer Allianz mit England schon die 

von Hitler im Frühjahr 1924 klar ausgesprochene Frontstel lung gegen Rußland 

enthielt; sie widersprach jedenfalls der antienglischen Haltung der russischen Emi­

grantengruppen. Angesichts der schwindenden Bedeutung der Emigranten — den 

Einigungsbemühungen Scheubner-Richters war kein nennenswerter Erfolg be­

schieden und eine Befreiung Rußlands vom Bolschewismus schien in weite Ferne 

gerückt — war Hitler wohl kaum bereit, seine außenpolitischen Zielvorstellungen, 

die nunmehr ein Zusammengehen mit England wünschenswert machten, mi t ihnen 

abzustimmen. Zwar propagierte der Völkische Beobachter auch weiterhin ein 

hypothetisches deutsch-russisches Bündnis54; doch Hitler distanzierte sich - sicher 

nicht nur aus taktischen Gründen - öffentlich von einer Behauptung Arnold Rech­

bergs, der in einem Zeitungsartikel seine Besorgnis über die Verbindungen der 

NSDAP zu den russischen Emigranten zum Ausdruck gebracht und Scheubner-

Richter als außenpolitischen Berater der Partei bezeichnet hatte55. Er erklärte: 

„Es entspricht nicht den Tatsachen, daß Dr. von Scheubner-Richter, dessen Per­

sönlichkeit und Arbeit der Parteileitung natürlich bekannt ist und von ihr, ihrer 

antibolschewistischen Wirksamkeit wegen, geschätzt wird, außenpolitischer Bera­

ter unserer Partei ist. "56 In dieser Erklärung Hitlers wird man weniger eine Des­

avouierung Scheubner-Richters sehen dürfen, der bald darauf führend an der Seite 

Hitlers in Erscheinung trat, als vielmehr eine klare Willensäußerung, sich und die 

NSDAP nicht ausschließlich für Ziele und Politik der Emigranten einspannen zu 

lassen. 

Die bisherigen Überlegungen haben gezeigt, daß Hitlers Verhältnis zu Rußland 

bis 1923 nicht eindeutig zu erhellen ist. Aufgrund der überlieferten Zeugnisse darf 

angenommen werden, daß er die in seiner Partei verbreitete prorussische Ein­

stellung teilte; es ist aber bemerkenswert, daß er sich nicht in gleichem Maße wie 

einige seiner Anhänger für diese hypothetische Bündnismöglichkeit engagierte. 

52 Vgl. Schubert, a. a. O., S. 59. 
53 Bay. Hauptstaatsarchiv, Abt. II - Geheimes Staatsarchiv, MA 1943, 101243: RKoInl. 

Nr. 81 v. 1. 12. 1922. 
54 Vgl. z. B. VB v. 6. 12. 1922. 
55 Bay. Staatszeitung v. 28. 11. 1922. 
56 VB v. 6. 12. 1922. 
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Es muß also zunächst offenbleiben, ob seine dann im Frühjahr 1924 eindeutig 

formulierte Frontstellung gegen Rußland als wirklicher Bruch in seinem außen­

politischen Denken oder als Ergebnis einer nicht greifbaren, aber konsequenten 

Weiterentwicklung seiner Bündnisvorstellungen nach der einmal vollzogenen 

Änderung seiner Haltung gegenüber England anzusehen ist. Dieses Problem führt 

zu der Frage, ob und welche Ansätze raumpolitischen Denkens im Sinne der späteren 

Lebensraumideologie sich bis 1923 in der NSDAP und bei Hitler nachweisen lassen. 

Der Begriff „Lebensraum" taucht in der nationalsozialistischen Terminologie 

bis 1923 nicht auf. Die Verfasser des Parteiprogramms artikulierten bei der For­

mulierung des dritten Programmpunktes57 in erster Linie die schon 1919 in der 

DAP ständig erhobene Forderung nach Kolonialbesitz. Auch Hitler hat anfangs die 

Wegnahme der Kolonien als unersetzlichen Verlust bezeichnet58, doch umfaßte 

sein „Wille zur Expansion"59 offensichtlich mehr als nur die Forderung nach Rück­

gabe der Kolonien. Das Wie und Wo des Raumerwerbs blieben aber unbestimmt; 

die Teile seiner Reden, in denen er sich mit diesem Problem befaßte, gingen nicht 

wesentlich über ein Umformulieren des Parteiprogramms hinaus60. 

Rosenberg sah die Dinge etwas konkreter; in seiner Erläuterung des Partei­

programms schrieb er, die wichtigste Aufgabe deutscher Bodenpolitik sei zunächst 

die „Raumsicherung im heute polnisch-tschechischen Osten"61. Daß aber auch er 

noch weit von einer endgültigen und geschlossenen Konzeption entfernt war, zeigt 

die an gleicher Stelle ausgesprochene Erkenntnis, die weltpolitische Konstellation 

könne sich jederzeit ändern und Deutschland werde seine Bodenpolitik den jeweili-

gen Umständen anpassen müssen. Für die Gegenwart sah er wie Hitler die Haupt­

aufgabe darin, „den notwendigen Willen für die dritte grundsätzliche Forderung 

[des Parteiprogramms] nie einschlafen zu lassen." In der raumpolitischen Argu­

mentation spielten Bevölkerungszahlen eine große Rolle. Wenn dabei Rußland 

häufig genannt wurde62, so deshalb, weil sich am russischen Beispiel das „Miß­

verhältnis" zwischen Bodenfläche und Bevölkerungszahl am sinnfälligsten demon­

strieren ließ. 

Die in „Mein Kampf" ausgesprochene Überzeugung von der Minderwertigkeit 

der slawischen Rasse63, ein Kernstück der Lebensraumideologie, war dem Hitler 

der Jahre vor 1924 noch fremd. Lediglich Rosenberg artikulierte in einigen seiner 

57 „Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unseres Volkes und Ansied-
lung unseres Bevölkerungsüberschusses." 

58 Deuerlein, Hitlers Eintritt, S. 209. 
59 „Die Lebensbedingungen einer Nation werden letzten Endes nur gebessert durch den 

politischen Expansionswillen"; Rede v. 27. 4. 1923, in: E. Boepple, Adolf Hitlers Reden, 
München 1934, S. 61. 

60 Vgl. z. B. Boepple, S. 53. 
61 A. Rosenberg, Wesen, Grundsätze und Ziele der Nationalsozialistischen Deutschen 

Arbeiterpartei, München 1922, S. 16. 
62 Vgl. z.B. Phelps, Hitler als Parteiredner, S. 299f. und Rosenberg, Wesen, Grund­

sätze und Ziele der NSDAP, S. 16. 
63 Mein Kampf, S. 747. 
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frühen Schriften ein gewisses Ressentiment des Rußlanddeutschen gegenüber den 
Slawen64; für die frühe NSDAP waren solche Gedanken nicht repräsentativ. 

Andererseits legt aber die Tatsache, daß Hitler schon im Frühjahr 1924 eine mit 
„Mein Kampf" nahezu identische Konzeption kontinentaler Eroberungspolitik auf 
Kosten Rußlands formuliert hat, den Schluß nahe, daß er entscheidende Anre­
gungen für solche Vorstellungen schon vor Antritt seiner Festungshaft erhalten hat. 
Inwieweit alldeutsche Forderungen Hitler wirklich beeinflußt haben65, läßt sich nur 
vermuten. Die Forschung nimmt aber zu Recht an, daß er Gedanken der Geo-
politik, wenn auch grob verzerrt und mißverstanden, aufgenommen und in seine 
politischen Vorstellungen eingefügt hat. Den zahlreichen Berichten, die von Hitlers 
intensiver Beschäftigung mit geopolitischer Literatur während seiner Festungshaft 
sprechen, wird man Glauben schenken dürfen66. Durch seine Landsberger Lektüre 
hat er eine wesentliche Bereicherung seiner Ideen erfahren; Karl Lange hat dies 
an der Rezeption des Begriffs „Lebensraum" nachgewiesen. 

Es muß aber bezweifelt werden, daß Hitlers erste und entscheidende Begegnung 
mit geopolitischen Ideen wirklich erst in Landsberg stattgefunden hat. Karl Haus-
hofer, dessen Vermittlerrolle in der Forschung mit Recht betont wird, hat Hitler 
wahrscheinlich schon 1922 gut gekannt67, und man wird annehmen dürfen, daß 
Hitler schon in dieser Zeit, sei es durch Haushofer direkt oder über Rudolf Heß, 
zumindest in Ansätzen mit Vorstellungen der Geopolitik bekannt wurde. Es kommt 
hinzu, daß ein persönlicher Kontakt zwischen Haushofer und Hitler für die Lands­
berger Zeit nicht nachzuweisen ist68. 

Die hier angestellten Überlegungen haben gezeigt, daß der Hitler-Aufsatz vom 
Frühjahr 1924 Fragen aufwirft, auf die die Interpretation der bisher bekannten 
Quellen keine befriedigende Antwort zu geben vermag. Wenn man aber bedenkt, 

64 Vgl. z. B. Erste Aufzeichnungen, in: Schriften und Reden, Bd 1, S. 20, und seinen Auf­
satz „Russe und Deutscher", in : „Auf gut deutsch" v. 4. 4. 1919. 

65 Vgl. dazu A. Kruck, Geschichte des Alldeutschen Verbandes, Wiesbaden 1954, S. 192, 
und E. Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche, München 1963, S. 374. 

66 Vgl. dazu die Belege bei Lange, S. 430 f. 
67 R. Pechel, Deutscher Widerstand, Erlenbach-Zürich 1947, S. 277f., berichtet, er sei 

im Frühjahr 1922 in München mit Karl Haushofer zusammengetroffen, u m sich von ihm über 
Probleme und Fragestellungen der Geopolitik informieren zu lassen. Während der Unter­
haltung habe ihn Haushofer gefragt, „ob ich ein Interesse daran hätte, Adolf Hitler kennen­
zulernen". Nachdem Pechel zugestimmt hatte, „ließ Haushofer Rudolf Heß kommen, 
dem er ja bekanntlich sehr nahe stand, und durch Heß wurde für den nächsten Tag eine 
Zusammenkunft Hitlers mi t mir verabredet". Wie Pechel weiter berichtet, hatte Hitler 
damals „starke Sympathien für den europäischen Osten". 

68 Die beiden jüngsten Arbeiten, die sich mit dieser Frage beschäftigen, nehmen den Be­
such Haushofers bei Hitler an : K. Lange, S. 430f., stützt sich auf Aussagen Haushofers nach 
dem Krieg; W. Maser, Hitlers „Mein Kampf", München und Esslingen 1966, S. 152, über­
n immt eine schriftliche Auskunft von Ilse Heß. In der von der Direktion der Festungshaft­
anstalt Landsberg geführten Liste „Besuche für den Festungsgefangenen Adolf Hitler vom 
3. 4. 24-20. 10. 24" , Hauptarchiv der NSDAP, Fasz. 1632, ist Haushofer nicht genannt. 
Daß Haushofer anläßlich seiner Besuche bei Rudolf Heß auch mit Hitler gesprochen hat, 
ist natürlich nicht auszuschließen. 



294 Wolfgang Horn 

daß die erhaltenen Zeugnisse aus der Frühzeit der Partei Hitlers politische Vor­

stellungen im ganzen gesehen ziemlich lückenlos widerspiegeln, erscheint die 

Quellenlage in diesem Zusammenhang nur als sekundäres Problem. Hitlers Um­

denken in Fragen der Ost- und Raumpolitik wird man sich kaum als Bruch, als 

einen mehr oder weniger genau datierbaren, aber doch zu einem bestimmten Zeit­

punkt eingetretenen Umschwung vorstellen dürfen. Es Hegt vielmehr näher, von 

einem Denkprozeß zu sprechen, in dessen Verlauf Hitler Einflüsse und Anregungen 

verschiedenster Herkunft und Zielrichtung und die Erfahrungen der Tagespolitik 

mit seinen frühesten politischen Vorstellungen zu einem außenpolitischen Pro­

gramm verbunden hat. Jeder Versuch, diesen Prozeß im einzelnen zu verfolgen, 

läuft allzuleicht Gefahr, sich in bloßer Spekulation zu verlieren. Entscheidend ist, 

daß er im wesentlichen abgeschlossen war, als Hitler am 1. April 1924 seine Haft­

strafe antrat. 
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EIN ERLASS HIMMLERS ZUR BEKÄMPFUNG DER KORRUPTION IN DER 

INNEREN VERWALTUNG VOM DEZEMBER 1944 

D en nachstehend publizierten Aktenstücken zum Verbot der Verwandtenbe­
schäftigung im Bereich der inneren Verwaltung kommt vornehmlich episodische 

Bedeutung zu. Der Vorgang wurde durch einen Befehl Himmlers vom 1. Dezem­

ber 1944 (Dokument Nr. 2) ausgelöst und bricht mit der Übersendung eines Er­

laßentwurfs an die Feldkommandostelle vom 16. April 1945 ab1. Er gehört zu den 

wenigen Restakten, die sich in der Zentralstelle des Reichsministeriums des Innern 

erhalten haben und bis unmittelbar zu dem Zeitpunkt reichen, an dem die Stäbe 

des Staatssekretärs des Innern, Dr . Stuckart, und des Staatssekretärs für das Ge­

sundheitswesen, Dr. Conti, die von der völligen Einschließung bedrohte Reichs­

hauptstadt verließen. Die Aktenstücke zeigen, in welch starkem Umfang die Funk­

tionsfähigkeit des durch die Schaffung von Ausweichstellen in und vor allem außer­

halb Berlins dezentralisierten Ministeriums durch Kriegseinwirkungen, Verkehrs­

störungen und Erschwerung der Nachrichtenverbindungen beeinträchtigt wurde. 

Der hierdurch mitbedingten Schwerfälligkeit des Geschäftsgangs steht die Zähig­

keit gegenüber, mit der die Behörde auch unter schwierigsten äußeren Bedingun­

gen an den herkömmlichen Verfahrensformen - Einhaltung der Geschäftsvertei­

lung, des Prinzips der Mitzeichnung — festzuhalten bestrebt war. 

Bei der Betrachtung dieser Aktenstücke, die in der Handakte eines mit Fragen 

des Beamtenrechts befaßten Referenten der teilweise in Berlin verbliebenen Ab­

teilung I I I des Reichsministeriums des Innern den Umbruch von 1945 überdauert 

haben und wohl zu den Aktenresten gehören, die das Berliner Hauptarchiv im 

Keller des zerstörten Ministeriums aufgefunden hat, tritt die eigentümliche Un-

wirklichkeit hervor, die für die Tätigkeit der Zentralbehörden in den letzten 

Monaten des Krieges charakteristisch ist. Schon äußerlich drängt sich der Eindruck 

des Niedergangs auf. Nur die Feldkommandostelle des Reichsführers-SS verfügte 

noch über holzfreie, mit gedrucktem Kopf versehene Briefbögen. Das Ministerium 

behalf sich mit Umdruckpapier, benützte häufig, u m der Ersparnis willen, halbe 

Blätter, die mit der Hand auseinandergetrennt waren; handschriftliche Vermerke 

erfolgten, der Papierqualität wegen, überwiegend mit Bleistift. Der Vorgang ge­

langte nicht mehr in die Registratur. 

Weitaus befremdlicher ist, daß sich bis in den April 1945 hinein die räumlich 

getrennten Abteilungen II I (Personalien und Beamtentum) und IV (Kommunal­

abteilung) sowie das Büro des Staatssekretärs des Innern mit einer Frage beschäftigt 

haben, die angesichts der sich abzeichnenden Niederlage, der zunehmenden inneren 

1 Der Vorgang ist ungeordnet und lose in die Handakte „Grundsätze über die Ernennung 
der Beamten und die Beendigung des Beamtenverhältnisses" eingelegt und nicht mehr in 
die Registratur gelangt; Fundort: GStA Berlin-Dahlem, Rep. 320 Nr. 3245. 
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Zerrüttung des Reiches und der in weiten Bereichen nur noch provisorisch auf­

rechterhaltenen inneren Verwaltung schlechthin belanglos war. Zwei Faktoren 

mögen dabei zusammengewirkt haben: die Schwerkraft eines bürokratischen 

Apparats, der an der Fiktion einer funktionierenden Verwaltung festhielt, und die 

Terrorisierung, der die Ministerialbürokratie bis zuletzt ausgesetzt war und sie zu 

einem zwar widerwilligen, aber nach wie vor zuverlässigen Vollzugsorgan der An­

weisungen des Ministers auch dort machten, wo diese bereits jeder Realitätsgrundlage 

entbehrten. Die einmal eingefahrenen Befehlsstränge blieben wirksam. Zugleich 

aber wird deutlich, in welch starkem Maße die Eigenständigkeit und der politische 

Einfluß des Reichsministeriums des Innern ausgehöhlt waren. Unter Himmler 

sank es zu einer Apparatur neben anderen herab, welche dazu degradiert war, 

Befehle zu übermitteln, nicht aber Regierungsakte sachlich und juristisch vorzu­

bereiten. Es diente dazu, Eintagslaunen der herrschenden Satrapen zu befriedigen. 

Eben u m dies handelte es sich bei Himmlers eigenhändig unterzeichnetem „Be­

fehl" vom 1. Dezember 1944, der durch das Ministerbüro Staatssekretär Stuckart 

übersandt wurde (Dokument Nr. 1). Der Anstoß zu der Anweisung, die Beschäfti­

gung von Verwandten in der gleichen Dienststelle und in Gemeinden unter 300 000 

Einwohnern am gleichen Ort zu unterbinden, kam nicht von Himmler selbst, 

sondern von Hitler, dessen ständig waches Mißtrauen in die staatliche Bürokratie 

durch einen an sich bedeutungslosen Korruptionsfall in der Wehrmachtsverwaltung 

aktiviert worden war. Himmler, der wenig zuvor mit dem Gedanken gespielt hatte, 

Hitler auszuschalten, und dessen ehrgeizige Pläne ihn ohne Zweifel in ein Doppel­

spiel hineinrissen l a, erwies sich hier als sklavischer Vollstrecker von unartikuliert 

hingeworfenen Willensäußerungen des Diktators. Wie dieser lebte er in einer 

irrealen Vorstellungswelt, die keinerlei Beziehung zur grauenhaften Wirklichkeit 

des durch verschärften Bombenkrieg, das Eindringen alliierter Verbände und innere 

Auflösungserscheinungen zerrütteten Reiches mehr besaß2. Es trat die pedantische 

Ordnungshebe des Reichsführers hinzu, die ihn veranlaßte, seine Arbeitskraft mit 

Belanglosigkeiten zu verschwenden. Zugleich spielte Himmlers grundsätzliche Ab­

lehnung der Verwaltungsjuristen und sein unbegründetes Mißtrauen gegen das 

Beamtentum mit, beides Eigenschaften, die er mi t Hitler teilte. 

Die innere Unsicherheit, in der die nationalsozialistische Führungsgruppe mit 

Ausnahme des nicht zuletzt wegen seiner positiven Einstellung zur Verwaltung 

bei Hitler in Ungnade gefallenen Innenministers Frick3 dem überkommenden 

Behördenapaarat gegenüberstand, zeigt sich insbesondere an den wiederkehrenden 

Bemühungen, angeblich oder tatsächlich auftretenden Korruptionserscheinungen 
l a Vgl. Heinz Höhne, Der Orden unter dem Totenkopf, Die Geschichte der SS, Gütersloh 

1967, S. 497ff., 532, und A. Besgen, Der stille Befehl, Medizinalrat Kersten, Himmler und 
das Dritte Reich, München 1960, S. 83 f. 

2 Vgl. Joachim C. Fests Hinweis auf Himmlers „stupenden Mangel an Realitätssinn", Das 
Gesicht des Dritten Reiches, München 1963, S. 173; vgl. Helmut Heiber, Briefe an und von 
Himmler, Stuttgart 1968. 

3 Vgl. H. Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich (Schriftenreihe der Vjh. f. Zeitgesch. 
13), Stuttgart 1967, S. 89f. 
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entgegenzuwirken. Daß der Behördenorganisation im Dienstaufsichts- und im 

Disziplinarrecht ein wirksames Mittel zu Gebote stand, u m persönliche Bereiche­

rungen zu unterbinden, und daß Laufbahn- und Beförderungsrichtlinien auch 

den Sinn hatten, Protektionswesen und „Vetternwirtschaft" auszuschalten, entging 

ebenso ihrem Verständnis wie die maßgebende Bedeutung des tradierten Beamten­

ethos, das vor allem dazu beitrug, daß die Beamtenschaft im ganzen von der im 

Dritten Reich grassierenden und von höchster Stelle immer wieder beförderten 

Korruption unberührt blieb. Es stand in groteskem Widerspruch zu den korrum­

pierenden Maßnahmen des Regimes, etwa den üblich werdenden Dotationen für 

„verdiente" Politiker, Minister und Generäle, wenn man andererseits möglichen 

Korruptionserscheinungen durch Präventivmaßnahmen Herr zu werden versuchte, 

die im Grunde nichts als einen amtlichen Niederschlag des massiven Mißtrauens 

darstellten, welches in einem politischen System, das alle rechtsstaatlichen Grund­

lagen beseitigt und seine innere Glaubwürdigkeit eingebüßt hatte, alle Bereiche 

des öffentlichen Lebens vergiften mußte . 

Himmlers Befehl vom 1. Dezember 1944 trieb das Prinzip der präventiven Unter­

bindung von Korruption auf die Spitze. I hm ging eine fast gleichlautende Anwei­

sung an die SS-Dienststellen einschließlich Ordnungspolizei, Sicherheitspolizei und 

Waffen-SS sowie die Wehrmachtsverwaltung parallel4. Dem Wortlaut nach durften 

Verwandte nicht in derselben Behörde beschäftigt werden . Da der ausdrücklich 

erläuterte Verwandtenbegriff sämtliche Verwandtschaftsgrade bis hin zur Schwipp­

schwagerschaft umfaßte und die Anordnung nicht nur für Beamte, sondern alle 

Beschäftigten des öffentlichen Dienstes Gültigkeit besitzen sollte, wäre jede Be­

hörde bis hinunter zu den Bürgermeisterämtern davon betroffen worden. Abgesehen 

von dem Verwaltungsaufwand, den die Feststellung der so weit gezogenen Ver­

wandtschaftsverhältnisse erforderlich gemacht hätte, war eine solche Maßnahme 

- zumal unter den Bedingungen der Jahreswende 1944/45 - schlechthin undurch­

führbar5. Die darüber noch hinausgehende Forderung des Reichsführers, daß Ver­

wandte in Städten unter 300000 Einwohnern nicht einmal am gleichen Ort be­

schäftigt werden dürften, war nachgerade absurd und zeugt von der Gedankenlosig­

keit, mit der der Befehl, ohne nähere Prüfung der Verhältnisse in der inneren Ver­

waltung, ad hoc erlassen wurde. 

Für den Regierungsstil des dem Untergang entgegengehenden Drit ten Reiches 

ist der Befehl außerordentlich bezeichnend. Der Passus, daß die „Leiter der Dienst­

stellen und der Ämter" persönlich für die Durchführung des in einer Frist von vier 

4 Rundschreiben des Reichsführers-SS an alle Hauptamtschefs, Amtschefs, Höheren SS-
und Polizeiführer, Befehlshaber der Ordnungspolizei, Polizeipräsidenten, Befehlshaber der 
Sicherheitspolizei, Befehlshaber der Waffen-SS vom 1. 12. 1944 (BA R 19/68). Ich verdanke 
Herrn Oberarchivrat Dr. Boberach vom Bundesarchiv die Kenntnis dieses und der nachfol­
gend zitierten Stücke aus dem Hauptamt Ordnungspolizei und Aktensplittern der Staatspolizei­
stelle Kiel und auch sonst wertvolle Hinweise. 

5 Vgl. das unten, S. 299 f. zitierte Schreiben des Generals der Polizei und Chef der OP an 
den Reichsführer-SS vom 24. 1. 1945, in dem unter anderem auf die Wohnungsprobleme, 
die Personallage und die psychologische Situation hingewiesen wird. 
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Wochen zu vollziehenden Befehls verantwortlich seien, enthält die auch bei Armee­

befehlen Himmlers6 sichtbare Tendenz, durch die Ausschaltung aller Mittelinstan­

zen den Verwaltungsapparat zu atomisieren und an die Stelle eines gestuften 

Systems der Zuständigkeiten ein System unmittelbarer Verpflichtung jedes ein­

zelnen „Gefolgsmannes" zu setzen7. Daß der Durchführung der Anweisung beam­

tenrechtliche Garantien entgegenstanden und die mit ihr verbundene Notwen­

digkeit umfangreicher Versetzungen unbillige Härten mi t sich bringen mußte , 

kam Himmler ebensowenig zum Bewußtsein wie die Tatsache, daß die vielfach 

angesichts des zunehmenden Personalmangels und der Kriegseinwirkungen nur 

noch provisorisch aufrechterhaltene Verwaltung dadurch in ihrer Funktionsfähig­

keit entscheidend beeinträchtigt worden wäre. 

Ebenso bezeichnend war die Übertragung der Kommandostruktur der SS, die 

Hans Buchheim mit Recht als „den Prototyp einer nicht-normativen Exekutive" 

bezeichnet hat8, auf die innere Verwaltung. Die mit der sachlichen Überprüfung 

des Befehls befaßten Abteilungen I I I und IV waren mi t guten Gründen bestrebt, 

Himmlers Befehl in die Form eines verwaltungsüblichen Erlasses zu kleiden und 

die darin enthaltene Sanktionsdrohung abzuschwächen. Gleichwohl glaubte Staats­

sekretär Stuckart noch in der zweiten Märzhälfte, seine Beamten desavouieren und 

Himmlers Wünschen entsprechen zu müssen, indem er an dem Erlaßentwurf der 

Abt. I I I (Dokument Nr. 9) monierte, daß dieser „auch sprachlich nicht den Ge­

pflogenheiten des Reichsführers entspreche" (Dokument Nr. 12), und die ursprüng­

liche Fassung: „Ich verbiete . . . " leicht abgewandelt wiederherstellen ließ. Gewiß 

war dafür auch die Überlegung maßgebend, die Abschwächung des ursprünglichen 

Befehls durch Beibehaltung der sprachlichen Form weniger hervortreten zu lassen. 

Typisch daran ist, daß die Ministerialbürokratie zu dem Mittel griff, durch äußere 

Anpassung an die Terminologie der Herrschenden abweichende Sachentscheidun­

gen zu verschleiern. 

Was den Inhalt des in Frage stehenden Befehls anging, waren sich alle Beteilig­

ten darüber klar, daß er gänzlich undurchführbar war. Sofortige Gegenvorstellun­

gen des Leiters des Ministerbüros bei der Feldkommandostelle bei SS-Standarten­

führer Dr. Brandt, dem persönlichen Adjutanten Himmlers, blieben jedoch erfolg­

los (Dokument Nr. 3). Der mi t der Sache befaßte Referent der Abteilung I I I , 

Ministerialrat Dr. Molsen, schaltete am 9. Dezember die Kommunalabteilung ein 

(Dokument Nr. 4) und übersandte auf Aufforderung des Ministerbüros (Doku-

6 Vgl. H. Fraenkel u. R. Manvell, Himmler, Kleinbürger und Massenmörder, Berlin 1965, 
S. 209 (Befehl vom 12. April 1945). 

' Ein von Himmler gezeichnetes Schreiben aus der Feldkommandostelle vom 20.12.1944 an 
die Hauptamtschefs und Höheren SS- und Polizeiführer bedrohte die einzelnen Vorgesetzten bei 
Nichtbefolgung des Befehls mit Degradierung und Ausstoßung aus der SS: „Für Kommandeure 
bedeutet eine unvollständige Befolgung des Befehls Rangverlust und Einsatz bei einer Be-
währungseinheit bis Kriegsende, durch den allenfalls eine schlichte Entlassung aus der SS 
verdient werden kann" (BA R 19/68). 

8 H. Buchheim, Befehl und Gehorsam, in: Anatomie des SS-Staates, Bd. I, Ölten u. 
Freiburg 1965, S. 261. 
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ment Nr. 5) am 23. Dezember die bisher vorliegenden Runderlasse des Reichs­

ministers des Innern zur Frage der Verwandtenbeschäftigung im öffentlichen 

Dienst (Dokument Nr. 6). Die angezogenen Erlasse vom 4. 1. und 15. 7. 19439 

gingen ebenfalls auf eine Willensäußerung Hitlers zurück und untersagten „die 

Beschäftigung naher Verwandter von Behördenleitern in deren eigenem Arbeits­

bereich ausnahmslos", ließen jedoch Ausnahmen für kleine Dienststellen zu. Die 

Absicht der Abteilung III , durch Hinweis auf die mangelnde Abstimmung des 

Befehls des Reichsführers-SS mit den bisherigen Vorschriften die Sache auf die 

lange Bank zu schieben, wurde durch den Umstand unterstützt, daß das Schreiben 

vom 23. Dezember den Adressaten nicht erreichte. Auf Grund telephonischer 

Mahnung des Ministerbüros übersandte Molsen am 13. Januar (Dokument Nr. 8) 

erneut die erwähnten Runderlasse und fügte den ihnen zugrunde liegenden 

Schriftwechsel der Reichskanzlei mit dem Reichsministerium des Innern hinzu10. 

Fast gleichzeitig ging die Stellungnahme der Abteilung IV (Dokument Nr. 7) ein, 

die den Befehl Himmlers einer scharfen Kritik unterzog und ihn mit dem Hinweis 

darauf, daß Vorschriften dieser Art für die gesamte Verwaltung erlassen werden 

müßten, und der Forderung, daß die Frage Hitler erneut vorgetragen werden 

müsse, abzuwürgen versuchte. 

Zugleich erhoben sich auch innerhalb der SS Bedenken gegen die Durchfüh­

rung des Befehls. SS-Gruppenführer Stroop verlangte in einem persönlichen Schrei­

ben an Himmler am 16. 1. 1945 zumindest Ausnahmen für den Bereich seiner 

Verwaltung, nachdem ein von dem Reichsführer gezeichnetes Schreiben vom 

20. 12. 1944 Frist zur Durchführung des Befehls bis zum 30. 1. 1945 gestellt und 

eine Nichtbefolgung mit scharfen Sanktionen bedroht hatte11 . Himmler befaßte sich 

sofort persönlich mit der Angelegenheit und entschied in den vorgelegten Personal­

fällen; Brandt antwortete bereits am 17. 1. 1945 fernschriftlich. Am 25. Januar 

ging dieser Briefwechsel durch Fernschreiben allen Hauptamtschefs und Höheren 

SS- und Polizeiführern als Auslegung des Befehls zu12. Am 19. Januar fand eine 

Besprechung des Hauptamts Ordnungspolizei über die Durchführung des Befehls 

statt. Es wurde festgestellt, daß er für alle Beschäftigten einschließlich ehrenamt­

licher Kräfte Gültigkeit habe. Auf Kündigungsfristen, heißt es in der erhaltenen 

Niederschrift13, sei keinesfalls Rücksicht zu nehmen. Gleichwohl sah sich der Chef 

9 MBliV 1943, S. 39 u. S. 1162. 
10 Nicht in Rep. 320 Nr. 3245. Es handelt sich wohl um die Schreiben von Lammers an 

das RMdl, in denen die Notwendigkeit der erwähnten Erlasse motiviert wurde. 
11 Siehe Anm. 7. 
12 Stroop trug u. a. den Fall von zwei Schwestern vor, von denen die eine beim SS-Ober­

abschnitt Wiesbaden, die andere beim RKF beschäftigt war. Himmler verfügte in diesem 
Falle, beide könnten in ihren bisherigen Dienstverhältnissen bleiben, „solange wir Metz noch 
nicht wiedererobert haben. Ist dies geschehen, müßte eine der beiden nach Metz versetzt 
werden" (!). Der Vorgang wurde abschriftlich den Amtsgruppenleitern im Hauptamt Ord­
nungspolizei am 29. 1. 1945 zur Kenntnis gebracht (BA R 19/68). 

13 BA R 19/68. Die Niederschrift, der Wünnenberg zustimmte, diente zugleich zur „Aus-
kunftserteilung für den Hausgebrauch". 
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der OP, General der Polizei Wünnenberg, veranlaßt, seinerseits in einem persön­

lichen Schreiben an den Reichsführer-SS vom 24. 1. 1945 auf die praktische Un-

durchführbarkeit des Befehls hinzuweisen und darauf aufmerksam zu machen, 

welche „stimmungsmäßige Belastung gerade in diesen Tagen" die Durchführung 

des Befehls mit sich bringen werde14. Es läßt sich nicht erkennen, ob diese Inter­

vention Erfolg hatte. Wohl aber erreichte es Kaltenbrunner auf persönlichen Vor­

trag bei Himmler hin, daß der Befehl insoweit abgemildert wurde, daß er „auf 

Kriegsdauer nur in beschränktem Umfang anzuwenden" sei. Der Befehl sollte 

grundsätzlich auch für Sicherheitspolizei und SD Gültigkeit behalten, jedoch konn­

ten Dienstverhältnisse, die auf Grund des Reichsführer-Befehls hätten aufgelöst 

werden müssen, für die Zeit des Krieges bestehen bleiben15. 

Aus alldem geht hervor, daß sich Himmler jedenfalls bis Ende Januar und ver­

mutlich bis in den März hinein u m die Durchführung des sachlich und politisch 

fragwürdigen Befehls gekümmert hat. Die Starrheit, mit der Himmler daran fest­

hielt, erklärt, warum Staatssekretär Stuckart die Bedenken der Abteilungen II I 

und IV beseiteschob und auf der Durchführung des Erlasses bestand. Molsens Ent­

wurf eines Schreibens an die Feldkommandostelle vom 18. Januar 1945 (Dokument 

Nr. 9), das weisungsgemäß16 durch die Hand des Staatssekretärs des Innern gehen 

mußte , da die Abteilung nicht direkt mit der Feldkommandostelle verkehren durf­

te, wurde von Stuckart verworfen. Der Staatssekretär hielt das Schreiben der Ab­

teilung I I I an und verlangte einen „positiven Vorschlag", der Himmlers Wünschen 

mehr entgegenkam. Darauf blieb der Vorgang zunächst liegen. Aber am 7. März 

1945 (Dokument Nr. 10) kam das Ministerbüros erneut auf die Angelegenheit zurück 

und verlangte die Vorlage des Erlaßentwurfs. Pflichtgemäß legte Molsen am 

14. März einen neuen Entwurf (Dokument Nr. 11) vor, der entgegen dem Wider­

spruch der Sachbearbeiter den Verwandtschaftsbegriff in seiner weitesten Form 

wieder enthielt. Gleichwohl war Stuckart nicht einverstanden und skizzierte münd­

lich einen neuen Entwurf, der die Absicht Himmlers, die Behördenleiter persön­

lich verantwortlich zu machen, in abgeschwächter Form aufnahm und „den sprach­

lichen Gepflogenheiten des Reichsführers" mehr entsprach (Dokument Nr. 12). 

Die von der Abteilung II I am 27. März vorgelegte endgültige Fassung des Schrei­

bens wurde am 5. April von Stuckart, der an dem vorgelegten Text umfangreiche 

Kürzungen vornahm, ausgefertigt und ging am 16. April 1945 durch Kurier an die 

Feldkommandostelle (Dokument Nr. 13). 

14 Ebenda. Wünnenberg wandte sich vor allem dagegen, daß der Befehl alle Beschäftigten, 
einschließlich dienstverpflichteter Ostarbeiter umfasse. Übrigens wurde der Befehl vom 
1. 12. 1944 erst am 13. 1. 1945 an die Befehlshaber der OP weitergegeben (Fernschreiben 
vom 13. 1. 1945) mit der Maßgabe, die Durchführung bis zum 28. 1. anzuzeigen. 

15 Telegramme des CdS. u. d. SD an alle Dienststellen der Sicherheitspolizei und des 
SD vom 31. 1. 1945, abschriftlich im Rundschreiben der Staatspolizeistelle Kiel an die nach­
geordneten Behörden vom 4. Februar 1945 (BA RG 1010/173-e-10-12/123). 

16 Vgl. die Arbeit von Jürgen Huck, Dienststellen des Reichsministeriums des Innern 1943 
bis 1945 unter besonderer Berücksichtigung des Ausweichstellen, Marburg 1954 (ungedruckt), 
BA Koblenz, S. 11. 
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Man fragt sich bei alldem, ob der Staatssekretär des Reichsministeriums des 

Innern Anfang April 1945 nichts Besseres zu tun hatte, als sich mi t in der Sache 

bereits überholten Details zu befassen. Von routinemäßiger Erledigung konnte da­

mals nicht die Rede sein. Infolge der schweren Beschädigungen der Dienstgebäude 

des Reichsministeriums vom 23 . November 1943, vom 16. Februar und 7. Mai 1944 

und der ständigen Luftangriffe auf Berlin war ein geregelter Geschäftsgang nur 

unter größten Schwierigkeiten möglich. Die beteiligten Abteilungen I I I und IV waren 

in der Reichsverwaltungsschule in Pirna untergebracht, die als Ausweichstelle des 

Ministeriums bis zum 21 . April 1945 bestand17. Nach der Schaffung der Dienststellen 

Querfurt und Leuchtenburg im Februar und März 1945 blieben nur noch die 

Büros der Staatssekretäre des Innern und des Gesundheitswesens in Berlin zurück. 

Diese Reststäbe verließen Berlin am 18. und 21 . April 194518. Die Postverbindung 

wurde durch Kuriere besorgt. Angesichts dieser räumlichen Dezentralisierung und 

der zunehmenden Störung der Verkehrsverbindungen und des Telephonnetzes ar­

beiteten die beteiligten Abteilungen relativ rasch, zumal Stuckart offensichtlich auf 

beschleunigte Erledigung drängte19. 

Seit der Ernennung Himmlers zum Reichsminister des Innern „mit Wirkung 

vom 26. August 1943" war das Ministerbüro der Feldkommandostelle angeglie­

dert. Diese befand sich seit dem Herbst 1944 in der Nähe von Hohenlychen (Kreis 

Templin) in der Mark Brandenburg. Nachdem Himmler am 2. Dezember 1944 

den Oberbefehl über die neugebildete Heeresgruppe „Oberrhein" übernommen 

hatte, befand sich die Feldkommandostelle bzw. sein Hauptquartier in der Nähe 

von Triberg; das Ministerbüro verblieb in Hohenlychen20. Da Vorlagen an den 

Reichsführer nicht an das Ministerbüro, sondern durch die Hand des Staatssekretärs 

unmittelbar an Himmler gerichtet werden mußten, ergab sich eine zusätzliche 

Aufspaltung des Geschäftsgangs. Die Verbindung zwischen Feldkommandostelle 

und Ministerbüro wurde durch Dr. Brandt wahrgenommen, der im Frühjahr 

zwischen beiden Dienststellen hin- und hergependelt zu sein scheint. Nachdem 

Himmler den Oberbefehl über die Heeresgruppe „Weichsel" übernommen hatte, 

befand sich sein Hauptquartier zunächst in Deutsch-Krone, dann bei Krössinsee, 

vom 13. bis 22. April 1945 in Schloß Wustrow bei Neuruppin, darauf noch einige 

Tage in Hohenlychen21. 

Es ist unwahrscheinlich, daß die am 16. April hinausgehende Vorlage Himmler 

noch zur Kenntnis gelangte, der am 17. April in Berlin mit SS-Obergruppenführer 

17 Der genaue Standort der einzelnen Teile der Dienststellen hat sich bislang nicht feststellen 
lassen. Das federführende Referat der Abt. I I I ( l a : Allgemeine personelle Angelegenheiten) 
hat sich Anfang März im Dienstgebäude „Unter den Linden" befunden, wie aus dem Akten­
zeichen des Dok. Nr. 10 hervorgeht. Die hier abgedruckten Vorgänge entstammen daher 
wohl der Abt. I I I 1. 

18 Huck, a. a. O., S. 52f. Der „Arbeitsstab Nord" ging zunächst nach Eutin, dann nach 
Flensburg. 

19 Vgl. Dokument Nr. 13. 
20 Huck, a. a. O., S. 8 f. 
21 Ebd., S. 12. 
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Wolff verhandelte, sich am 19. und 20. April ebenfalls in Berlin aufhielt, u m am 

Geburtstagsempfang im Führerbunker teilzunehmen, und am 21 . April mit Nor­

bert Masur, dem Vertreter des Jüdischen Weltkongresses, anderntags mit dem 

Grafen Bernadotte zusammentraf22. Am gleichen Tage verließ Staatssekretär 

Stuckart mit den Resten des Ministeriums das von russischer Umklammerung be­

drohte Berlin. Weite Teile des Reichsgebiets befanden sich in alliierter Hand. 

Schon vorher war das Reichsministerium des Innern vornehmlich mit der Schaf­

fung bzw. Verlegung von Ausweichstellen, Sicherung der Akten und organisatori­

schen Fragen beschäftigt. U m so bemerkenswerter ist es, daß die Autorität Himmlers 

noch immer so groß war, daß die zuständigen Beamten es nicht wagten, den Er­

laßentwurf zum Verbot der Verwandtenbeschäftigung einfach auf sich beruhen 

zu lassen. 

Die Episode deutet auf die weit fortgeschrittene Aushöhlung des Einflusses der 

hohen Ministerialbürokratie hin. Sie spiegelt zugleich die Sinnlosigkeit des Ge­

schehens der letzten Kriegsmonate auf der Ebene der immer schwerfälliger funk­

tionierenden inneren Verwaltung. Bis zuletzt harrte die Ministerialbürokratie, 

halb in Opposition, halb in Willfährigkeit aus, u m die Befehle Hitlers und seiner 

Satrapen in die Sprache einer „gesetzmäßigen" Verwaltung umzusetzen, durch 

Abmilderung deren Durchführbarkeit möglich zu machen und damit letzten Endes 

ihre eigene, fragwürdig gewordene Existenz zu rechtfertigen. Hans Mommsen 

Dokument 1 

Übersendungsschreiben des Ministerbüros an Staatssekretär Dr. Stuckart, Reichs­
ministerium des Innern vom 3. Dezember 1944 

Ausfertigung. 

Obergruppenführer! 
Anliegend übersende ich Ihnen einen Befehl des Reichsführer-SS mit der Bitte, ihn 
an die im Verteiler genannten Stellen weitergeben zu lassen. 

Heil Hitler! 
1 Anlage gez. R. Brandt 

SS-Standartenführer 

Dokument 2 

Befehl des Reichsführers-SS und Reichsministers des Innern vom 1. Dezember 1944 

Ausfertigung. Anlage zu Dokument 1. 

Der Reichsführer-SS Feldkommandostelle, den 1. 12. 1944 
Reichsminister des Innern 

An alle Reichsstatthalter 
alle Oberpräsidenten 

22 Höhne, a. a. O., S. 529f.; H. R. Trevor-Roper, Hitlers letzte Tage, Zürich 1946, S. 100ff.; 
Besgen, a. a. O., S. 51. Walter Schellenberg, Memoiren, Köln 1956, S. 359f. 
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alle Regierungspräsidenten 
alle Landeshauptleute 
alle Landräte 
alle Oberbürgermeister 

Ein Einzelfall, in welchem in einem höheren Stab des Heimatheeres ein Ehepaar in 
der gleichen Dienststelle beschäftigt war und in schwerster Weise durch Devisen­
vergehen und Schiebergeschäfte straffällig wurde, gibt mir Veranlassung zu folgen­
dem, auch für den Sektor des Innenministeriums1 geltenden, Befehl: 
Ich verbiete die gleichzeitige Beschäftigung von Verwandten in derselben Dienststelle 
und Behörden und in Städten von weniger als 300000 Einwohnern am gleichen Ort. 
Als Verwandte gelten: 
Vater, Mutter, Söhne, Töchter, Brüder, Schwestern, Ehefrauen, Bräute, Schwager, 
Schwägerin, Vettern, Basen, Brüder und Schwestern von Verschwägerten (sog. 
Schwippschwagerschaft). 
Dienstverwendungen, die diesem Befehl entgegenstehen, sind innerhalb der nächsten 
4 Wochen durch Versetzungen zu ändern. Die Leiter der Dienststellen und Ämter 
sind persönlich für die Durchführung dieses Befehls verantwortlich. 
In Großstädten über 300 000 Einwohnern hat die Versetzung in eine völlig getrennte, 
möglichst nicht im gleichen Gebäude untergebrachte Dienststelle zu erfolgen2. 

(hdschr. gez.) H. Himmler 

Dokument 3 

Vermerk von Ministerialrat Dr. Bode (Ministerbüro) für Staatssekretär Stuckart vom 
3. Dezember 1944 

Ausfertigung. 

Vermerk für SS-Obergruppenführer Staatssekretär Dr. Stuckart. 

SS-Standartenführer Dr. Brandt gab mir heute die anliegende Anweisung des Reichs-
führers-SS mit der Bitte, sie Ihnen zuzuleiten. 
So wie ich SS-Standartenführer Dr. Brandt verstanden habe, bezieht sich die gleich­
zeitige Beschäftigung von Verwandten im Absatz 2 auch in dem zweiten halben Satz 
„und in Städten von weniger als 300 000 Einwohnern am gleichen Ort" auf eine 
Beschäftigung in der gleichen Verwaltung. 
Ich habe außerdem SS-Standartenführer Dr. Brandt darauf aufmerksam gemacht, 
daß bereits Anordnungen des Führers über die Beschäftigung naher Verwandten 
vorliegen. Er meinte daraufhin, daß in dem Runderlaß an die nachgeordneten Be­
hörden hierauf hingewiesen und die Anweisung des Reichsführer-SS mit den früheren 
Erlassen abgestimmt werden müßte. 
Ich darf deshalb anheimstellen, zu veranlassen, daß der Entwurf des Runderlasses 
an die nachgeordneten Behörden dem RFSS zur Kenntnis nochmals vorgelegt wird. 

gez. Dr. Bode 
Anlagen3 

1 Vgl. oben S. 297, Anm. 4. 
2 Der letzte Absatz ist nachträglich in das Schreiben eingefügt. 
3 Eingang mit Nr. 1 und 2 am 5. 12. 1944, Az. lila S372J44-68S0. Abgez. von Stuckart 

(6. 12.) und Sachbearbeitern. Vermerk von MinRat Molsen: „erl. 9. 12.". 
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Dokument 4 

Schreiben der Abteilung III an die Abteilung IV im Reichsministerium des Innern 
vom 9. Dezember 1944* 

Konzept. Az.: IIIa S372I44-68S0. 

Betr.: Beschäftigung von Verwandten und Verschwägerten in derselben Dienststelle. 

In der Anlage übersende ich die Abschrift eines Befehlsentwurfs des Reichsführers-SS 
vom 1. ds. Mts. mit der Bitte um baldige Stellungnahme. 
Auf die Runderlasse vom 4. 1. 1943 (MBliV. S. 39) und vom 15. 7. 1943 (MBliV. 
S. 1162), sowie auf die Besprechung mit dem Unterzeichneten nehme ich Bezug. 

I. A. M(olsen) 

Dokument 5 

Schreiben von Ministerialrat Dr. Bode (Ministerbüro) an Ministerialrat Dr. Molsen 
(Abt. III) im Reichsministerium des Innern vom 20. Dezember 1944. 

Ausfertigung. 

Betrifft: Verwandtenbeschäftigung. 

Hauptsturmführer Berg hat mich um einen Abdruck des Führererlasses nebst Durch­
führungsbestimmungen wegen Beschäftigung von Verwandten gebeten. Ich wäre 
Ihnen für Übersendung dankbar. 
Feldkommandostelle, den 20. Dezember 19445 gez. Bode' 

Dokument 6 

Persönliches Schreiben von Ministerialrat Dr. Molsen an Ministerialrat Dr. Bode 
vom 23. Dezember 1944 

Durchschlag als Konzept7. 

Lieber Herr Bode! 
Auf Ihr Schreiben vom 20. ds. Mts. übersende ich anbei Abdrucke der Erlasse zur 
Beschäftigung naher Verwandter von Behördenleitern vom 4. 1. und 15. 7. 19438. 
Ich wünsche Ihnen angenehme Festtage und bleibe mit Heil Hitler! 

Ihr gez. M(olsen) 

Dokument 7 

Stellungnahme der Abteilung IV vom 12. Januar 1945 

Ausfertigung, z. Hd. von Ministerialrat Molsen, Abt. III. Az.: Wa 1.191.44 

Betr.: Beschäftigung von Verwandten und Verschwägerten in derselben Dienststelle. 
4 Hdschr. Randvermerk: „ab 9. 12. 44 - M(olsen)". Wiedervorlagevermerk: Wv nach 

2 Wochen und hdschr. Zusatz „noch 23. 12.". 
5 Eingangsverm.: 22. Dez. 1944. 
6 Hdschr. Zusatz: „Die besten Wünsche zum Weihnachtsfest!" 
' Aktenvermerk: „Gemahnt IV (Frist läuft)"; vgl. Dok. 4. 
8 Vgl. Dok. 4 und den beiliegenden Aktenvermerk von Molsen vom 21. 12.: „Min.Rat 

Dr. Bock teilt fernmündlich mit, daß sich auch sonst Schwierigkeiten für die Durchführung 
des R. F. Befehls ergeben haben (Wehrmacht). Der Feldkommandostelle sind zunächst Ab­
drucke der einschlägigen Erlasse übersandt. Die Beratungen bei Abt. IV dauern noch an." 
Wiedervorlageverm. für 3.1.1945. 
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Unter Bezugnahme auf die Besprechung der Sachbearbeiter bemerke ich zu der Frage 
der Beschäftigung von Verwandten und Verschwägerten in derselben Dienststelle 
das folgende: 

1. Auf diesem Gebiete ist durch den Erlaß vom 4. 1. 1943 MBliV. S. 39 - bereits 
eine Weisung des Führers bekanntgegeben worden, die die Frage der Beschäfti­
gung naher Verwandter von Behördenleitern in deren eigenem Amtsbereich regelt. 
Nachdem diese Führerweisung vorliegt, ergibt sich zunächst die Frage, ob nicht 
weitere Regelungen auf diesem Gebiet erst nach erneutem Vortrag beim Führer 
herausgegeben werden können. 

2. Weitere Weisungen auf diesem Gebiet werden sich nur dann voll auswirken 
können, wenn sie für den Gesamtbereich der Verwaltung ergehen. Eine Weisung, 
die sich auf den Bereich der inneren Verwaltung beschränken würde, könnte 
sachgemäß kaum durchgeführt werden. 
Werden z. B. nahe Verwandte in der gleichen Gemeinde beim Landratsamt und 
beim Finanzamt beschäftigt, so würde es lediglich in unserer Hand liegen, nach 
Erlaß entsprechender Weisungen für den Bereich des Landratsamts Ordnung zu 
schaffen, während uns auf die Personalverhältnisse beim Finanzamt ein Einfluß 
nicht zusteht. Es ist dann aber durchaus möglich, daß wir zu Lösungen kommen, 
die keineswegs sachgemäß sind (Beispiel: der Landrat müßte ausscheiden, weil 
eine entfernte Verwandte beim Finanzamt in der gleichen Gemeinde als Steno­
typistin angestellt wird?). 

3. Die Weisung des Führers hat den Zweck, unerwünschte Protektionsverhältnisse 
unter Verwandten auszuschließen. Die vom Reichsführer in Aussicht genommenen 
Weisungen sollen demgegenüber offenbar Korruptionsquellen verstopfen. Es liegt 
auf der Hand, daß Korruptionserscheinungen durch die Beschäftigung von Ver­
wandten in einschlägigen Arbeitsgebieten gefördert werden können. Das ist aber 
keineswegs in allen Fällen einer derartigen Beschäftigung von Verwandten so. 
Wenn z. B. zwei Schwestern als Stenotypistinnen beim Landratsamt und beim 
Amtsgericht tätig sind, ist kaum zu erkennen, wie sich hieraus eine Korruptions­
erscheinung entwickeln könnte. Auch im Bereich einer einzigen Behörde sind 
ähnliche Fälle durchaus gegeben, wenn z. B. eine der Schwestern beim Gaswerk, 
die andere bei der Familienunterhaltsstelle tätig ist. Hier kann nach allen mensch­
lichen Berechnungen ernsthaft eine Korruption nicht eintreten. Anders ist der 
Sachverhalt natürlich dann, wenn zwei Verwandte bei dem Ernährungsamt tätig 
sind. Hier können sie in der Tat Hand in Hand arbeiten und Schiebungen durch­
führen. Jedenfalls sind die praktischen Fälle so verschieden, daß sich eine allgemeine 
Regel hier kaum aufstellen läßt. Man könnte deshalb erwägen, ob es nicht genügt, 
den Behördenleitern für ihren eigenen Bereich, aber auch den Behördenleitern im 
Verhältnis zueinander die besondere Pflicht aufzuerlegen, bei der Personal­
besetzung auf diese Dinge zu achten und nach der personellen Seite hin jede Vor­
kehrung zu treffen, die Korruptionserscheinungen durch die Ausnutzung von Ver­
wandtschaftsverhältnissen ausschließt. Legt man diesen Ausgangspunkt zugrunde, 
so wäre natürlich auch für eine Aufteilung der Gemeinden auf solche über und 
unter 300000 Einwohner kein Raum mehr. 

4. In jedem Falle wird von Abt. IV gebeten, bei einer derartigen Regelung auf die 
besonderen Verhältnisse in den ganz kleinen Gemeinden Rücksicht zu nehmen. 
Daß hier beispielsweise die Frau des ehrenamtlichen Bürgermeisters ihrem Mann 
meist ohne Begründung eines Dienstverhältnisses zur Hand geht, ist allgemein 
üblich. Ebenso läßt es sich bei der geringen Auswahl in diesen Gemeinden auch 
nicht immer vermeiden, daß ein naher Verwandter des Bürgermeisters als Hilfs­
kraft eingestellt wird. Irgendwelche Nachteile haben sich aus diesen Verhältnissen 

Vieiteljahrshefte 7/3 
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in der Vergangenhe i t k a u m ergeben u n d dür f ten sich auch i n der Zukunf t n ich t 
e rgeben. 

Ich b i t te , diese Gesichtspunkte bei der Vorlage an den Reichsführer zu v e r w e r t e n u n d 
Abte i lung IV wei te r zu betei l igen. 

Abte i lung IV9 

D o k u m e n t 8 

Schreiben von Minis ter ia l ra t D r . Molsen a n Minis ter ia l ra t D r . Bode, Fe ldkommando­
stelle des Reichsführers-SS, vom 13 . J a n u a r 1945 1 0 

Konzept. 

Liebe r H e r r Bode! 
U n t e r B e z u g n a h m e auf das Ferngespräch vom 12. ds. Mts . übersende ich anbei 
Abschrift meines Schreibens vom 2 3 . D e z e m b e r 19441 1 , der damals beigefügten 
Erlasse übe r Beschäft igung n a h e r Verwand te r von Behördenle i te rn vom 4. J a n u a r 
u n d 15 . Jul i 1943 sowie we i t e r Abschriften dreier Schreiben des Reichsministers u n d 
Chefs der Reichskanzlei vom 2 1 . Sep tember 1942 u n d 2 3 . J u n i 1943 , aus denen sich 
die En t sche idung des Führe r s ergibt1 2 . 

Heil Hi t le r ! 
I h r gez. M(olsen) 

D o k u m e n t 9 

E n t w u r f eines Schreibens an die Feldkommandoste l le des Reichsführers-SS (Minister­
büro) v o m 18. J a n u a r 1945 m i t R a n d b e m e r k u n g e n des Staatssekretärs Stuckart . 

Konzept13. 

Betrifft: Beschäft igung von V e r w a n d t e n u n d Verschwäger ten in derselben Dienststel le . 

D e r Reichsführer h a t t e m i r be i l iegenden E n t w u r f eines Erlasses v o m 1. D e z e m b e r 
1944 zur we i t e r en Er l ed igung zugelei tet . 
Zu diesem E n t w u r f möch te ich folgendes ausführen 1 4 : 
Bei der Aufste l lung des En twur f s ist offenbar n ich t b e k a n n t gewesen, daß die F rage 
der Beschäft igung n a h e r Verwand te r von Behördenle i te rn auf G r u n d e iner F ü h r e r ­
we i sung für den Bereich der a l lgemeinen u n d i n n e r e n V e r w a l t u n g du rch die R u n d ­
erlasse v o m 4. J a n u a r 1943 - I I a 2700 H / 4 2 - 6850 (MBliV. S. 39) u n d v o m 15. Jul i 
1943 - I I a 899/43 - 6850 (MBliV. S. 1162) geregel t worden ist. Abschriften dieser 
Runder lasse w e r d e n beigefügt. Diese Runder lasse sind a n die ande ren Obers ten 
Reichsbehörden m i t der E m p f e h l u n g we i t e rgegeben worden , für i h r e n Geschäfts­
bereich en tsprechend zu ver fahren . 
N a c h d e m diese F ü h r e r w e i s u n g vorliegt , e rg ib t sich die Frage , ob n i ch t we i t e re R e g e -

9 Unterschrift unl. 
10 Hdschr. Randbemerkung: „Durch Kurier ab 13. 1. 45, 1235 mit 5 Anl. (Piepho). Gez. 

Ma(rek)." RA Piepho, Abt. I, fungierte also als Kurier. 
11 Dokument 6. Die Sendung war offensichtlich verloren gegangen. 
12 Nicht bei dem Vorgang. 
13 Handschr. Vermerk: „Rückeingang 23. 2. nachm. M(olsen)". 
14 Hdschr. Randbemerkung Stuckarts: „Es muß dem Reichsführer ein positiver Vorschlag 

gemacht werden, der nicht nur wie bei Führeranweisung auf den Behördenleiter abgestellt 
ist (Unterbindung von Protektions- und Korruptionsfällen). Stuckart." 
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lungen auf diesem Gebiet erst nach erneutem. Vortrag beim Führer herausgegeben 
werden könnten . . .15 

Es wird gebeten, die vorstehenden Bedenken dem Reichsführer nochmals vorzutragen. 
I. A.16 

Dokument 10 

Schreiben des Landrats Dr. Hoffmann (Ministerbüro/Feldkommandostelle) an die 
Abteilung III im Reichsministerium des Innern vom 7. März 1945 

Ausfertigung. 

Vermerk für Herrn Ministerialrat Bake17 

Am 17. 1. 45 erbat Dr. Bode von Herrn Ministerialrat Dr. Joachim die Vorlage eines 
Erlaßentwurfes über das Verbot der Verwandtenbeschäftigung. Da bis heute ein 
Erledigungsvermerk hierüber nicht vorliegt, darf ich daran erinnern. 

gez. Hoffmann 

Dokument 11 

Erlaßentwurf der Abteilung III 
Auszug aus dem nur teilweise erhaltenen Entwurf eines Schreibens an die Feldkommandostelle vom 
[14. März 194S]18. 

Beschäftigung von Verwandten im öffentlichen Dienst. 

Die Beschäftigung von Verwandten im öffentlichen Dienst darf nicht dazu führen, 
daß Konflikte zwischen persönlichen und dienstlichen Interessen entstehen. Die nicht 
zu verantwortende Protektion muß ebenso ausgeschlossen sein wie die verderbliche 
Korruption. Bei jeder Einstellung und bei jedem Einsatz von Dienstkräften ist auf 
die Abwendung dieser Gefahren besonders zu achten. Etwa noch erforderliche Maß­
nahmen sind unverzüglich zu treffen; insbesondere ist sicherzustellen, daß Verwandte 
nicht in denselben oder zusammenhängenden Sachgebieten beschäftigt werden. 
Als Verwandte gelten: 
Vater, Mutter, Sohn, Tochter, Bruder, Schwester, Ehefrau, Braut, Schwager, Schwä­
gerin, Onkel, Tante, Vetter, Base und Brüder und Schwestern von Verschwägerten 
(Schwippschwagerschaft19). 
Die Behörden- und Dienststellenleiter sind für die Durchführung dieses Erlasses und 
der Erlasse vom 4. 1. und 15. 7. 1943 persönlich verantwortlich. 

Dokument 12 

Aktenvermerk des persönlichen Referenten von Staatssekretär Stuckart, Oberregie­
rungsrat Finsterwalder, vom 21. März 1945 

15 Der weitere Text übernimmt weitgehend wörtlich die Fassung der Abt. IV (Dokument 7) 
und ist deshalb fortgelassen. 

16 Abgez. für Abt. IV: Loschelder, Abt. III u. II. Molsen, Staatssekretär Stuckart (18. 1. 
1945). 

17 Abt. III A. Eingang am 9. 3. 1945, Az.: III 1 (Li) 112/45. Vermerk: Herrn Dr. Molsen. 
18 Bl. 1 fehlt. Abgez. Molsen (14. 3.), Schmidt-Brücken, Abt. I (20. 3.), Loschelder, 

Abt. IV (20. 3.). 
19 Randvermerk von Ministerialrat Dr. Joachim (Abt. III): „Ich halte die Einbeziehung 

von [Braut sowie Vetter bei Schwippschwagerschaft] für zu weitgehend". Dazu Vermerk 
Molsens: „Vgl. den Originalbefehl des Reichsführers-SS." 
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Mschr. Aufzeichnung mit Paraphe Molsens vom 22. 3. 

Vermerk für Herrn Ministerialrat Molsen. 

Herr Staatssekretär ist der Auffassung, daß der Reichsführer mit dem vorliegenden 
Entwurf nicht einverstanden sein wird, da er auch sprachlich nicht den Gepflogen­
heiten des Reichsführers entspreche. Der Staatssekretär läßt deshalb bitten, die Frage 
noch einmal zu überprüfen und denkt in etwa an folgende Fassung: 

Ich verbiete grundsätzlich die gleichzeitige Beschäftigung von Verwandten in 
derselben Dienststelle. Die Beschäftigung in derselben Behörde darf nur er­
folgen, wenn sie in sachlich völlig verschiedenen Dienststellen oder Abteilun­
gen möglich ist und der Behördenleiter persönlich die fraglichen Beschäftigungs­
verhältnisse überprüft und ihre Unbedenklichkeit mit seiner Unterschrift 
aktenkundig gemacht hat. 
Als Verwandte gelten: 
Vater, Mutter, Sohn, Tochter, Bruder, Schwester, Ehefrau, Braut, Schwager, 
Schwägerin, Onkel, Tante, Vetter, Base und Brüder und Schwestern von Ver­
schwägerten (Schwippschwagerschaft). gez. Finsterwalder 

Dokument 13 

Schreiben des Staatssekretärs des Innern an den Reichsführer-SS vom 5 

Konzept mit eigenhändigen Korrekturen Stuckarts. 

Der Staatssekretär des Innern Berlin, den 5 
III 12-6810/115.4.45 
Referent: MR. Dr. Molsen 

An den Reichsführer-SS 
Betr.: Beschäftigung mehrerer Familienangehöriger im öffentlichen Dienst. 

Befehl vom 1. Dezember 1944. 

Für die allgemeine und innere Verwaltung sind bereits zwei Erlasse zu der Beschäfti­
gung mehrerer Familienangehöriger im öffentlichen Dienst herausgegeben, und zwar 
am 4. 1. und 15. 7. 1943. Sie gehen auf eine Führerweisung zurück und verbieten -
von der herkömmlichen und unbedenklichen Mitarbeit von Familienangehörigen bei 
kleinen Dienststellen, z. B. ländlichen Bürgermeistereien, abgesehen — die Beschäfti­
gung naher Verwandter von Behördenleitern in deren eigenem Arbeitsbereich. 
Die Obersten Reichsbehörden sind seinerzeit gebeten worden, entsprechende Maß­
nahmen zu treffen. 
Der Befehl vom 1. 12. 1944 geht über die bisherige Regelung in doppelter Hinsicht 
hinaus, indem er 

1. Angehörige derselben Dienststelle (Beamter, Angestellter und Arbeiter) 
umfaßt und 

2. in Gemeinden unter 300 000 Einwohnern nur ein Familienmitglied im 
öffentlichen Dienst überhaupt zuläßt. 

Die Erlasse vom 4. 1. und 15. 7. 1943 wurden auf die Verwandtschaft zum Behörden­
leiter beschränkt, weil im allgemeinen von weitergehenden Verwandtenbeschäfti­
gungen Nachteile nicht zu erwarten waren21. Unbegründete persönliche Vorteile im 
Dienst konnten im wesentlichen nur durch den Behördenleiter erlangt werden. Unred­
lichkeiten im Dienst durch gemeinsames Handeln von Verwandten waren im ganzen 
gesehen nicht zu verzeichnen, weil 

April 1945 

April 194520 

20 Korrigiert aus „März". 
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1. diese Dienstkräfte infolge ihrer Auswahl aus persönlich bekannten, zuverlässigen 
Beamtenfamilien Gewähr für gewissenhafte und redliche Arbeit boten und weil 

2. ihre Tätigkeitsgebiete sich nur in vereinzelten, im übrigen vermeidbaren Ausnahme­
fällen berührten. 

Es hat sich auch weiterhin gezeigt, daß die in anständiger Ehr- und Pflichtauffassung 
erzogenen Angehörigen von Beamten wertvolle Mitarbeiter im öffentlichen Dienst sind, 
die ihm nach Möglichkeit erhalten bleiben sollten. 
Es kommt nur darauf an, sie richtig einzusetzen. Verwandte dürfen in derselben Dienst­
stelle nicht die gleichen oder sich berührenden Angelegenheiten bearbeiten, weil diese 
Beschäftigungsarten Konfliktsmöglichkeiten in sich schließen. Die erste Art des Arbeits­
einsatzes verbietet sich von selbst, die zweite, die dem Umfange nach nicht so häufig 
ist, wie es scheinen könnte, ist zu vermeiden, Verwandte können also beispielsweise nicht 
im Ernährungs- oder Wirtschaftsamt oder auf der Kartenstelle zusammenarbeiten oder 
gleichzeitig bei je einer dieser Stellen beschäftigt werden. Es dürfte aber nichts dagegen 
einzuwenden sein, daß die Tochter des Reg. Inspektors, der in der Schulabteilung der 
Regierung tätig ist, die Schreibarbeiten des Reg.-Veterinärrates erledigt, daß die Frau 
des Amtsgehilfen im Landratsamt als Putzfrau im Hochbauamt eingesetzt wird oder 
daß die Tochter des Katasterdirektors als medizinisch-technische Assistentin beim Ge­
sundheitsamt wirkt. Es ist sicher auch nicht beabsichtigt, die seit jeher übliche und be­
denkenfreie Mitarbeit der Ehefrau und Kinder des ehrenamtlichen Bürgermeisters zu 
unterbinden, zumal ein solches Vorgehen die Tätigkeit des ehrenamtlichen Bürgermei­
sters überhaupt in Frage stellen könnte22. Alle solche wünschenswerten oder auch nur 
ungefährlichen, teils sogar notwendigen Verwandtenbeschäftigungen aber würden mit 
der Durchführung des Befehls vom 1. 12. 1944 unmöglich werden. Er soll der Be­
kämpfung der Korruption dienen, wie mit der Führerweisung die unerwünschte 
Protektion verhütet werden soll. Um beiden Notwendigkeiten Rechnung zu tragen 
und die Behördenarbeit vor vermeidbaren Belastungen zu bewahren, schlage ich daher 
anstelle des uneingeschränkten Beschäftigungsverbots für Verwandte folgenden Er­
laß an die nachgeordneten Dienststellen vor, der den Obersten Reichsbehörden mit 
der Anregung zu entsprechendem Verfahren mitzuteilen wäre: 

„Beschäftigung von Verwandten im öffentlichen Dienst. 
Ich verbiete die gleichzeitige Beschäftigung von Verwandten in derselben Behörde 
oder Dienststelle. 
Ausnahmen sind nur zulässig, wenn es sich um die herkömmliche Mitarbeit naher 
Verwandter bei kleinen Dienststellen (z. B. ländlichen Bürgermeistern) handelt oder 
wenn die Beschäftigung von Verwandten auf völlig verschiedenen und voneinander 
unabhängigen Sachgebieten möglich ist. Der Behörden- oder Dienststellenleiter hat 
die Unbedenklichkeit einer solchen Ausnahme persönlich zu prüfen und mit seiner 
Unterschrift aktenkundig zu machen. 
Als Verwandte gelten: 
Vater, Mutter, Sohn, Tochter, Bruder, Schwester, Ehefrau, Braut, Schwager, Schwä­
gerin, Onkel, Tante, Vetter, Base und Brüder und Schwestern von Verschwägerten 
(Schwippschwagerschaft)." 
Ich bitte um Zustimmung. Heil Hitler! 

(Ihr gez. Stuckart)23 

21 Bis hier Wiedergabe der von Stuckart korrigierten Fassung. 
22 Kursiv gesetzter Text von Stuckart gestrichen. 
23 Dazu Datum: 27.3. sowie hdschr. Vermerk Stuckarts: „Sofort!" Eingangsvermerk 

Schreibzimmer 10. 4. Vermerk: „abg. Ku(rier) 16. 4. m(it) 2 Anl. Mitzeichnungen Abt. I, 
IV, III. 
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ZEITGESCHICHTE IM HISTORISCHEN 

Die Tschechoslowakische Akademie 
der "Wissenschaften in Prag wurde im 
Jahre 1953 nach sowjetischem Muster 
gegründet mit dem Ziel, die wissenschaft­
liche Forschung in der CSSR zu organi­
sieren. An der Akademie entstanden 
einzelne Institute für die verschiedenen 
Fächer der Natur- und Geisteswissen­
schaften. 

Das neugegründete Historische In­
stitut (Ceskoslovenská Akademie ved His-
toricky Ústav, Praha 1, Jifska 3) befaßte 
sich zu Anfang nur mit der tschechischen 
Nationalgeschichte, später wurde auch 
die Behandlung ausländischer und welt­
geschichtlicher Probleme mit einbezogen. 
Eine Zweigstelle des Prager Historischen 
Instituts wurde in Brünn geschaffen. Als 
dann in Preßburg die Slowakische Aka­
demie der Wissenschaften gegründet 
wurde, erhielt sie ebenfalls ein histori­
sches Institut. 

Das Prager Historische Institut glie­
dert sich in folgende Abteilungen: 1. Al­
tertum, 2. Mittelalter bis 1526 (Beginn 
der Habsburgischen Regierung in den 
böhmischen Ländern), 3. Neuzeit: a) 1526 
bis 1848 und b) 1848 bis 1918, 4. Zeit­
geschichte. Diese zeitgeschichtliche Ab­
teilung ist ebenfalls in zwei Sektionen 
aufgeteilt: a) 1918 Ms 1938 (Leiter Jurij 
Krizek, sieben wissenschaftliche Mitar­
beiter),b) 1938 bis zur Gegenwart (Leiter 
Milan Otáhal, acht wissenschaftliche Mit­
arbeiter). 

In der ersten Sektion der zeitgeschicht­
lichen Abteilung wird vor allem die Ge­
schichte der ersten Tschechoslowakischen 
Republik untersucht. Hier entstanden in 
den letzten Jahren einige wichtige Ar­
beiten, die sich auch mit der Vorge­
schichte des Ersten Weltkrieges befassen, 
so zum Beispiel die Schriften von Zdenek 
Solle über die Arbeiterbewegung in der 
Habsburger Monarchie und von Jiri 
Koralka, der sich insbesondere auch der 
Aufhellung der Nationalitätenfrage wid-

INSTITUT DER PRAGER AKADEMIE 

met. In diesen Bereich gehören weiter 
die Arbeiten von Jurij Krizek über den 
Zerfall des Österreich-ungarischen Staates 
und grundlegende Studien zur Wirt­
schaftsgeschichte von Jaroslav Purs, wel­
che die ökonomischen Voraussetzungen 
der historischen Entwicklung darlegen. 
Mit diesen historischen Studien stehen 
die Publikationen der Archivdokumente 
über den Widerhall der russischen Revo­
lution von 1905/07 in den böhmischen 
Ländern von O. Kodedová und über den 
Widerstand der tschechischen Bevölke­
rung während des Ersten Weltkrieges 
von Libuse Otáhalová im Zusammen­
hang. Der Politik der deutschen Parteien 
in der CSR 1918-1938 sind zwei Bände 
von Jaroslav Cesar und Bohumil Cerny 
gewidmet. Eine Arbeit von Milan Otáhal 
befaßt sich mit der Problematik der Bo­
denreform nach dem Ersten Weltkrieg; 
J. Cesar und M. Otáhal veröffentlichten 
auch einen Dokumentenband über die 
revolutionäre Bewegung unter den Land­
arbeitern. Die Studien von Alena Ga-
janovä gehen von der Wirtschaftskrise 
in den dreißiger Jahren aus und ver­
suchen die Folgen dieser Krise in der 
Innen- und Außenpolitik darzustellen. 
Arbeiten von Bohumil Cerny befassen 
sich mit der deutschen Emigration in die 
CSR in den Jahren 1933-1938. 

Innerhalb der zweiten Sektion der Ab­
teilung Zeitgeschichte wurde die natio­
nalsozialistische Wirtschaftspolitik im Pro­
tektorat Böhmen und Mähren in einem 
dreibändigen Werk von Vaclav Král be­
arbeitet. Der gleiche Autor veröffent­
lichte auch umfangreiche Dokumenten­
bände über „Die Deutschen in der 
Tschechoslowakei 1933-1947" und über 
das Münchner Abkommen von 1938. 
Jiri Dolezal beschäftigt sich mit der tsche­
chischen und slowakischen Widerstands­
bewegung während des Zweiten Welt­
krieges. Er ist außerdem Mitglied der 
Kommission für die Geschichte des Wider-
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Standes im Zweiten Weltkrieg, die die 
Zeitschrift „Widerstand und Revolu­
tion" herausgibt. Über den Prager Auf­
stand im Mai 1945 arbeitete Karel Barto-
Sek, und Vilem Precan trug mit einem 
umfangreichen Dokumentenband über 
den slowakischen Nationalaufstand im 
August 1944 sehr zur Erhellung dieses 
Kapitels der Widerstandsbewegung bei. 
Die Tätigkeit der tschechoslowakischen 
Regierung im Londoner Exil wird in 
einer zweibändigen Dokumentation von 
M. Cervinková und L. Otáhalová darge­
stellt. Vera Psotová beschäftigt sich mit 
der nationalsozialistischen Kulturpolitik 
im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen 
die Studien von Karel Kaplan über die 
ökonomische und politische Entwicklung 
in der CSR in den Jahren 1945-1948 
und von Vlastimil Lacina über die Kol­
lektivierung der Landwirtschaft nach 
1945. Im Zusammenhang mit diesen Ar­
beiten erscheinen zwei Dokumenten­
bände über die Zeit von Mai 1945 bis 
Februar 1948. Als Kollektivarbeit ent­
stand im Historischen Institut außerdem 
ein Abriß der tschechoslowakischen Ge­
schichte 1918-1945, ein vierter Band 
über die Geschichte von 1945 bis zur Ge­
genwart ist im Druck. 

Aus dem Bereich der allgemeinen, das 
heißt nicht nationalen Geschichte seien 
die Arbeiten von J. Cesar über den Zer­
fall des britischen Imperiums, von Milos 
Hájek über die internationale Arbeiter­
bewegung und die philosophischen Stu­
dien zur Problematik der deutschen Ge­
schichte von Bedrich Loewenstein er­
wähnt. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter des 
Historischen Instituts stehen in ständi­
gem Kontakt mit ihren ausländischen 
Kollegen, Forschungsarbeiten führten 
sie in zahlreiche ausländische Archive (so 
nach Moskau, Warschau, Bukarest, Buda­
pest, Sarajewo, Wien, Potsdam, Berlin, 
Merseburg, Bonn, Koblenz und Mün­
chen). Einzelne Mitarbeiter des Instituts 
wirken auch als Mitglieder gemeinsamer 
historischer Kommissionen mit Histori­

kern aus der DDR, Polen, Jugoslawien, 
Ungarn, Österreich und der Sowjetunion. 

Die Zeitgeschichtsschreibung ist stets 
in einem besonderen Maße der Gefahr 
ausgesetzt, daß ihr Gegenstand aus einem 
sehr subjektiven Blickwinkel betrachtet 
und bewertet wird; auch in der CSSR 
konnte die Historiographie der Zeit­
geschichte diesen Fehler nicht vermeiden. 
Sehr stark wirkte sich der Einfluß der 
stalinistischen Tendenzen in der Ge­
schichtsschreibung aus; die Wissenschaft 
sollte den Bedürfnissen der Politik unter­
geordnet werden. Vor allem die Periode 
der Ersten Tschechoslowakischen Repu­
blik zwischen den beiden Weltkriegen 
wurde einer übertriebenen Kritik unter­
worfen, die insbesondere die beiden Prä­
sidenten T. G. Masaryk und Eduard 
Benes traf. Der Gesichtspunkt des Klas­
senkampfes sollte in allen Fragen maß­
gebend sein. In den letzten Jahren be­
müht sich jedoch die tschechoslowakische 
Historiographie um eine objektive — nicht 
voluntaristische - Darstellung der Zeit­
geschichte. 

Das Historische Institut der Akademie 
hat eine gemeinsame Bibliothek, die auch 
ausländischen Historikern zugänglich ist. 
Die Mitarbeiter des Instituts sind gern 
bereit, ausländischen Kollegen bei ihren 
Forschungen in den tschechischen Archi­
ven und Bibliotheken zu helfen. Für die 
nächste Zeit planen die beiden Sektionen 
der zeitgeschichtlichen Abteilung Collo-
quien mit ausländischen Historikern an­
läßlich des 25. Jahrestages des Münchner 
Abkommens und über die Bedeutung 
und den Einfluß der russischen Oktober­
revolution. Des weiteren wird eine große 
internationale Konferenz über die Ent­
stehung der Ersten Tschechoslowakischen 
Republik im Jahre 1918 vorbereitet. 

Das Historische Institut gibt eine hi­
storische Zeitschrift (Sbornik historicky), 
die sechsmal im Jahr erscheint, ein histo­
risches Jahrbuch (Ceskoslovensky casopis 
historicky) und die fremdsprachige Zeit­
schrift „Historica" (zweimal im Jahr) mit 
Beiträgen aus der Zeitgeschichte heraus. 

Bohumil Cernij 
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TSCHECHOSLOWAKISCH-DEUTSCHES HISTORIKER-COLLOQUIUM 

In Fortführung des im Mai 1964 in 
Prag begonnenen deutsch-tschechoslowa­
kischen Historikergesprächs (vgl. diese 
Zeitschrift, Jg. 12, 1964, Seite 457f.) 
veranstaltete das Institut für Zeitge­
schichte am 20. und 21 . Februar 1968 in 
der Bayerischen Akademie der Wissen­
schaften in München ein Colloquium 
tschechoslowakischer und deutscher Hi­
storiker über die deutsch-tschechoslowa­
kischen Beziehungen zwischen den beiden 
Weltkriegen. Von tschechoslowakischer 
Seite nahmen daran teil: Frau Professor 
Vera Olivová (Universität Prag), Herr 
Vaclav Kral (Direktor des Instituts für 
die Geschichte der europäischen soziali­
stischen Länder in Prag), Professor Ed­
vard Fris (Historisches Institut der Slo­
wakischen Akademie der Wissenschaften, 
Preßburg), die Herren Milos Hajek, Bo-
humil Cerny und Jiri Dolezal vom Histo­
rischen Institut der Tschechoslowakischen 
Akademie der Wissenschaften, Prag, und 
Vaclav Kural (Militärhistorisches Insti­
tut, Prag). Von deutscher Seite beteilig­
ten sich u.a. die Professoren Karl Bosl, 
Georg Stadtmüller (beide München), 
Günter Stökl (Köln), Paul Kluke, Klaus 
Zernack (beide Frankfurt), Hans Roos 
(Göttingen), Friedrich Prinz (Saarbrük-
ken), Univ. Dozent Ferdinand Seibt (Mün­
chen) und Mitarbeiter des Instituts für 
Zeitgeschichte. 

Das erste Referat der Tagung am Vor­
mittag des 20. Februar hielt Frau Olivová 
über die „Tschechoslowakisch-deutschen 
Beziehungen 1933-1937". In ihrer vom 
nationaltschechischen Standpunkt aus 
entwickelten Darstellung der Prager Re­
gierungspolitik ging sie auch auf die Si­
tuation der Jahre vor 1933 ein, wies auf 
den tschechoslowakischen Beitrag zu ei­
ner deutsch-französischen Annäherung 
hin (Locarno-Politik) und betonte die 
Verständigungsbereitschaft Benes' und 
der Prager Burggruppe, die sich an den 
Prinzipien des Völkerbundes orientierte, 
gegenüber Deutschland auch nach 1933. 
Die Zäsur in der Entwicklung der Bezie­
hungen beider Staaten liege in den Jah­

ren 1936/37. Die von Berlin geförderte 
zunehmende Radikalisierung der innen­
politischen Gegensätze zwischen den 
Volksgruppen ließen die Möglichkeiten 
einer Ausgleichspolitik schwinden, und 
als sich die Appeasementpolitik auch in 
Frankreich durchsetzte, sah sich die CSR 
von ihren bisherigen Bündnispartnern 
verlassen und in eine Isolierung ge­
drängt, die fast zwangsläufig zu einer 
Hinwendung zur Sowjetunion führen 
mußte. 

Das Referat des Nachmittags von Jörg 
Hoensch (Tübingen) „Die CSR in der 
deutschen Außenpolitik 1933-1937" be­
stätigte und ergänzte dieses Bild von der 
deutschen Seite her. Unter Außenmini­
ster Neurath wurde die im Hinblick auf 
die CSR traditionelle, auf Ausgleich be­
dachte Haltung des Auswärtigen Amtes 
fortzuführen versucht, doch Hitler trieb 
auch in Berlin die Verteidiger des Status 
quo zusehends in die Enge. Benes' Ver­
suche einer Beschwichtigung der Berliner 
Regierung blieben ergebnislos, sein An­
gebot eines Nichtangriffspaktes wurde von 
Hitler ausgeschlagen. Mit besonderer 
Betonung der Aktivität und Verantwor­
tung von Hitler selbst legte Hoensch die 
einzelnen Phasen der nationalsozialisti­
schen Politik gegenüber der CSR dar und 
zeigte an diesem Beispiel, wie Hitlers 
Forderung nach Revision des Versailler 
Vertrages lediglich zur Camouflage seiner 
Expansionspolitik diente. 

Einen ergänzenden Diskussionsbeitrag 
zu diesen beiden Vorträgen gab Milos 
Hajek mit einem Bericht über neue For­
schungen zur Haltung der deutschen und 
der tschechoslowakischen Kommunisten 
zueinander innerhalb der Komintern. 
Aufgabe der weiteren Forschung sei es 
zu ergründen, was Taktik und was Ge­
sinnung der Führer der Parteien gewesen 
sei. 

An die beiden Hauptvorträge des ersten 
Tages schlossen sich am 21 . Februar 
mehrere Referate an, die über das spe­
zielle außenpolitische Thema hinaus­
gehend, dieses aber immer voraussetzend, 
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neuere tschechische und deutsche For­
schungsergebnisse zu Einzelaspekten 
der Beziehungen beider Länder wieder­
gaben. 

Das erste Referat dieses Tages „Zur 
Entstehung der Sudetendeutschen Partei" 
hielt Hermann Graml (Institut für Zeit­
geschichte). Der Wunsch nach einer 
sudetendeutschen Einheitspartei sei die 
Folge der gescheiterten Versuche eines 
deutsch-tschechischen Ausgleichs gewe­
sen. Die Sehnsucht nach Einheit der 
Deutschen in der CSR äußerte sich in 
einer antipluralistischen Form. Dem Re­
ferenten ging es nicht zuletzt darum dar­
zulegen, daß eine de facto faschistische 
Partei auch dann entstehen könne, wenn 
im Grunde liberale, begründbare Forde­
rungen sich in einem demokratischen 
Staat nicht durchsetzen ließen. 

Bohumil Cerny gab anhand neu er­
schlossener Dokumente der damaligen 
tschechoslowakischen Fremdenpolizei 
einen Überblick über die verschiedenen 
politischen Gruppen der deutschen Emi­
gration in der CSR nach 1933 und deren 
Tätigkeit. Unter dem Eindruck der un­
versöhnlichen Politik Hitlers und der 
nationalsozialistischen Übergriffe auf 
tschechischem Boden (Attentate auf For­
min und Lessing) wandelte sich die ur­
sprünglich diesen Gruppen gegenüber 
sehr mißtrauische Haltung der amt­
lichen tschechoslowakischen Stellen in 
offene Unterstützung. 

Der Nachmittag brachte zwei Beiträge 
zur Geschichte des nationalsozialistischen 
Protektorats über Böhmen und Mähren 
1939-1945. Detlef Brandes (München) 
referierte über die „Grundzüge der 
deutschen Protektoratspolitik", die sich 
in ihren einzelnen Phasen unter Neurath, 
Heydrich und Frank in der Behandlung 
der tschechischen Bevölkerung stark 
unterschied, je nach politischen und 
kriegswirtschaftlichen Erfordernissen. 
Doch ging die allgemeine Tendenz 
der Protektoratsverwaltung dahin, durch 
Schaffung einer relativ zufriedenstellen­
den sozialen Lage der Bevölkerung po­

litischer Unruhe und Widerstand seitens 
der Tschechen entgegenzuwirken. 

Daß es trotzdem eine zunehmende 
tschechische Widerstandsaktivität gege­
ben hat, zeigte der Bericht von Vaclav 
Kural über den „tschechischen Wider­
stand in den Jahren 1939-1941". Aus­
einandersetzungen über die tschechische 
Staatsidee unter den nationalen Gruppen 
und Meinungsverschiedenheiten über 
die Taktik des Vorgehens schwächten 
aber von Anfang an die Aktivität. Die 
KPC verhielt sich erst sehr zurückhal­
tend, zudem stand sie in scharfem Gegen­
satz zum nationalen Lager. Mit der Ver­
schlechterung des deutsch-sowjetischen 
Verhältnisses erhielt aber auch in den 
bürgerlichen Gruppen die Tendenz zur 
Anlehnung an den großen slawischen 
Nachbarn wieder die Oberhand. So 
bildete sich noch vor dem 22. Juni 1941 
eine einheitliche nationale und sozialisti­
sche Widerstandsfront „für eine neue 
Freiheit der CSR". 

Das Colloquium schloß ab mit einer 
etwa einstündigen Generaldiskussion und 
einem anschließenden Empfang in den 
Räumen des Instituts für Zeitgeschichte. 
Der Stiftung Volkswagenwerk ist zu dan­
ken, daß sie durch eine großzügige finan­
zielle Unterstützung die Durchführung 
dieser Tagung ermöglichte. 

Alle Diskussionen, auch die der einzel­
nen Vorträge, hielten sich in einem nüch­
tern-sachlichen Stil und einer sehr har­
monischen Atmosphäre, die die starken 
Bemühungen beider Seiten erkennen ließ, 
auf der Basis objektiver Geschichtswis­
senschaft zu einem neuen wirklichkeits­
getreuen Bild der Beziehungen beider 
Völker in der Vergangenheit zu kommen 
und damit Belastungen ihres gegenwär­
tigen Verhältnisses auszuräumen und 
bessere Beziehungen für die Zukunft zu 
schaffen. Es ist zu hoffen, daß die mit 
den Kollegen der tschechoslowakischen 
Geschichtswissenschaft hergestellten Kon­
takte in einer für beide Seiten frucht­
baren Weise fortgeführt und intensiviert 
werden können. H. Auerbach 



Notizen 

DEUTSCH-FRANZOSISCHES HISTORIKER-SEMINAR 

Vom 16.-21. 4. 1968 fand in Grainau 
(Obb.) ein Treffen jüngerer französischer 
und deutscher Historiker statt, das sich 
mit der Problematik der Erforschung der 
Geschichte des Ersten Weltkrieges aus 
deutscher und französischer Sicht befaßte. 
Als fachliches Ergebnis dieser Tagung 
kann festgestellt werden, daß sich die 
Auffassungen über die Probleme des 
Ersten Weltkriegs auf beiden Seiten weit­
gehend angenähert haben. Das Seminar 
erbrachte zudem fruchtbare gegenseitige 
Anregungen für die weitere Forschung. 

Wesentliche Absicht des Seminars war 
es, ständige Kontakte zwischen französi­
schen und deutschen Historikern zu 
schaffen. Auf beiden Seiten wird eine In­
tensivierung solcher Kontakte gewünscht. 
Wie sich in der Diskussion ergab, besteht 
die Hauptschwierigkeit dabei in der 
Frage, wer die erforderliche organisato­
rische Arbeit für die Vorbereitung solcher 
Treffen übernimmt. Für München er­
klärte sich die Akademische Auslandsstelle 
e. V., die auch das Treffen in Grainau 
organisierte, dazu bereit; Professor d'Hoop 
will in Frankreich sich um eine entspre­
chende Organisation kümmern. Das 

deutsche Historische Institut in Paris 
wird solche Veranstaltungen mit Rat und 
Tat unterstützen. 

Bei der Diskussion über künftige stän­
dige Kontakte wurden folgende Möglich­
keiten als wünschenswert bezeichnet: 
1. Seminar-Veranstaltungen mit wech­

selnden Themen in Frankreich und 
Deutschland mit fachlicher Vorberei­
tung der Teilnehmer in Seminaren an 
deutschen und französischen Hoch­
schulen. 

2. Feste Verbindungen zwischen histori­
schen Instituten in Deutschland und 
Frankreich, in Frankreich möglichst 
auch mit Universitäten in der Provinz. 

3. Kontaktstipendien, die es jungen Histo­
rikern ermöglichen sollen, gewisse 
Forschungsziele zu verfolgen. 

4. Gemeinsame deutsch-französische Pu­
blikationen über bestimmte historische 
Themen, so z. B. über den deutsch­
französischen Krieg 1870/71. 
Als nächste Veranstaltung plant die 

Akademische Auslandsstelle in München 
in Verbindung mit dem Institut für Zeit­
geschichte ein Treffen mit Historikern der 
Universität von Clermont-Ferrant. H.A. 
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